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WULF SIEWERT: 
Neue Wege der deutschen Außenpolitik 


Der deutschen Außenpolitik fehlt jeder große Gedanke. Ziellosigkeit der außen- 
politischen Leitung des Reiches und der Mangel an grundlegenden Richtlinien 
machen sich in allen Fragen bemerkbar. Die zahlreichen ergebnislosen Konferenzen 
mit ihren stereotypen, nichtssagenden Kommuniquees (,ro Jahre Händeschütteln“ 
nannte es Lloyd George) wirken noch enttäuschender und niederziehender als das 
vollständige Versagen des Völkerbundes. Überall aber wird dieses Theater krampf- 
haft weitergespielt, um nicht sehen zu müssen! Die Nachkriegspolitik Deutsch- 
lands, die ganz auf internationale Verständigung und Mitarbeit im Völkerbund ein- 
gestellt war, ist völlig festgefahren. Mit den heutigen Methoden ist nicht mehr 
weiterzukommen, das muß einmal eindeutig festgestellt werden. Die Fronten haben 
sich nun lange genug „geklärt“, um die wahren Absichten der Regierungen zu er- 
kennen. Über allem konventionellen Verständnis der englischen und amerikanischen 
Staatsmänner (meistens der gerade nicht beamteten) für die deutsche Notlage steht 
als ernüchternde Tatsache das Unvermögen, uns zu helfen. Abgesehen von Frank- 
reich, das den Wiederaufbau Deutschlands verhindern will, läßt sich nur eine er- 
schreckende Passivität der Nationen gegenüber der Weltpolitik und Weltkrise fest- 
stellen. Aus dieser Erkenntnis heraus gilt es, neue Wege der deutschen Außen- 
politik zu suchen und zu finden, denn Deutschland kann nicht mehr warten! Die 
Zeit drängt, und die Not hat bald den Punkt erreicht, wo jede Rettung zu spät käme. 

In den heutigen Formen ist die deutsche Politik aussichtslos. Militärischer Wider- 
stand kommt nicht in Frage; ebensowenig hilft uns aber die rein rhetorische Ver- 
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fechtung unseres berühmten Rechtsstandpunktes, solange wir nicht Druckmittel zur 


Verfügung haben oder Konsequenzen zu ziehen bereit sind. 


Bei der ungeheuren Abhängigkeit Deutschlands vom internationalen Kapital- | 
markt wird jeder politische Schritt von Frankreich im Keime erstickt. Die Rolle, 


die Paris als politisches und finanzielles Zentrum und Basel als französischer Vor- 


posten spielen, ist zu bekannt. Nur selten aber offenbart sich die diplomatische | 
Wühlarbeit so deutlich wie voriges Jahr bei dem Zusammenbruch der österreichi- l 


schen Kreditanstalt und der deutschen Banken. Die jeweilige Bewilligung des Redis- 


kontkredits der BIZ. für die Reichsbank stellt ebenfalls eine schwere Belastung 


für uns dar. j 


Die Frage lautet, wie können wir uns diesem Finanzdruck entziehen und dadurch 


unsere Politik aktivieren? Wir befinden uns in einem Handelskrieg von weltweiten 
Ausmaßen, in dem die Außenwelt große Barzahlungen von uns verlangt, gleich- 
zeitig aber den deutschen Warenexport, der die einzig mögliche Bezahlung sein 
kann, mit allen Mitteln bekämpft. Das Weltkreditsystem löst sich dabei sichtbar auf. 
Neue Kapitalien werden nicht mehr angelegt, sondern nur noch alte eingezogen. 
Der Auslandsverkehr der deutschen Banken spielt sich daher nur noch zum Zweck 
der Abwicklung alter Beziehungen ab. Daß hierdurch die deutsche Zahlungsbilanz 
vor eine ernste Lage gestellt wird, läßt sich leicht denken. 

Werfen wir einen Blick auf die voraussichtliche Entwicklung der deutschen 
Devisenlage 1932, wie sie der Bericht der Deutschen Bank und Diskonto-Gesellschaft 
darstellt. Danach verteilt sich die deutsche Devisenbelastung (außerhalb des Waren- 
verkehrs) auf die Verzinsung und Tilgung der langfristigen Auslandsanleihen mit 
820 Mill. M., auf die Verzinsung der Stillhalteschuld nebst Rückzahlungen mit 
Aoo Mill. M. und auf Teilrückzahlungen mittelfristiger Kredite von 100—200 Mill. 
Mark. Das ergäbe eine Gesamtbelastung von 1300—1/0oo Mill. M., eine Summe, 
die eher zu niedrig gegriffen erscheint. So errechnet der Beneduce-Bericht auch 
ı450 Mill. M. an Verpflichtungen. Zählt man aber noch die Rückkäufe deutscher 
Anleihen im Ausland, Kapitalflucht und sonstige schwer kontrollierbare Zahlungen 
hinzu, so ergibt sich eine Devisenbelastung von fast > Milliarden M., auf den Monat 
umgerechnet zirka 150 Mill. M. Diese Devisen können wir heute, da uns alle Kredite 
gesperrt sind, nur durch Exportüberschuß verdienen. Es ist richtig, daß wir noch 
eine aktive Handelsbilanz haben, aber ebenso richtig, daß der Ausfuhrüberschuß 
in stetem Sinken begriffen ist. Tatsächlich hat sich die deutsche Ausfuhr seit 1929 


halbiert und ist besonders Anfang 1932 sprunghaft zurückgegangen, denn die eng- | 
lischen Zölle z. B. machen sich jetzt erst bemerkbar. Im ersten Quartal 1932 haben 


wir den notwendigen Ausfuhrüberschuß nicht erreicht, und so war die Reichs- 


bank gezwungen, 170 Mill. M. in Gold und Devisen herzugeben. Im April betrug | 
der Ausfuhrüberschuß sogar nur 54 Mill. M. Erschwerend tritt bei der Ausfuhr ||} 


noch hinzu, daß durch Devisenbeschränkungen anderer Länder den deutschen 
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Exporteuren ihr Geld teilweise gar nicht ausgezahlt wird. Das Ausland gibt sich 
alle Mühe, die deutschen Waren vom Weltmarkt fernzuhalten, und so muß man 
mit weiterer katastrophaler Ausfuhrschrumpfung rechnen. Unter diesen Umständen 
ist dıe Einstellung der Tributzahlungen nur selbstverständlich, da für sie in der 
Tat keine Transfermöglichkeiten vorhanden sind. 

Aber auch die Zahlung der privaten Schulden wird nun brennend. Es läßt sich leicht 
voraussehen, daß Deutschland, auch wenn es seine ganze Kraft darauf verwenden 
sollte, bald am Ende seiner Zahlungsfähigkeit angekommen sein dürfte. Soll man 
aber diesen Moment tatenlos erwarten und sich wieder neue Bedingungen aufzwingen 
lassen? Nein, hier liegt der Wendepunkt der deutschen Politik. Hier bietet sich die 
Möglichkeit, die große Bedeutung, die Deutschland trotz allem noch als Wirtschafts- 
macht besitzt, in geeigneter Weise für die Außenpolitik nutzbar zu machen. 

Die heutige Methode der Mächte, große Zahlungen zu verlangen und gleichzeitig 
die Warenausfuhr zu verhindern, treibt Deutschland zwangsläufig in eine Form 
der Autarkie. Machen wir aus der Not eine Tugend und stellen wir dem in voller 
Auflösung begriffenen westlichen Liberalismus eine völlig neue Staats- und Wirt- 
schaftsverfassung entgegen! Politik bewegt sich nicht mehr ausschließlich in den 
alten Bahnen von Bündnissen und militärischen Drohungen, sondern sie wird heute 
mehr denn je von finanziellen und wirtschaftlichen, ja sogar soziologischen Fak- 
toren beeinflußt. Entscheidend ist die gesellschaftliche Organisation und die Staats- 
und Wirtschaftsform eines Volkes, da sie die Grundlagen zu seiner außenpolitischen 
Bedeutung erst schaffen. Rußland und Italien bieten Beispiele dafür, wie sich die 
machtpolitische Stellung eines Staates durch seine politische Zielsetzung von Grund 
auf ändern kann. 

Es ist Pflicht der Regierung, den deutschen Ausverkauf zu stoppen und den inneren 
Markt zu erhalten. Wenn wir durch Umbau unserer Handelspolitik, das Gesetz des 
Handels an uns reißen, können wir wieder unsere Außenpolitik aktivieren. 

Folgende Aufgaben ergeben sich daraus. Zuerst müssen alle Zahlungen ins Aus- 
land, politische wie private, die nicht unmittelbar mit der Einfuhr zusammen- 
hängen, restlos eingestellt werden. Eine Frage der Taktik ist es, ob das Auslands- 
moratorium auf einmal erklärt wird oder ob man die Zahlungen schrittweise 
und fast unauffällig einstellt, um das Ausland nicht zu beunruhigen. Wichtig ist, 
den richtigen Moment zu der Erklärung zu wählen. Nachdem auf diese Art die 
latente Gefährdung unserer Währung beseitigt worden ist, muß eine Gesamtplanung 
unseres Geld- und Wirtschaftslebens aufgestellt werden. Dazu gehört die weitere 
Drosselung der Einfuhr, die Aufstellung eines Ein- und Ausfuhrplanes, der 
die Zahlungsbilanz ausgleicht und Deutschland von dem Druck des internationalen 
Kapitals unabhängig macht. Zur Verhinderung weiteren Geldabflusses und zur 
Außenhandelskontrolle richtet die Reichsbank ein Devisenmonopol 
ein, das die Devisen jeweils planmäßig verteilt. Auf Grund dieser Maßnah- 
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men ist es möglich, das Geld- und Bankwesen zu verstaatlichen, eine Binnen- 
währung einzuführen und den Kredithunger der Wirtschaft mit eigenen Mitteln 
zu befriedigen anstatt mit auswärtigen. Dann kann man auch an die brennenden 
inneren Fragen herangehen, die jetzt ungelöst bleiben müssen, nämlich Umbau der 
Wirtschaft und Industrie, großzügige Siedlung, Entschuldung und Intensivierung 
der Landwirtschaft und Arbeitsbeschaffung. Die Produktion, die bisher zu einem 
großen Teil für das Ausland arbeitete, muß auf den inneren Bedarf umgestellt 
werden, denn die Stärke eines Staates soll nicht auf der Welt verstreut sein, son- 
dern in der Heimat wurzeln. 

Der notwendige Außenhandel wird sich im Rahmen der Gesamtplanung 
halten und auf ein möglichst niedriges Niveau gebracht werden. Die deutsche Ein- 
fuhr ist seit 1929 auf ein Drittel gefallen, ein Ergebnis, das man früher für un- 
möglich hielt. Zur Durchführung des Außenhandels werden mit den übrigen 
Staaten Devisenclearing-Abkommen vereinbart, etwa in der Art des 
deutsch-ungarischen, das eine gegenseitige Verrechnung der Forderungen (auch in 
dritter Währung) über die beiden Notenbanken vorsieht. In Bremen macht man den 
Versuch, durch Gründung einer „Internationalen Warenclearing GmbH.“, der schon 
über 100 Firmen beigetreten sind, den zwischenstaatlichen Güteraustausch trotz 
der zahlreichen Devisenbeschränkungen weiterzuführen. Es gibt also immer noch 
Wege, die auftauchenden Schwierigkeiten zu umgehen. Als letzte Möglichkeit bleibt 
ein staatliches Außenhandelsmonopol zu erwägen, mit dem Rußland 
anscheinend keine schlechten Erfahrungen gemacht hat. Der Vorteil eines solchen 
liegt darin, daß der Staat geschlossen mit seiner ganzen Autorität einzelnen Firmen 
als überlegener Verhandlungspartner gegenübersteht und Länder und Firmen bei 
Aufträgen untereinander ausspielen kann. So entstand der paradoxe Zustand, daß 
fast sämtliche bürgerliche Staaten den Handel mit Sowjetrußland mit einer Ausfall- 
garantie von 60—70% begünstigen. Keine Firma bekommt so günstige Zahlungs- 
bedingungen wie Rußland! 

Die ganze Einleitung und Durchführung der oben gekennzeichneten neuartigen 
Maßnahmen, die tief in unsere Beziehungen zu den anderen Mächten eingreifen, 
muß konsequent und energisch betrieben werden. Dabei entsteht die Frage, ob 
nicht eine zeitweilige Zusammenfassung des Reichsaußen- und 
Wirtschaftsministeriums unter einem energischen Minister wünschenswert 
wäre, um eine einheitliche und zielbewußte Politik zu gewährleisten. Auch die schon 
früher erwogene Anstellung von Handelsattach6es bei den Botschaften und 
Gesandtschaften wird hier akut und sollte gründlich geprüft werden. Zu diesem 
Dienst werden gerade heute genug Fachleute mit Auslandserfahrung zur Ver- 
fügung stehen. 

Sicher wird gegen die geschilderten Maßnahmen eingewandt werden, daß das 
Ausland möglicherweise nicht untätig zusehen und zur Intervention schreiten 
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würde. Aus mancherlei Gründen erscheint diese Gefahr gering. Man muß berück- 
sichtigen, daß es an sich schon schwer ist, aus einer notwendigen wirtschaftlichen 
Handlung eines fast zusammenbrechenden Staates einen ausreichenden Grund zum 
gewaltsamen Eingriff zu konstruieren. Allerdings sei betont, daß die deutsche Auf- 
klärungspropaganda die Welt von dem wahren Sachverhalt eindeutig überzeugen 
muß, damit nicht uns wieder die Schuld an diesen Folgen der Tributpolitik zu- 
geschoben wird. Dann aber darf nicht vergessen werden, daß unsere Zahlungsein- 
stellung weitere nach sich ziehen wird, daß die Krise damit in allen Ländern ver- 
schärft, deren Export erschwert wird und die Börsen- und Anleihenwerte zusam- 
menbrechen werden. Man denke nur an die schweren Verluste, die England und die 
USA. an den südamerikanischen Anleihen erlitten haben. Ja, es ist möglich, daß 
die Inflationsneigung in manchen Ländern zunimmt und die Etats bedeutend in 
Mitleidenschaft gezogen werden. Diese Schwierigkeiten werden aller Voraussicht 
nach die Nationen derartig in Anspruch nehmen, daß sie mindestens geraume Zeit 
aktionsunfähig bleiben. Allerdings müssen wir auf einen harten Handelskrieg 
gefaßt sein. 

Ein anderer Einwand befürchtet eine Blockade bzw. die Verhängung einer Ein- 
fuhrsperre über Deutschland. Dieser Einwand ist noch leichter zu entkräften, 
denn gerade das Beispiel Rußland zeigt, wie wenig Solidaritätsgefühl die kapita- 
listischen Staaten aufbringen, wenn ihr Verdienst bedroht ist. Die gesamte Welt 
leidet ja, im Gegensatz zum Kriege, an ihrer Überproduktion. Die Völker sitzen 
auf ihren überfüllten Lagern bei absinkenden Preisen und sind gezwungen, 
nach Absatz um jeden Preis zu suchen. Würden sie den Export nach Deutschland 
unterbinden, würden sie sich ihr eigenes Grab schaufeln. Überdies sind die Preis- 
stützungen von Regierungsseite außerordentlich kostspielig, wie die Kaffeevalori- 
sierung gezeigt hat, und nicht lange durchzuhalten. Wenn ein so großer Markt wie 
Deutschland mitten in dieser Krise ausfällt, so reißt er ein gewaltiges Loch. Im 
übrigen kann heute eine Blockade nicht mehr voll durchgeführt werden, denn es 
bleibt immer noch der Osten und Südosten frei, aus dem Deutschland Rohstoffe 
beziehen kann auf einem überdies strategisch günstigen Weg. 

Die Abhängigkeit Deutschlands von einer gewissen Einfuhr ist heute gleichzeitig 
eine Waffe, denn die anderen Völker sind, wie gesagt, ebenfalls abhängig von ihrer 
Ausfuhr. Jede Tonne Weizen, die Deutschland nicht abnimmt, ist ein Schlag gegen 
das Ausland, darüber müssen wir uns klar sein. Wir werden dadurch, daß wir 
unsere Einfuhr drosseln können, ein gewisses Maß unserer Ausfuhr erzwingen. Die 
festen Kontingentverträge ermöglichen eine Balancierung der Ein- und Ausfuhr. 
Im ungünstigen Falle kann Deutschland seinen Import noch erheblich herabsetzen, 
eine Möglichkeit, die früher immer geleugnet wurde. Eine vollständige Abriege- 
lung von der Außenwelt kann sich Deutschland niemals leisten und ist auch nicht 
zu erstreben. Ein Spitzenaustausch wird immer nötig sein. Das Ideal ist nicht, in 


326 AUFSÄTZE Heft 6 


Deutschland Baumwolle anzubauen, sondern die heimische Produktion so zur Blüte 
zu bringen, daß sie Deutschland finanziell und wirtschaftlich von den Wechsel- 
fällen der Weltwirtschaft unabhängig macht. 


Führt Deutschland diese Politik durch, so besteht die Aussicht, daß es sich im 
europäischen Raum Luft schafft zu einer freieren Bewegungsmöglichkeit. Auf die- 
sem handelspolitischen Wege ist es möglich, die vor einem mühsam verschleierten 
Staatsbankrott stehenden Südoststaaten dem Einfluß Frankreichs zu entziehen und 
damit endlich die französische Front zu durchbrechen. Bisher verdeckten diese 
Länder ihr Defizit mit französischen Krediten, die alsdann versickerten oder ein- 
froren, die Regierungen aber fest an Paris ketteten. Wirtschaftlich konnte Frank- 
reich seinen Freunden nicht helfen; der größte und maßgebende Abnehmer der 
Donauländer ist Deutschland. Wenn diese Länder also ebenfalls von der Gold- 
währung abgehen und mit Deutschland in den oben geschilderten Warenverkehr 
treten, wird der französische Einfluß sinken, und die zahlreichen Balkananleihen, 
die sich in französischem Besitz befinden, werden vorläufig weiter an Wert ein- 
büßen. Die durch die Goldhortung und Anleihepolitik unnatürlich aufgeblähte 
machtpolitische Bedeutung Frankreichs wird mit dem neuen Währungssystem auf 
ihr natürliches Niveau zurückgeführt. Denn dann werden die wirklichen wirtschaft- 
lichen Kräfte, die im Volk und im Boden ruhen, den ausschlaggebenden Faktor 
bilden und nicht die durch den Zerfall des Kreditsystems und die Abschnürung des 
Freihandels außer Betrieb gesetzte Goldmenge. In diesem Falle erhält auch 
Deutschland seine ihm zukommende Stellung, die sich aus seiner potenziellen 
Energie ergibt. 

Die neue Außenpolitik erfordert natürlich — wie jede Außenpolitik — als aller- 
erste Bedingung die innere Bereitschaft des ganzen Volkes und eine kluge Vor- 
bereitung. Hier ist es besonders Italien, das wegen seiner großen Interessen, die es 
gleichfalls in den Donauländern hat, große Aufmerksamkeit verdient. Welch große 
Auswirkungen würde es z. B. haben, wenn die deutsche und italienische Regierung 
unter Zustimmung der Donauländer gleichzeitig mit einem gemeinsamen Plan her- 
vorträten und ihrerseits die Neuorganisation des Südostens in die Hand nähmen! 
Überhaupt ist es einfach unverständlich, daß ein Staat wie das faschistische Italien 
von der deutschen Außenpolitik derartig nebensächlich behandelt wird. Oft genug 
hat Mussolini zu erkennen gegeben, daß seine politischen Ziele, wenn naturgemäß 
auch aus anderen Gründen, mit den deutschen teilweise übereinstimmen. Im März 
dieses Jahres erst stellte der Große Rat des Faschismus in einer Sitzung die fol- 
genden vier Grundsätze auf: 


ı. Lösung des Reparationsproblems in dem Sinne, daß eine Streichung eintritt. 


2. Regelung der Ausfuhr von Land zu Land, ehe die Weltwirtschaft voll- 
kommen stockt. 
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3. Ordnung der Verhältnisse auf dem Balkan. 


4. Die Revision der Friedensverträge. 


Dazu kommt noch die gemeinsame Auffassung in der Abrüstung, die leider in 
Genf nicht immer genügend in Erscheinung tritt. Kein Punkt ist dabei, der nicht 
auch Deutschland vital berührte! Wäre es denn nicht möglich, aus dieser offensicht- 
lichen Übereinstimmung eine engere Zusammenarbeit beider Völker 
abzuleiten? Für die noch trennenden Fragen sollte sich doch ein Modus vivendi 
finden lassen! Heute ist es aber so, daß ein italienischer Außenminister in Genf 
das sagt, was ein deutscher Außenminister sagen müßte! 


Die Welt steht nicht still. Die zwangsläufigen Entwicklungen herauszufühlen 
und sich zunutze zu machen ist das Wesen der Politik. Deutschland liegt zwar in 
eisernen Ketten, aber die Väter des Versailler Vertrags konnten doch nicht den der- 
zeitigen Lauf der Dinge voraussehen. Militärisch sind wir ohnmächtig, aber auf 
politischem und wirtschaftlichem Gebiet bleibt uns noch eine letzte Möglichkeit, 
unsere Lage und die der anderen zu beeinflussen und die Außenpolitik zu akti- 
vieren. Die Weltwirtschaft fällt zusehends auseinander. Aus den Trümmern kristal- 
lisieren sich langsam Großwirtschaftsräume heraus, die geographisch, kli- 
matisch, politisch und strategisch günstig liegen und mehr oder weniger autark in 
sich ausgeglichen sind. Das sind ungefähr Rußland, Panamerika, das britische 
Imperium (dessen wirtschaftlicher Ausbau auf der Konferenz von Ottawa noch 
erhebliche Schwierigkeiten bereiten wird) und das französische Kolonialreich. Für 
das der Kolonien beraubte Deutschland bleibt nur die politische und wirtschaft- 
liche Organisierung des Ostens und Südostens. Wir müssen diese Aufgabe bald und 
schnell durchführen, ehe es — wie so oft in der deutschen Geschichte — zu spät ist. 


Hans PASCHE: 
Ziele deutscher Staatsführung 


„Die Lösung des allgemeinen Wirtschaftsproblems heißt Autarkie, Gleichmaß zwischen Über- 
kultur und Kolonialkultur : wirtschaftliches Sichgenügen, so daß die wesentlichen Bedürf- 
nisse des Volkes aus den eigenen Quellen des Reiches gedeckt werden können. Ein relativ 
abgeschlossenes, in sich selbst geschlossenes Produktions- und Konsumtionsgebiet, das im 
Notfall innerhalb geschlossener Türen für sich selbst ewistieren kann. Keine alles ver- 
schlingende Industrie und keinen solchen Handel mit daraus folgender Abhängigkeit vom 
Ausland, aber auch nicht eine allzu überwiegende Landwirtschaft auf Kosten der höheren 
Kulturforderungen, sondern eine harmonische Abwechslung und gegenseitige Ergänzung inner- 
halb des Erwerbslebens, so daß die verschiedenen Lebensbedürfnisse eines hochentwickelten 
Volkes innerhalb der eigenen Grenzen zu ihrem Recht kommen können.“ 


(Rudolf Kjellen, der Vorkämpfer der Geopolitik, in „Der Staat als Lebensform“, 
4. Aufl. Berlin 1924, 8. 142. 
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Mit der Ermächtigung der englischen Regierung durch das englische Parlament 
im Herbst 1931, protektionistische Maßnahmen zum Schutze der heimischen Wirt- 
schaft durchzuführen, ist der Abschluß einer Epoche der Wirtschaftsgeschichte 
in seltener Klarheit zutage getreten. Denn wie mit der Aufhebung der Getreidezölle 
durch das englische Parlament im Jahre 1846 das Zeitalter des Freihandels ein- 
geleitet wurde, so bedeutet das bewußte Aufgeben dieses Prinzips durch das klas- 
sische Land des Freihandels das Ende dieser Epoche). 

Im Gesamtrahmen der Wirtschaftsgeschichte betrachtet, stellt jener Beschluß des 
englischen Volkes nichts anderes als die Anerkennung und Sichtbarmachung einer 
an sich schon längst vorhandenen Tatsache dar. Der Welthandel, das Produkt frei- 
händlerischen Geistes, hatte bereits kurz vor dem Kriege den Zenit seiner Bahn 
erreicht, besser gesagt fast erreicht, denn seine jährliche Ausdehnung von da bis 
zum Jahre 1929 betrug weniger als 1%, der Anteil Europas aber am Welthandel 
ging in der gleichen Zeit bereits von 62 auf 53% zurück. Katastrophaler noch 
ist jedoch die weltwirtschaftliche Entwicklung in den Jahren 1929 bis 1931, in 
denen sich eine wertmäßige Schrumpfung des gesamten Welthandels um etwa 40% 
vollzogen hat. Unter den Gründen, die zu dieser Entwicklung führten, spielt die 
Industrialisierung jener Länder, die in der vergangenen Epoche industrielle Pro- 
dukte vom kapitalistischen Europa bezogen, sicher eine bedeutende Rolle. Schon 
einige wenige Beispiele genügen, um dieser Vermutung Beweiskraft zu verleihen: Die 
Jährliche Eigenerzeugung an Rohstahl ?) erhöhte sich in den letzten Jahren in Australien 
von 14000t auf 350001, in Britisch-Indien von 63000t auf 6000001, in Japan 
von 240000 t auf 2300000 t. Derartige Beispiele ließen sich auf den verschieden- 
sten Produktionsgebieten in beinahe beliebiger Zahl nennen, und vor allem Deutsch- 
land sollte aus dieser Entwicklung so schnell wie möglich die Konsequenzen ziehen. 

Wie liegen denn die Dinge in Deutschland? Um hier klar zu sehen, müssen wir 
uns zunächst einmal die bevölkerungspolitische Entwicklung von 1870 bis zum 
Jahre 1910, aus dem die letzten Vorkriegsstatistiken stammen, vergegenwärtigen. Da- 
bei gibt uns folgende Tabelle bemerkenswerte Aufschlüsse: 


Anteile an der Gesamtbevölkerung 


% der %d 
1870 | gs.Ber. | 110 Aa en 
Großstädte (über 100000 Einw.) 2,3 Mill. 4,8 13,8 Mill. 21,4 500 
Mittelstädte (20 000—100 000 Einw.) DSTER, TE Sie 13,0 180 
Kleinstädte (5000—20 000 Einw.) 68 11,2 go 13,8 100 
Landstädte (2000—5000 Einw.) De 12,4 GE 11,8 43 
Landgemeinden (unter 2000 Einw.) 20,2, 63,9 20,05; 40,0 — 0,8 
41,3 Mill. 100,0 65,0 Mill. | 100,0 | 58 


\) Vgl. die wirtschaftspolitischen Veröffentlichungen von Ferdinand Fried in der Monats- 
schrift „Die Tat“ (Eugen Diederichs, Jena), die — zusammengefaßt und ergänzt — vor längerer 
Zeit in Buchform erschienen sind unter dem Titel ‚Das Ende des Kapitalismus“ (Jena, 1931) 

2) It. Jaeckle in der Zeitschrift „Wirtschaftlichkeit“, A 


| 
|| 


PASCHE: ZIELE DEUTSCHER STAATSFÜHRUNG 329 


Laut Statistischem Jahrbuch für das Deutsche Reich 1931 betrug die Einwohner- 
zahl der Landgemeinden unter 2000 Einwohnern, d.h. die ausgesprochen land- 
wirtschaftliche Bevölkerung nur noch 21,8 Millionen, das sind bei einer infolge der 
ıgı8/19 erfolgten Gebietsabtretungen auf rund 62 Millionen zurückgegangenen 
Gesamtbevölkerung 35%. 


Die angeführten Zahlen lassen erkennen, daß in den vier Jahrzehnten nach dem 
deutsch-französischen Krieg fast, bis zum Jahre 1931 jedoch effektiv eine Um- 
kehrung der bevölkerungspolitischen Verhältnisse stattgefunden hat: Aus etwa 64% 
ausgesprochener Land- und 360% Stadtbevölkerung im Jahre 1870 werden 400 
Land- und 600% Stadtbevölkerung im Jahre ıg9ıo und 35% Land- und 650% 
Stadtbevölkerung im Jahre 1931. Der absoluten Zahl nach hält das Landvolk von 
1870 bis 1910 knapp seine Stärke (Minderung um rund 200 000 Menschen = 0,80%), 
während die gesamte Bevölkerungszunahme von etwa 24 Millionen Menschen 
(= 58%) ausschließlich den Städten verschiedener Größe zugute kommt, ganz 
besonders aber den Großstädten, deren Bevölkerung sich in diesen vier Jahrzehnten 
verfünffacht. Eine ungeheure Wanderung vom Land zur Stadt gab dieser Zeit 
das Gepräge, denn nicht ein einziges Prozent des ganz beträchtlichen Überschusses 
der Landbevölkerung blieb mit der heimatlichen Scholle verwurzelt — sie alle 
nahmen für immer von ihr Abschied, um über kurz oder lang namen- und besitz- 
los in der Proletariermasse der Großstadt unterzugehen. 

Ursache dieses Wandertriebes war die unerhörte Entwicklung der deutschen 
Industrie, die ihrerseits hervorgerufen wurde durch den grandiosen Aufschwung 
der Natur- und der technischen Wissenschaften. Es war nur natürlich, daß dieser 
auf privatkapitalistischer Grundlage emporschießenden Industrie die Grenzen des 
Reiches sehr bald zu eng wurden, denn ‚das Wesen des Kapitalismus liegt in seinem 
ungehemmten und anarchischen Drang zum Unbegrenzten. Vermehrung der Pro- 
duktion, Vergrößerung des Absatzes, Steigerung der Gewinne, Erschließung neuer 
Märkte, Kampf aller gegen alle“) — diese Losung hatte nur Sinn, wenn der 
gesamte Erdraum für solches Ziel zur Verfügung stand. So wurde denn für 
weite Teile der deutschen Industrie der Export mehr und mehr Lebensgrundlage, 
und es bildete sich für Deutschland allmählich ein Zustand weltwirtschaftlicher 
Verflechtung heraus, der zwar zunächst einen beachtlichen Fortschritt zu be- 
deuten schien — der aber gleichzeitig einen Zustand weltwirtschaftlicher Ab - 
hängigkeit darstellte und in dem Augenblick zum Verhängnis werden mußte, wo 
die Welt nicht mehr fähig oder nicht mehr willig sein würde, deutsche in- 
dustrielle Waren anzunehmen. Diese Tatsache erleben wir heute: Die unaus- 
genutzte Exportkapazität der Produktionsanlagen und das Millionenheer der frei- 
gesetzten, also arbeitslos gewordenen Menschen sind die großen Belastungen, die 


1) Herrmann in Heft ı2, 1931, der „Geopolitik“. 
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Wirtschaft und Staat finanziell bereits bis an den Rand des Abgrunds gebracht 
haben. Der technische Fortschritt, soweit er sich in der Vergangenheit im Ersatz 
menschlicher Arbeitskräfte durch mechanische ausgewirkt hatt), spielt in diesem 
Zusammenhang insofern eine verschlimmernde Rolle, als er nicht nur jeweils eine 
bestimmte Zahl von Menschen aus dem Produktionsprozeß ausschied (die unter 
normalen Verhältnissen jedenfalls zum Teil von der infolge des technischen Fort- 
schrittes vergrößerten Produktionsmittelindustrie wieder aufgenommen wurde), 
sondern gleichzeitig neue, meist große Kapitalinvestierungen verursachte, die 
nur bei voller Ausnutzung der damit geschaffenen Anlagen rentabel sein konnten, 
heute jedoch einen völlig unproduktiven Kostenfaktor darstellen, der bei den Zu- 
sammenbrüchen von Unternehmungen im letzten Jahr in nicht wenigen Fällen 
einer der Hauptgründe gewesen sein dürfte. 


Wenn wir nun heute, 13 Jahre nach Beendigung des großen Völkerringens und 
ebensolange währenden Versuchen, die ıgı/4 jäh abgerissene weltwirtschaftliche 
Entwicklung fortzusetzen, die schon angedeutete Tatsache einer immer schärfer 
werdenden wirtschaftlichen Abschließung der Völker und Staaten gegeneinander 
erleben, so kann es sich für uns nicht mehr darum handeln, über die Vorzüge 
und Möglichkeiten einer funktionierenden kapitalistischen Weltwirtschaft 
zu diskutieren, sondern bewußt und konsequent den Weg von der Weltwirtschaft 
zur autonomen deutschen Nationalwirtschaft anzutreten. Dabei bedeutet ‚autonome 
Wirtschaft‘: die Basis der deutschen Wirtschaft bilden der deutsche Bedarf 
und der deutsche Raum; rücksichtslose Beschränkung der Einfuhr auf diejeni- 
gen unentbehrlichen Rohstoffe und Produkte, die im eigenen Lande nicht gewonnen 
oder hergestellt werden können; Ausnutzung noch vorhandener Ausfuhrmöglich- 
keiten, die jedoch niemals mehr so groß sein werden, daß mit ihrem Ausfall der 
Lebensnerv der Gesamtwirtschaft getroffen wird; staatliche Regelung und Kontrolle 
von Ein- und Ausfuhr. In diesem Zusammenhang muß noch erwähnt werden, daß 
mit dem Fortschritt von Wissenschaft und Technik sich auch die heute noch vorhan- 
denen Einfuhrnotwendigkeiten reduzieren werden. So wird z.B. in dem neuesten 
Heft der Schriftenreihe „Forschung tut not“ ?), die vom Verein Deutscher Ingenieure 
gemeinsam mit einer Reihe führender wissenschaftlicher Verbände herausgegeben 
wird, nachgewiesen, daß dank der Forschungsarbeiten von Bosch, Caro, Frank, Haber, 


1) Im Gegensatz zu einer Reihe von anderen Industrien, z.B. der gesamten Nahrungs- 
mittelindustrie, wo die Lohnkosten hinter den Materialkosten völlig zurücktreten und der tech- 
nische Fortschritt sich demzufolge fast ausschließlich auf das Material, seine Verarbeitung 
und Kontrolle bezieht, treten in der vornehmlich auf den Export angewiesenen Maschinen- 
industrie die Lohnkosten mindestens in gleicher Höhe neben die Materialkosten, und so war 
denn für die Maschinenindustrie in der betriebswissenschaftlichen Arbeit der letzten ı2 Jahre 
der Begriff „Rationalisierung“ im wesentlichen gleichbedeutend mit „Mechanisierung“, d.h. 
aber Ersatz menschlicher Arbeitskräfte durch mechanische. 

2) „Ums tägliche Brot“, Berlin, Nov. 1931, VDI-Verlag. 
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Nernst und ihrer Mitarbeiter die deutsche Landwirtschaft hinsichtlich der Stickstoff- 
dünger vom Ausland vollkommen unabhängig wurde. Noch 1913 belastete die Stick- 
stoffeinfuhr die deutsche Handelsbilanz mit über 170 000 000 M., 1928 schon bil- 
dete ein Ausfuhrüberschuß von rund 250.000 000 M. einen bedeutenden Aktivposten 
der deutschen Handelsbilanz. Weiter weist in der gleichen Schrift Prof. Dr. Köne- 
kamp, Landsberg a. d. Warthe, darauf hin, daß uns die Futterpflanzenzüchtung 
ganz neue Aussichten eröffnet und uns die Möglichkeit geben kann, die bereits von 
6 auf 3 Mill. t gesunkene Einfuhr ausländischen Kraftfutters weiter erheblich zu ver- 
mindern. — Diese beiden Beispiele sollen hier nur die Möglichkeiten stetiger Ein- 
fuhrminderung durch technisch-wissenschaftliche Forschung andeuten, sie ließen 
sich durch weitere entsprechend ergänzen. 


In diesem Zusammenhang muß auch erwähnt werden, daß Einfuhrminderung 
infolge Ersatzes ausländischer Produkte durch einheimische in den meisten Fällen 
(s. Beispiel Stickstoffdünger) die Schaffung eigener Industrien zur Voraussetzung 
hat, was auch in Zukunft mindestens teilweise einen Ausgleich für das Zusammen- 
schrumpfen der Exportindustrie darstellen wird. 


Dieser Weg von der Weltwirtschaft zur autonomen deutschen Nationalwirt- 
schaft ist aus zwei Gründen eine unumgängliche Notwendigkeit für uns: Einmal 
zwingt uns die weltwirtschaftliche Entwicklung, die uns immer mehr auf uns selber 
zurückwirft, dazu, und es müßte bereits heute allen Einsichtigen klar sein, daß 
jene Hoffnungen auf Wiedereingliederung des deutschen Millionenheeres der 
Arbeitslosen in den industriellen Produktionsprozeß durch Neubelebung des Export- 
marktes Illusionen sind, die — wenn sie noch länger von maßgeblicher Seite ge- 
nährt werden — uns teuer werden zu stehen kommen. Vereinzelt dringt allerdings 
auch schon in amtlichen Kreisen diese Erkenntnis durch, was Ernst Wilhelm Esch- 
mann im Januarheft der ‚Tat‘ (Eugen Diederichs, Jena) in einem Aufsatz 
„Nationale Planwirtschaft‘‘ als „Erlöschen des Exportmythos im öffentlichen Be- 
wußtsein“ bezeichnet und als Beleg dafür eine Entscheidung des Schlichters von 
Freiburg zitiert, in der der arbeitgeberseits betonte Zusammenhang zwischen Lohn- 
senkung und Ausfuhrsteigerung auf Grund der weltwirtschaftlichen Gesamt- 
entwicklung mit „mehr als problematisch“ bezeichnet wird. 

Zur Erläuterung der heutigen Lage in wichtigen Industriezweigen sei hier gesagt, daß 
laut Berechnung des Vereins Deutscher Maschinenbauanstalten der Beschäftigungsgrad der 
Maschinenindustrie von 44% Ende 1930 auf 320% im Dezember ıg3ı zurückging. Das Jahres- 
ergebnis 1931 der Auslandsaufträge blieb um 20% hinter dem von 19350 und um 350 
hinter dem von 1929, dem für das Auslandsgeschäft günstigsten Jahre, zurück. Während 800% 
aller Arbeiter in Kurzarbeit standen, mußten in den noch in Betrieb befindlichen Werken die 
Belegschaften, die schon im vorhergehenden Jahre um ein Viertel verringert worden waren, 
im Jahre 1931 um weitere 250% vermindert werden. — Ganz ähnlich liegen — teils etwas 
besser, teils etwas schlechter — die Verhältnisse in der Großeisenindustrie, in der Elektro- 


industrie, im Fahrzeugbau und in der Textilindustrie, wie aus den Berichten des Instituts für 
Konjunkturforschung zu entnehmen ist. 
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Zum anderen aber ist jener Weg zur autonomen Nationalwirtschaft, soweit seine 
eben gezeichnete augenblickliche Notwendigkeit infolge Sättigung der einzelnen 
Märkte durch die jeweiligen nationalen Industrien selbst nicht bereits eine 
grundsätzliche Notwendigkeit darstellt, für uns deshalb erforderlich, um 
die Existenz der Wirtschaft und damit die des Staates unabhängig zu machen 
von der Wirtschafts- und Staatspolitik des Auslandes und damit die Möglichkeit 
zu Katastrophen vom Ausmaß der gegenwärtigen für die Zukunft zu beseitigen. 
Gerade diesen Gedanken hat im Hamburger „Wirtschaftsdienst“ vom 29. 12. 1951 
Dr. Oberascher in einer Auseinandersetzung überzeugend dargelegt, und seine 
Ausführungen finden in folgenden Sätzen zusammenfassenden Ausdruck: „Der 
liberale Traum von der freien weltwirtschaftlichen Arbeitsteilung mag noch so 
schön und vernünftig sein — ich sehe bisher immer nur den einzelstaatlicheu 
Lebenswillen am Werke, der einer gewissen Selbständigkeit, Rücksichtslosigkeit, 
Expansions- und Unterdrückungslust nicht entbehrt... Nur Vasallenstaaten 
verfallen dem Schicksal, daß ihr wirtschaftlicher Schwerpunkt 
außerhalb der Staatsgrenzen liegt. Darum ist Wirtschaftsauto- 
nomie eine glatte Selbstverständlichkeit für jedes selbständige 
Staatswesen.“ 

Das Kernproblem der notwendigen Umgestaltung der deutschen Wirtschaft heißt: 
planvolle Neugliederung im wesentlichen auf der Grundlage des innerdeut- 
schen Bedarfs. Zunächst jedenfalls wird man einen anderen Weg nicht gehen 
können, wenn auch nicht übersehen werden soll, daß die zukünftige Entwicklung 
möglicherweise der Bildung größerer, mehrere benachbarte und aneinander inter- 
essierte Nationen umfassende Wirtschaftsräume zustreben sollte. Bei jener Neu- 
gliederung der Wirtschaft wird der Staat mit einer von diesen Notwen- 
digkeiteninnerlich überzeugten Staatsleitung eine maßgebliche Rolle 
spielen müssen und auch Mittel und Wege zur Durchführung, vor allem zur Finan- 
zierung eines solchen Planes finden. Wieweit dabei die Frage der Währungsreform 
und im Zusammenhang damit die Schaffung von Möglichkeiten zur inneren 
Kreditausweitung eine Rolle spielen, soll hier nicht erörtert, immerhin aber erwähnt 
werden, vor allem deshalb, weil durch die Veröffentlichung der Vorschläge des 
Präsidenten des Statistischen Reichsamts, Prof. Dr. Wagemann, und seiner Mit- 
arbeiter die Debatte über diese Dinge in ein neues Stadium getreten ist. Denn es 
ist das erstemal, daß von berufener, trotz der Erklärungen der Reichsregierung 
mindestens offiziös zu nennender Seite Schäden und Mängel des heutigen Wäh- 
rungs- und Kreditsystems klar herausgestellt und grundsätzliche Änderungen vor- 
geschlagen werden. — Mit jener bestimmenden Rolle des Staates aber bei der Um- 
gestaltung der Wirtschaft ist zugleich auch ein Umbruch im Wirtschaftssystem 
selbst gegeben, in dem der privatwirtschaftliche Profit hinter das Wohl der Gesamt- 
heit und das Interesse der Nation zurücktreten wird. 
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Es wird sich vornehmlich darum handeln, Industrie und Landwirtschaft bezüg- 
lich ihrer Größe wieder in ein gesundes und den gegebenen Voraussetzungen ent- 
sprechendes Verhältnis zu bringen. Das bedeutet zunächst und vor allem: Planvolle, 
in jeweils geeignet erscheinender Form durchzuführende Rückführung von arbeits- 
losen, verelendeten Menschen aus den übervölkerten Großstädten zur urtümlichsten 
Beschäftigung des Menschen, der Bearbeitung von Boden und Scholle. Zu diesem 
Zweck ist ein Siedlungsplan zu erstellen, der neben der Augenblicksaufgabe, 
hungernden deutschen Menschen Arbeit und Brot zu geben, die großen Gesichtspunkte 
der Erneuerung deutschen Volkstums und deutschen nationalen Lebens als Grund- 
lage haben muß. Was bisher in der Siedlungsfrage geschaffen wurde, ist weniger 
als ein Anfang und entbehrt weitschauender, tragender Gedanken. So haben bei- 
spielsweise im Jahre 1928 6mal!) soviel deutsche Menschen die Provinz Ostpreußen 
verlassen wie im gleichen Jahr dort angesiedelt wurden! Und in den Jahren ıgı9 bis 
1928 entstanden an den deutschen Ostgrenzen auf slawischer Seite 25mal) 
soviel Neusiedlungen, wie auf deutscher! Daraus erhellt, daß die Ostsiedlung, 
der wesentlichste Bestandteil der gesamten deutschen Siedlung, nicht allein die Auf- 
gabe hat, Millionen deutscher Menschen wieder eine Existenzgrundlage zu schaffen, 
sondern auch eine staatspolitische Notwendigkeit allerersten Ranges darstellt. Der 
zur Zeit einzig mögliche, aber auch bedeutsamste Schutz unserer deutschen Ost- 
grenze sowohl nach Polen als auch nach der Tschechoslowakei hin ist die Schaffung 
eines lebendigen Walles deutscher Siedler, eines ununterbrochenen Gürtels deut- 
scher Siedlerdörfer von der Ostsee über Pommern und Schlesien bis hin zum 
Bayrischen Wald. Schon wagen sich hier und dort slawische Siedler herüber auf 
Reichsgebiet: Wird diesem Beginn eines systematischen Vordringens des Siawentums 
tums nicht unverzüglich und energisch zu Leibe gegangen, so dürfen wir uns 
über den Verlust weiteren deutschen Bodens und eine neue Zurückverlegung der 
Grenze deutschen Volkstums nicht wundern. 

Nach dem im „Jungdeutschen Jahrbuch ı932° (Jungdeutscher Verlag, Berlin) 
veröffentlichten Berechnungen wohnen in den preußischen Provinzen östlich 
der Elbe (ohne Berlin) durchschnittlich 80 Menschen auf dem Quadratkilometer. 
Die Bevölkerungszunahme von ıgro (heutiges Reichsgebiet gerechnet) bis 1925 be- 
trug — mit Ausnahme des industriellen Oberschlesiens — infolge Abwanderung 
nach dem Westen nur zwei bis sechs. Demgegenüber ist die Bevölkerungszunahme 
in der gleichen Zeit in den preußischen Provinzen westlich der Eibe infolge 
Zuwanderung vom Osten zwei- bis dreimal, die Dichte der Bevölkerung doppelt 
so groß — 160 Menschen pro Quadratkilometer — wie östlich der Elbe. Erst mit 
dem Jahre 1930 hat die Ost-Westbewegung in Deutschland ihr Ende gefunden — 
von da ab beginnt sogar eine langsame Rückwanderung in die deutschen Ostgebiete. 


1) Vgl. Walter Dress im ı. Heft 1932 der „Furche“ (Furche-Verlag, Berlin). 
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Diese Rückwanderung bedarf einer systematischen Förderung seitens des Reiches 
und Preußens, einer Förderung, die im wesentlichen gleichbedeutend ist mit der 
endlichen energischen Inangriffnahme einer planvollen Besiedlung des deutschen 
Ostens, vor allem der ausgesprochenen Grenzbezirke, in denen die Bevölkerungs- 
dichte (mit Ausnahme von Westpreußen) noch weit hinter dem angegebenen Durch- 
schnitt zurückbleibt (Regierungsbezirke Gumbinnen, Allenstein, Köslin und Schneide- 
mühl zwischen 47 und 57 gegen durchschnittlich 100 auf der polnischen 
Seite!). Diese Zahlen zeigen in erschütternder Weise, in welch unmittelbarer Gefahr 
sich uralter deutscher Volksboden und das deutsche Volkstum des Ostens befinden 
— sie lehren uns aber gleichzeitig, wie und wo wir auf dem Wege zur Beseitigung 
der Arbeitslosigkeit mit begründeter Aussicht auf Erfolg zu beginnen haben. 


Wie ganz besonders im Osten — der Großteil der landwirtschaftlichen Größt- 
betriebe liegt in Ostelbien — so wird auch in den übrigen Reichsgebieten das 
Siedlungsland hauptsächlich durch Aufteilung von Großbetrieben, vor allem un- 
wirtschaftlich arbeitender, gewonnen werden müssen, ferner aber auch durch Urbar- 
machung eines Teiles der Moorflächen und sonstigen Ödlandes, die im „Jungdeut- 
schen Jahrbuch 1932‘ insgesamt mit 406000 bzw. 1 466000 ha angegeben werden. 
Außerdem ist nach der gleichen Quelle die landwirtschaftlich genutzte Fläche 1930 
gegenüber 1913 (heutiges Reichsgebiet gerechnet) um 350000 ha, d.h. um fast 
1t/, Mill. Morgen zurückgegangen, wobei es sich hauptsächlich um Land handelt, das 
der Großgrundbesitz liegen ließ, weil er es nicht mehr bewirtschaften konnte. — 
Was diese Zahlen für die Siedlung bedeuten, erhellt ein Vergleich vor allem mit der 
heute von landwirtschaftlichen Kleinbetrieben bearbeiteten Bodenfläche. Im fol- 
genden sei deshalb eine auf den Angaben des „Statistischen Jahrbuches für das 
Deutsche Reich 1931 fußende Tabelle wiedergegeben, die außerdem die schon 
weiter oben angeführten Siedlungsmöglichkeiten durch Aufteilung von Großgütern 
deutlich erkennen läßt: 


Größe der landw. Betriebe | Zahl der Betriebe | % der Gesamtzahl Bodenfläche % der Gesamtfläche 
0o5— 2ha 3 027 431 59,5 1 588 000 6,2 
en By 894 454 17,9 2 924 000 11,4 
5-— 3908, 956 155 18,7 9 158 000 35,8 
20— 100 „, 199 825 3,9 6 769 000 26,4 
über 100 „, 18 668 0,4 5 ı59 000 2039) 
Summe: | 5.096 533 | 100,0 25 598 000 100,0 


Die landwirtschaftlichen Größtbetriebe in Deutschland nehmen demnach 5 Mil- 
lionen ha, das sind rund 20% der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche, 
ein, machen dabei aber weniger als 19% der Gesamtzahl der landwirtschaft- 
lichen Betriebe aus. Würde man nur die Hälfte dieser Fläche, also 21), Mill. ha, 
für die bäuerliche Siedlung freimachen, außerdem hinzunehmen die 350000 ha 
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Brachland und die zu kultivierenden Flächen des insgesamt rund 2 Millionen ha 
großen deutschen Moor- und Ödlandes, die wir nur mit einem Drittel, das sind 
rund 650000 ha, einsetzen wollen, so würde eine Gesamtfläche von 31/, Mill. ha 
Land für die Siedlung zur Verfügung stehen. Die heute bereits vorhandenen 1,9 
Millionen klein- und mittelbäuerlichen Betriebe bis zu 20 ha nehmen zusammen 
eine Fläche von rund 13,7 Mill. ha (s. Tabelle) ein — das gleiche Verhältnis von 
Anzahl der Betriebe zu ihrer Gesamtfläche (4,9 : 13,7) auf die erwähnten 31/ 
Mill. ha Siedlungsland angewandt, ergäbe 1250000 neu zu errichtende bäuerliche 
Siedlerstellen in der Größe von 0,5 bis 20 ha. Bei einer etwa zugrunde gelegten 
Ausführungszeit von ı0 Jahren für diesen Siedlungsplan würde das bedeuten, daß 
jährlich 125000 arbeitslosen deutschen Männern und deren Familien die Möglich- 
keit zum Aufbau einer neuen Existenz gegeben würde. Selbstverständlich würden 
dabei arbeitslose Landarbeiter und solche arbeitslose Städter bevorzugt werden 
müssen, die noch selbst auf dem Lande geboren wurden und erst später in die 
Stadt abwanderten (die Landflucht dauerte ja, wie die am Beginn dieses Aufsatzes 
angeführten Zahlen beweisen, bis zum Jahre 1931 an), denn von ihnen werden 
die zu stellenden Anforderungen am ehesten erfüllt werden können. Es soll auch 
nicht unerwähnt bleiben, daß für die Siedlung aus finanziellen Gründen nur ihre 
einfachste Art, die sog. Primitivsiedlung, in Frage kommen und selbst für die Er- 
richtung dieser Primitivsiedlungen — ebenso wie für die Kultivierung von Ödlände- 
reien — noch eine Senkung der Kosten erreicht werden kann durch die Verwendung 
des zwar gesetzlichen, bis heute aber nur freiwilligen Arbeitsdienstes, mit dem an 
verschiedenen Stellen des Reiches im Jahre ı93ı schon wertvolle und günstige 
Erfahrungen gemacht wurden. Was solch planmäßige, in dem erwähnten Umfang 
durchgeführte Siedlungsarbeit für die Belebung des Binnenmarktes, nicht zuletzt 
auch des industriellen, bedeuten würde, soll hier nur angedeutet werden — soviel 
aber ist sicher, daß das kritische Stadium der Arbeitslosigkeit in absehbarer 
Zeit überwunden wäre. 

Sicher wird dieser Siedlungsplan sich nicht auf die bäuerliche Siedlung 
allein beschränken dürfen, sondern je nach der Gegend und den zu siedelnden 
Menschen auch die Nebenerwerbssiedlung (Kurzschichtensiedlung) berück- 
sichtigen müssen. Über letztere Art liegt bereits ein Entwurf in Form einer Denk- 
schrift vor, die vom Verein Deutscher Ingenieure, der Deutschen Gesellschaft für 
Bauwesen, dem Reichskuratorium für Technik in der Landwirtschaft, dem Deutschen 
Archiv für Siedlungswesen und dem Reichsbund Deutscher Technik in einer der 
letzten Nummern des Jahrgangs 1931 der Zeitschrift „Die Technik in der Land- 
wirtschaft“ t) veröffentlicht wurde. — Doch gleichgültig, zu welcher Lösung man in 
jedem einzelnen Fall auch kommen wird — das Ziel ist das gleiche: arbeits- 


1) VDI-Verlag, Berlin. 
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losen deutschen Menschen wieder Arbeit und Brot, heimatlosen deutschen 
Menschen wieder Heimat und Vater,,land“, verwaistem deutschem Boden 
aber wieder „Volk“ zu geben. Was bedeutet, vom Staatsgedanken aus, demgegenüber 
selbst die (im kapitalistischen Sinn!) rentable, in eine funktionierende Weltwirt- 
schaft verflochtene Wirtschaft eines Industriestaates mit ihren naturnotwendig 
vaterlandslosen Proletariermassen? — 

Hier, in der Land- und Siedlungswirtschaft, liegen in Zukunft die Haupt- 
aufgaben von Technik, Handwerk und Industrie, hier gilt es, dem schaf- 
fenden Menschen Werkzeuge und Hilfsmittel an die Hand zu geben, ihm Er- 
leichterungen bei seiner schweren Tagesarbeit zu ersinnen und zu bieten. Auf- 
gaben wird es zu lösen geben, die bis heute noch völlig unbearbeitet und neu 
sind, ihre Lösungen werden nicht so gigantisch und atemraubend sein wie 
manche in der Großtechnik der letzten Jahre und Jahrzehnte — aber sie werden 
deshalb nicht minder bedeutungsvoll sein wie jene. Mit der Inangriffnahme der 
Siedlung in großem Stil wird sich die Landwirtschaftstechnik in besonderer 
Weise der ihr dort erwachsenden Aufgaben annehmen müssen, die zum größten. 
Teil völlig anders geartet sein werden wie die, die ihr von den größeren und Groß- 
betrieben schon heute gestellt sind. 

Was nun bei der Umgestaltung der deutschen Wirtschaft und der Gleichgewichts- 
herstellung zwischen Industrie und Landwirtschaft die Rückführung der Industrie 
selbst auf das notwendige, im wesentlichen von dem Bedarf der Nation bestimmte 
Maß betrifft, so wird auf der einen Seite der uns von der Entwicklung auf- 
gezwungene Weg, der von den Zusammenbrüchen großer Industrieteile, von Ab- 
schreibungen in nie gekanntem Ausmaß, d. h. von ungeheuren Wertverlusten ge- 
kennzeichnet ist, trotz aller Bitternis bis zu Ende gegangen werden müssen. Anderer- 
seits aber wird ebenso wie die Land- und Siedlungswirtschaft auch die Industrie bei 
ihrer zukünftigen Neugliederung der planenden Hand des Staates nicht entraten 
können, denn der Hauptmaßstab für ihren Anteil an der Gesamtwirtschaft und ihr 
natürliches Absatzgebiet soll ja wieder die heimische Wirtschaft selbst werden — in 
einer solchen, vornehmlich auf dem eigenen Raum aufgebauten Nationalwirtschaft 
aber fehlt für das freie Sichauswirken des kapitalistischen Prinzips (im strengen 
Sinne des Wortes) und „seines ungehemmten und anarchischen Dranges zum Un- 
begrenzten“ die wesentlichste Voraussetzung: der unbegrenzte Raum. Deshalb wird 
nationale Planwirtschaft in einer Form, die der Initiative der schöpfe- 
rischen Einzelpersönlichkeit ein möglichst weites Betätigungsfeld läßt, das Schicksal 
der deutschen Wirtschaft der Zukunft sein. 
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Es wäre recht reizvoll, einmal die Weltwirtschaftskrise unter dem Gesichtswinkel 
der Kapitalsanlage im Ausland zu betrachten. Wenn man auch nie vergessen darf, 
daß die Krise eine viel zu komplexe Erscheinung ist, um einfach auf eine Ur- 
sache zurückgeführt werden zu können, so deckt doch eine solche Fragestellung Zu- 
sammenhänge auf, die sonst zu Unrecht gegenüber der bevorzugten Betrachtung 
der Warenbewegungen in den Hintergrund treten. 

Darüber, daß das kapitalistische Wirtschaftssystem seinem Wesen nach auf inter- 
nationale Arbeitsteilung gegründet ist, dürfte Einmütigkeit bestehen. Daraus ergibt 
sich der Grundsatz freier, ungehinderter Warenbewegung, also Freihandels, und. 
freier Kapitalbewegung, die sich vermittels der Goldwährung, die von allen welt- 
wirtschaftlich verbundenen Ländern angenommen ist, vollzieht und in ihrer Rich- 
tung durch das Zinsgefälle bestimmt ist. Das heißt in kapitalarmen, aber kapital- 
suchenden Ländern ist der Zinssatz hoch und zieht so das anlagesuchende, nach 
höchster Verzinsung strebende Kapital kapitalreicher Länder mit niedrigem Zinsfuß 
an. Die ganze Erde stellt gewissermaßen ein einheitliches Wirtschaftsgebiet dar, in 
dem Staatsgrenzen dem Prinzip nach nicht bestehen. Soweit sie, wie etwa im 
Warenverkehr, in Gestalt von Zollabgaben in Erscheinung treten, ist der Zoll nur 
eine Spese neben anderen, die sich entsprechend in der Preisgestaltung auswirkt. 
Soweit ferner, etwa in exotischen Ländern, die wirtschaftliche Verwendung von 
ausländischem Kapital nur schwer kontrollierbar ist, macht sich dies in einer 
Risikoprämie geltend, die den Zinsfuß, also Preis, erhöht, beeinflußt jedoch nicht 
die Kapitalbewegung als solche. Die frei, jenseits aller Raumbezogenheit, schwe- 
bende abstrakte Verfügungsmacht, die wir Kapital nennen, stellt also eine Übi- 
quität im Sinne der ökonomischen Theorie dar, d. h. sie ist gegen Zahlung eines 
entsprechenden Zinsensatzes überall verfügbar. Allgemein gesprochen, der wirt- 
schaftliche Preis- und Marktmechanismus ist im höchsten Sinne abstrakt. Er ist in 
sich autonom, d. h. er war nur von „wirtschaftlichen Gesetzen“ in Gang gehalten, 
grundsätzlich unbeeinflußt durch „von außen“ sich geltend machende Erforder- 
nisse eines bestimmten Raumes, eines bestimmten Volkes, die in der Wirtschafts- 
politik eines bestimmten Staates ihren konkretesten Ausdruck finden. So ergibt sich 
die zunächst paradox erscheinende, aber im Grunde ganz folgerichtige Tatsache, daß 
es innerhalb des kapitalistischen Wirtschaftssystems eine Volkswirtschaft im vollen 
Sinne des Wortes nicht gibt und nicht geben kann, sondern daß es nur eine Anzahl 
von Einzelwirtschaften gibt, deren wechselseitige Verflochtenheit zur Entstehung 
einer „Weltwirtschaft“ geführt hat. 
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Selbstverständlich hat es immer eine Beeinflussung des wirtschaftlichen Ge- 
schehens durch den Staat gegeben. Einmal aber hat die staatliche Wirtschafts- 
politik häufig nur regulierend gewirkt und, etwa durch den Abschluß von Handels- 
verträgen, erst den ungehinderten Ablauf internationaler wirtschaftlicher Be- 
ziehungen ermöglicht und gefördert. Zum anderen aber hat der Eingriff des Staates, 
selbst wo er über eine regulierende Betätigung hinausging, nie die Struktur des 
kapitalistischen Systems ernsthaft in Frage gestellt, sondern nur als „Schönheits- 
fehler‘ von mehr oder weniger untergeordneter Bedeutung gewirkt. 

Hier scheiden sich nun auch die Gemüter bei der Beurteilung der gegenwärtigen 
Krise. Die einen, die der Krise systemwandelnden Charakter absprechen, sehen in 
allen die Autonomie des wirtschaftlichen Ablaufes beeinträchtigenden Erscheinun- 
gen, unter denen die mannigfachen staatlichen Eingriffe an erster Reihe stehen, 
nur „Störungen“ vorübergehenden Charakters. Die anderen dagegen, die in der 
gegenwärtigen Krise die Agonie des kapitalistischen Wirtschaftssystems erblicken, 
leugnen den bloßen Störungscharakter jener Eingriffe, erblicken in ihnen vielmehr 
die ersten Anzeichen einer grundsätzlich gewandelten Einstellung zum wirtschaft- 
lichen Geschehen, das aus innerer Notwendigkeit seine Autonomie verliere. 

Diese Wandlung äußert sich, auf einige Schlagworte gebracht, vom Standpunkt 
der inneren Organisation als die Ablösung individualwirtschaftlicher Gestaltungs- 
prinzipien durch gesamtwirtschaftliche. Vom Standpunkt des Wirtschaftsraumes 
aber durch die Herauslösung aus der Weltwirtschaft, die ihrem Wesen nach natio- 
nalstaatliche Abgrenzungen nicht kennen kann, und Einordnung unter die Erforder- 
nisse eines bestimmten, meist national abgegrenzten Raumes, der bewohnt ist von 
einem bestimmten Volk, dessen Willensbildung in der staatlichen Wirtschafts- 
politik ihren Ausdruck findet. Nicht die internationale Arbeitsteilung ist dann das 
systembildende Prinzip, sondern die innere Ausgeglichenheit eines nationalen Wirt- 
schaftsraumes, dessen Verkehr mit dem Ausland natürlich nicht abgebrochen wird, 
aber doch durch die Beschränkung auf das unbedingt Notwendige gekennzeich- 
net ist. Diese Entwicklung, deren letzte Konsequenzen man zunächst nicht er- 
kannte, fand z. B. besonders frühzeitig und markant ihren Ausdruck in dem briti- 
schen Propagandafeldzug ‚Buy British Goods“, ein Grundsatz, der im gesunden 
Stadium des Kapitalismus, noch dazu in England, völlig undenkbar gewesen wäre. 
In jedem Falle aber verliert das wirtschaftliche Geschehen seine Autonomie, es ist 
vielmehr eingeordnet in, ja untergeordnet unter politische Erfordernisse, die oft. 
andere Entscheidungen erzwingen als ‚rein wirtschaftliche“. 

Die Wirkung dieser neuen Prinzipien auf den internationalen Warenaustausch, 
die Schrumpfung des Welthandels, der wachsende Protektionismus auf der einen 
Seite und die zum Mißerfolg verurteilte Exportpsychose auf der anderen Seite sind 
bekannt genug. Nicht weniger kräftig, wenn auch nicht so auf der Oberfläche 
liegend, wirken sie sich aber auch auf den internationalen Kapitalverkehr aus. 
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Zwei Momente haben das System kommunizierender Röhren, mit dem man den 
internationalen Kapitalverkehr vergleichen kann, außer Funktion gesetzt. Auch hier 
freilich war man sich zunächst der Tragweite nicht bewußt. Die erste Störungsreihe, 
die uns hier nicht näher beschäftigen soll, liegt bekanntlich darin, daß die Kriegs- 
schulden- und Reparationszahlungen Zinslasten darstellen, die nicht aus produktiv 
arbeitendem Kapital flossen. So ergab sich eine „unnatürliche“ Kapitalarmut in 
den Schuldnerländern, vor allem Deutschland, und ein entsprechender, durch andere 
Faktoren noch verstärkter Kapitalüberfluß in den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Diese politisch bedingte Antinomie fand ihren vorläufigen wirtschaftlichen Aus- 
gleich durch eine erhebliche Kapitalausfuhr der USA. vor allem nach Südamerika 
und Deutschland und durch eine umfangreiche Einfuhr fremden Kapitals in 
Deutschland, das teils erst die Bezahlung der Reparationen ermöglichte, teils der 
Rationalisierung der deutschen Industrie diente. Solange dieser fremde Kapital- 
zufluß anhielt, legte er sich wie ein Schleier über die Reparationszahlungen und 
verdeckte die Tatsache, daß diese nur aus der Substanz, nicht aber aus einem echten 
wirtschaftlichen Ertrag heraus gezahlt werden konnten. In dem Augenblick aber, 
wo dieser Zufluß aufhörte, trat dieser Zusammenhang klar zutage und führte zu- 
nächst zur Revision des Dawesplans und, als sich auch der Youngplan als unzu- 
reichend erwies, zur Einstellung der Reparations- und Schuldenzahlungen über- 
haupt. Würde man nun, was jedoch nicht angängig ist, diesen Fragenkomplex allein 
für die Lähmung des internationalen Kapitalverkehrs, ja der Weltwirtschaft über- 
haupt verantwortlich machen, so wäre, für den Fall einer endgültigen Einstellung 
der Reparations- und Schuldenzahlungen, hiermit eine entscheidende Störungs- 
quelle aus der Welt geschafft. Denn in einem Sonderfall, wenn auch noch so gro- 
ßen Umfangs, von den kapitalistischen Spielregeln abzugehen, würde noch nicht 
die innere Gesetzlichkeit des Systems als Ganzes in Frage stellen. Man könnte dann 
mit einem gewissen Recht nur von einer „Störung“ sprechen. 

Wendet man jedoch das oben gewonnene Prinzip der Wirtschaftsgestaltung unter 
nationalwirtschaftlichen, vom kapitalistischen Standpunkt aus also „politischen“, 
Gesichtspunkten auf den internationalen Kapitalverkehr folgerichtig an, so ergibt 
sich hieraus ein weiteres „Störungsmoment“, in das sich sogar der gesamte Kom- 
plex der Reparations- und Schuldenzahlungen mit einordnen läßt. Nämlich die Aus- 
leihung oder Rückziehung ausländischer Kapitalien vollzieht sich nicht mehr nach 
der Spielregel des Kapitalismus im ‚freien Spiel“ von Kapitalangebot und -nach- 
frage, das im Zinssatz seinen Niederschlag findet, sondern ebenfalls nach politischen 
Gesichtspunkten. 

Freilich hat es bereits früher politisch bedingte Kapitalausleihungen an das Aus- 
land großen Stils gegeben. Es sei nur an die fünf Milliarden französischer Franken 
erinnert, die gegen Ende des vorigen Jahrhunderts nach Rußland gingen. Aber was 
früher die Ausnahme war, wird heute mehr und mehr die Regel. Und wenn heute 
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die Banken Kapitaltransaktionen größeren Stils vorzunehmen gedenken, so fragen sie 
vorher bei den Notenbanken an, die ihrerseits wiederum ihre Direktiven vom Mini- 
sterium des Äußeren zu erhalten pflegen. Nicht zufällig ist dieses System in Frank- 
reich mit besonderer Virtuosität ausgebildet worden, in jenem Frankreich, dessen 
Wirtschaftsgesinnung von jeher unkapitalistischer geblieben ist als die seiner 
Nachbarn. 

Zum ersten Male trat diese veränderte Einstellung in großem Stil in Erschei- 
nung, als die Westmächte den bis heute aufrecht erhaltenen Kapitalboykott über 
Sowjetrußland verhängten, in der Hoffnung, das kommunistische Experiment zum 
Scheitern zu bringen. Hierbei ergibt sich der interessante innere Widerspruch, daß 
dieser Boykott insofern ganz folgerichtig war, als der Kapitalismus aus seinem 
innersten Wesen heraus den Anspruch auf globale Geltung erheben muß, anderer- 
seits aber in der Unterordnung internationaler Kapitalverteilung unter politische 
Grundsätze gegen seine eigenen Spielregeln verstößt. Die Russen aber, die in ihrer 
Anfangszeit durchaus bereit gewesen wären, für die Gewährung ausländischer 
Kapitalunterstützung großes Entgegenkommen zu zeigen, bewahrte dieser Boykott | 
davor, ihren eigenen Grundsätzen untreu zu werden, indem er sie zwang, ihren 
Wirtschaftsaufbau, wenn auch unter großen Opfern in der Konsumversorgung, so | 
gut wie ausschließlich aus eigener Kapitalkraft vorzunehmen. 

Die Unterordnung internationaler Kapitalbewegungen unter politische bzw. 
nationalwirtschaftliche Gesichtspunkte hat nun zwei Seiten: eine negative und eine 
positive. Negativ, insofern die Zurückziehung im Ausland angelegter Kapitalien vom 
Gläubigerstaat als politisches Druckmittel auf die Schuldner verwandt wird. Die 
Ereignisse des vergangenen Jahres sind noch zu frisch in unser aller Erinnerung, 
um ausführlicher Erörterung zu bedürfen. Denn wodurch ist schließlich der wirt- 
schaftliche Zusammenbruch Mitteleuropas seit Mitte ıg3ı ausgelöst worden? 

Um Österreich für die Extratour des Zollunionsprojekts zu bestrafen, hat man 
der Creditanstalt seinerzeit die französischen Kredite entzogen, hat aus denselben 


Gründen den Run auf die deutschen Großbauken, die ohnehin geschwächt waren, | 


inszeniert, um schließlich von Paris aus auch den Londoner Kapitalmarkt unter 
Feuer zu nehmen, Großbritannien so nicht nur an jeder finanziellen Hilfeleistung 
auf dem Kontinent hindernd, sondern es sogar zur Aufgabe der Goldwährung zwin- 
gend, womit ein entscheidendes technisches Mittel für die internationale Freizügig- 
keit der Kapitalien zerstört wurde. 

Die schlagartige Zurückziehung der französischen Kapitalien aus Mitteleuropa 
stellt aber nur einen Abschnitt der planmäßigen kapitalmäßigen Loslösung Frank- | 
reichs aus allen weltwirtschaftlichen Verflechtungen dar, eine Entwicklung, die zur | 
Zeit ihr natürliches Ende erreicht haben dürfte, denn die Repatriierung der franzö- 
sischen Kapitalien ist praktisch beendet, und sogar der größte Teil der seit der | 
Stabilisierung des Franken dem Ausland geliehenen Kapitalien ist mittlerweile 
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wieder zurückgezogen worden. Da diese Kapitalien nicht wieder zur Anlage im 
Inland oder in den Kolonien gelangten, ergab sich die bekannte Goldanhäufung 
bei der Bank von Frankreich, die seit der Frankenstabilisierung zu einer Zunahme 
des Goldbestands um ungefähr 8 Milliarden Mark geführt hat. Sein Streben nach 
Sicherheit hat Frankreich davon abgehalten, diese Kapitalien trotz der Lockung 
hoher Zinssätze wieder auszuleihen, wodurch die Versteifung der Weltkreditlage 
entscheidend verschärft wurde. Ob dieses Streben nach Sicherheit stärker ist als die 
Möglichkeit, durch neue Kapitalausleihung seinen politischen Einfluß zu festigen, 
ist heute noch eine offene Frage. Freilich verliert die französische Goldwaffe ihre 
Schärfe in dem Augenblick, wo auch von anderen wirtschaftlichen Großmächten die 
Goldwährung grundsätzlich aufgegeben wird. Und mancherlei Anzeichen, besonders 
in den Vereinigten Staaten, sprechen dafür, daß dies früher oder später ein- 
treten wird. 

Die positive Seite der Unterordnung internationaler Kapitalverteilung unter 
politische Grundsätze zeigt sich dann, wenn die Neuverteilung von Kapital sich von 
vornherein nicht planlos, sondern unter ausdrücklicher Berücksichtigung eines 
nationalen Wirtschaftsraums vollzieht. Hierbei macht es natürlich keinen grund- 
sätzlichen Unterschied aus, ob diese Neuverteilung nur dem kapitalgebenden Land 
selbst zugute kommt — so daß man von Kapitalsanlage im Auslande nicht mehr 
reden kann — oder ob sie die Erfordernisse eines dem Mutterlande angeschlossenen 
Kolonialreiches in Betracht zieht. 

Besonders deutlich heben sich diese neuen Grundsätze bereits in England ab, denn 
in Großbritannien, dessen Lage für die Gesamtsituation ganz besonders typisch 
ist und wo der Kampf um weltwirtschaftliche oder nationalwirtschaftliche Orien- 
tierung klar entschieden ist, ist man sich über die Konsequenzen einer 'national- 
wirtschaftlichen Orientierung für Kapitalsanlage im Ausland wesentlich klarer 
als anderswo. Besonders aufschlußreich ist hierzu eine Anfang Mai veröffentlichte 
Denkschrift des ‚‚Reichsverbandes der britischen Industrie‘, deren entscheidende Stel- 
len folgendermaßen lauten: ‚Auf dem Gebiet der Kapitalsanlage im Ausland ist 
der Fluß von Neukapital so zu lenken, daß er zu ausländischen Unternehmen in 
britischem Besitze führt, oder in Länder, die innerhalb der Einflußsphäre des 
Sterling liegen, oder in Unternehmen derjenigen Länder, die einen ergänzenden 
und nicht einen konkurrierenden [Wirtschafts] Charakter haben.“ In anderen Wor- 
ten, Unterordnung der Kapitalanlage unter die politische Idee des Imperiums. An 
anderer Stelle werden folgerichtig Anleihen an mittel- und osteuropäische Länder 
ausdrücklich zurückgewiesen. 

Hiernach ergibt sich die Situation für Deutschland von selbst: Wenn es gelingen 
soll, den deutschen Wirtschaftsraum so umzuformen, daß er in sich selbst geschlos- 
sen ist, dann genügt es nicht, ein harmonischeres Verhältnis agrarischer und indu- 
strieller Produktion herbeizuführen, dann genügt es auch nicht, den bleibenden 
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internationalen Warenaustausch unter dem Idealziel nicht absoluter, aber doch 
maximaler Autarkie zu bestimmen, dann ist es vielmehr auch notwendig, die un- 
vermeidlichen Strukturwandlungen der deutschen Wirtschaft aus eigener Kapital- 
kraft durchzuführen. Und nicht nur das. Denn da ein solcher deutscher Wirt- 
schaftsraum beträchtlich über das heutige Reichsgebiet hinausgehen muß, um trag- 
fähig zu sein, wäre es notwendig, auch die Kapitalversorgung der anzuschließenden 
Länder, vor allem in Südost, zu übernehmen. Eine Schwierigkeit, die angesichts 
der starken finanziellen Abhängigkeit dieser Länder von Paris und der deutschen 
Kapitalarmut gar nicht zu überschätzen ist. Doch lassen die englische und franzö- 
sische ablehnende Haltung, weitere Kapitalien zur Verfügung zu stellen und die 
innere Zwangsläufigkeit der Entwicklung zum Aufbau geschlossener Wirtschafts- 
räume an Stelle der einheitlichen Weltwirtschaft, einen anderen Weg gar nicht zu. 


OTTO HAUSSLEITER: 
Geopolitik und Verwaltungsgrenzen 


L 


Seit jeher hat sich die politische Geographie mit dem Problem der staatlichen 
Grenzen beschäftigt; aber unter dem Einfluß der Lehren Friedrich Ratzels tritt 
bei diesen Untersuchungen die Binnengrenze meist völlig in den Hintergrund. 
Alexander Supan z.B. erklärte ausdrücklich 1), daß die innerstaatlichen Verwaltungs- 
grenzen in der vergleichenden politischen Geographie keinen Platz finden könnten. 
Aber ganz ohne Ertrag für unsere Frage bleibt ein Gang durch die systematischen 
Darstellungen der politischen Geographie doch nicht. Hermann Wagner, dessen 
zählende, messende und vergleichende Methode auch in seiner politischen Geo- 
graphie?) zur Geltung kommt, bekundet ein Interesse an ‚der Größe der 
Maschen, in die der Boden des Staates durch (die Verwaltungsbezirke) zerlegt 
wird“ 3). Er ordnet die durch Binnengrenzen umschlossenen Gebiete in die 
Größenklassen der Gemeinden, der Heimatbezirke, der Gaue und der Landschaften 
ein®). Walther Vogel berührt in seiner kleinen systematischen Schrift5) auch 
die Frage der inneren staatlichen Abgrenzung: er unterscheidet als die beiden 
Hauptarten der räumlichen Verwaltungseinteilung das Provinzial- oder Regional- 
system (das sich an historische und Zwecklandschaften anlehnt) und das Departe- 

!) Alexander Supan, Leitlinien der allgemeinen politischen Geographie, 2. Aufl., Berlin und 
Leipzig ıg922, S. 85/86. 

?) Sie bildet einen Unterabschnitt seines „Lehrbuchs der Geographie“, 8. Aufl., Hannover 
und Leipzig 1908, S. 778-825. 

27372, 02888r0% 4) a. a. ©. S. 809-814. 


5) Walther Vogel, Politische Geographie (Aus Natur und Geisteswelt Nr. 634), Leipzig und 
Berlin, 1922, S. 106. 
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mentalsystem (mit künstlich gebildeten Verwaltungseinheiten von geringer Selbstän- 
digkeit gegenüber der Zentralbehörde). Später hat Vogel dieser Frage eine besondere 
sehr interessante Studie!) gewidmet, in der er reiches statistisches und historisches 
Material zur Verwaltungsgliederung der europäischen Staaten vorlegt. Eine Mono- 
graphie zur räumlichen Gliederung des Deutschen Reiches in Vergangenheit und 
Gegenwart ist vor kurzem von demselben Verfasser veröffentlicht worden 2). 

In den letzten Jahren sind zwei Untersuchungen über die politischen Grenzen 
erschienen. Die eine von ihnen, Karl Haushofers „Grenzen“ ?), läßt zwar die 
Binnengrenzen nicht völlig außer acht; aber das vornehmlich wehrgeographisch ein- 
gestellte Interesse des Verfassers beurteilt die inneren Grenzen lediglich danach, ob 
sie geeignet sind, im Notfall auch die Funktion einer äußeren Schutzgrenze zu über- 
nehmen. Dieser Gesichtspunkt kann und muß jedoch bei der Verwaltungsgrenzziehung 
völlig außer Betracht bleiben; eine Betonung dieses Moments könnte höchstens den 
Verdacht erwecken, als gingen die Bewohner der Landschaft mit der Absicht einer 
Separation vom Gesamtstaat um. Haushofers Forderung wird auch durch die trau- 
rigen Erfahrungen bei den Grenzziehungen der Friedensverträge keineswegs gerecht- 
fertigt: gerade die sinnloseste dieser Grenzen, die neue deutsch-belgische Grenze bei 
Monschau, hält sich keineswegs an eine frühere innerstaatliche Verwaltungsgrenze! 

Auf einem hohen wissenschaftlichen Niveau steht dagegen Otto Maulls Abhand- 
lung „Politische Grenzen“), die sich auf dem systematischen Hauptwerk®) des 
gleichen Verfassers aufbaut. Anscheinend noch ganz im Sinne Friedrich Ratzels 
betrachtet Maull die Grenze als ein Stück Boden und ein Stück Menschheit, ver- 
bunden durch die „Grenzidee“ %). Aber Maulls gedanklicher Fortschritt über 
Ratzel hinaus ist doch sehr weittragend. Die Grenzidee ist für ihn der Gedanke, 
Gleiches oder miteinander Harmonierendes mit einer Grenze zu umschließen. Die 
Gleichheit oder die Harmonie wird dabei bald ... ‚in der naturlandschaftlichen 
Raumgestaltung, bald im Zusammenschluß eines Verkehrs- oder Siedlungsgebietes, 
bald in der Homogenität oder der gegenseitigen Ergänzung eines Wirtschaftsraumes, 
schließlich in der völkischen Einheit oder nationalen Verbundenheit mehrerer Völ- 
ker gesehen werden können“ $). Die idealen Grenzen, die allen diesen Anforderun- 
gen zugleich entsprechen würden, gibt es in der Wirklichkeit fast nirgends; 
trotzdem hat die Vorstellung des Grenzideals praktischen Wert; denn sie gewährt 


1) Walther Vogel, Gedanken zur geographischen Verwaltungsgliederung der Staaten, in: 
„Außenpolitische Studien“, Festgabe für Otto Köbner, hersg. von Wilhelm Arntz, Stuttgart, 
1930, S. 70-88. 

2) Walther Vogel, Deutsche Reichsgliederung und Reichsreform in Vergangenheit und 
Gegenwart, Leipzig und Berlin 1932. 

3) Karl Haushofer, Grenzen in ihrer geographischen und politischen Bedeutung, Berlin- 
Grunewald 1927, insbes. S. ı31. 

4) Otto Maull, Politische Grenzen (Weltpolitische Bücherei, Bd. 3), Berlin 1928. 

5) Otto Maull, Politische Geographie, Berlin 1925. #) Otto Maull, Politische Grenzen, S. 31. 
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einen Maßstab, an dem die Zweckmäßigkeit der tatsächlich vorhandenen Grenzen 
nachgeprüft werden kann. „Natürliche“ Grenzen in dem Sinne, als habe die Natur 
selbst einem Lande bestimmte Grenzen vorgezeichnet oder gar aufgezwungen, 
gibt es nach Maull überhaupt nicht. Alle Grenzen sind insofern „künstlich“, 
als sie bestimmten menschlichen Zweckvorstellungen ihre Entstehung verdanken. — 
Maull ist sich also dessen bewußt, daß nur Menschen, und nicht mystische 
Staatsorganismen, Träger von Grenzideen sein können. In diesem Zusammenhang 
macht Maull die sehr treffende Bemerkung, daß die Bewertung der Grenzqualität 
einer physischen oder kulturellen Gegebenheit in unlösbarer Weise von der Ent- 
wicklung der Kulturstufe der Grenzbildner abhängt!). Mit Hilfe dieses heu- 
ristischen Prinzips gelingt es ihm, Grenzen, die jetzt als unzweckmäßige und ana- 
chronistische Gebilde gelten müssen, in ihrer Entstehung zu erklären ?), da sie 
den Grenzerfordernissen der damaligen Zeit und Kulturstufe entsprachen. Unzweck- 
mäßige, nämlich strukturwidrige Grenzen sind solche, die bei der gegenwär- 
tigen Sachlage mit einigen oder gar mit allen den Tatsachen der physischen Geo- 
graphie oder Anthropogeographie in Widerspruch stehen, die für die Grenzfunktion 
wichtig sind. Die Existenz unzweckmäßiger Grenzen beweist, daß die räumlichen 
Gegebenheiten nicht von sich aus die Grenzziehung bestimmen. „Es gibt keine 
Determination in der Grenzwahl“3). Diese methodische Einstellung 
Otto Maulls schafft die Möglichkeit, auch dem Problem der politischen Binnen- 
grenze gerecht zu werden; denn sie gestattet, die verwaltungspolitischen Gesichts- 
punkte zur Geltung zu bringen, deren Berücksichtigung unerläßlich ist, wenn eine 
Antwort auf die Frage nach der zweckmäßigsten räumlichen Verwaltungsgliederung 
gefunden werden soll. 


1) a.a. 0. S. 33. 

2) Z.B. konnten Flußgrenzen im Altertum bei der damaligen Verkehrs- und Waffen- 
technik als zweckmäßige Grenzen gelten. Da heute die verbindende Funktion der Flüsse ihre 
trennende Wirkung bei weitem übertrifft, so muß für die Kulturländer der Gegenwart das 
Urteil über die Grenz-Eignung der Flüsse ganz anders ausfallen. (Maull a. a. ©. S. 4 .) 

3) Otto Maull, Politische Grenzen, S. 33. — Mit dieser scharfen Formulierung lehnt Maull in 
einer wichtigen Einzelfrage entschieden die in der Geopolitik noch immer herrschende Auf- 
fassung ab, als könnten politische Ereignisse durch die Erkenntnis ihrer Erdgebundenheit 
wenigstens bis zu einem gewissen Grade vorausbestimmt werden. Noch in den „Bausteinen zur 
Geopolitik“ (Berlin-Grunewald 1928), die von O. Maull gemeinsam mit den drei anderen 
Herausgebern der Zeitschrift für Geopolitik veröffentlicht wurden, spielt der — besonders von 
Karl Haushofer vertretene — Gedanke der geopolitischen Determination eine Rolle (vgl. dort 
5.27). Wenn ich bei der Besprechung dieses Werkes (im Weltwirtschaftlichen Archiv, Bd. 29, 
1929, 5.193 **) ausführte: „Denn es wird ... übersehen, daß die unbestreitbare Einwirkung 
geographischer Faktoren auf die Gestaltung der Politik regelmäßig in der Weise erfolgt, 
daß geographische Tatsachen durch das Medium des menschlichen Bewußtseins gehen und 
dort ... zu Triebfedern politischen Handelns werden“, so trifft diese Kritik auf die jetzige 
Auffassung Maulls, wonach die Grenze als ein Produkt menschlicher Zweckvorstellungen zu 
betrachten ist, nicht mehr zu. Es wäre zu wünschen, daß sich Maulls Ansicht in der geo- 
politischen Literatur allgemein durchsetzt. — 
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IE 


Wenn die politische Geographie zu einem Urteil über den Wert oder Unwert 
einer staatlichen Grenze gelangen will, so geht sie dabei fast immer von der unaus- 
gesprochenen Annahme aus, als sei die staatliche Außengrenze in jeder Hinsicht 
eine absolute Scheidelinie. Nun soll aber die ‚ideale Grenze“ den verschieden- 
artigsten Erfordernissen zugleich gerecht werden: Auf dem Gebiet des Ver- 
kehrs soll sie einerseits als Schutzwehr gegen feindliches Eindringen dienen, 
andererseits soll sie für den friedlichen Wirtschaftsverkehr geeignete Durchgangs- 
straßen offen lassen; endlich soll die Gestaltung der Erdoberfläche innerhalb des 
umgrenzten Gebietes einen leichten und hindernisfreien Ausbau der Verkehrslinien 
gestattenl). In wirtschaftlicher Hinsicht wird von der ‚idealen Grenze“ 
verlangt, daß sie eine „wirtschaftsharmonische Region“ 2) umschließe, — von 
manchen wird sogar gefordert, daß das umgrenzte Land dem Zustand der Autarkie 
nahekonime. Schließlich entspricht es dem „Grenzideal“, wenn das umgrenzte Ge- 
biet sich mit dem geschlossenen Siedlungsraum einer Nation deckt, so daß weder 
Teile des eigenen Volksbodens außerhalb, noch Teile fremdnationalen Volksbodens 
innerhalb der Staatsgrenzen liegen. Otto Maull spricht es in seinein Werk über die 
politischen Grenzen 3) klar aus, daß im konkreten Fall die praktische Politik vor 
die schwere Wahl gestellt sei, welchem Abgrenzungsprinzip sie den Vorzug geben 
solle. Und doch besteht selbst bei der äußeren Staatsgrenze kein unbedingter Zwang 
zum Wählen-Müssen zwischen den verschiedenen rationalen Grenzerfordernissen. 
Ist es nicht z. B. denkbar, daß zwei benachbarte Staaten, die jeder für sich in. 
nationaler Hinsicht, sowie als Verkehrs- und Verteidigungsgebiet gut abgegrenzt 
sind, aber eine sehr einseitige und unausgeglichene Wirtschaftsstruktur aufweisen, 
sich in einer Zollunion zu einer sich gegenseitig ergänzenden wirtschaftsharmoni- 
schen Einheit zusammenschließen? Sobald man die Vorstellung von der Staats- 
grenze als einer absoluten Scheidelinie *) aufgibt, kann (theoretisch) eine Lösung 
gefunden werden, die allen rationalen Grenzerfordernissen zugleich Rechnung trägt. 


1) Ein Gebiet mit derartigen Grenzen nennt Walther Vogel eine „strategisch-kommerzielle 
Region“ (Beispiel: Böhmen), Vgl. Politische Geographie, Leipzig und Berlin 1922, S.29. 

2) Walther Vogel, Politische Geographie, S. 28. Vogel hat die beiden Typen der wirt- 
schaftsharmonischen Region und der strategisch-kommerziellen Region unter dem Oberbegriff 
der Zwecklandschaft zusammengefaßt; dieser glücklich gewählte Ausdruck läßt deut- 
lich erkennen, daß ein Urteil über den Wert einer Grenze erst dann gegeben werden kann, 
wenn zuvor feststeht, welchen Zwecken des menschlichen Gemeinschaftslebens die Grenz- 
ziehung dienen soll. 

3) Otto Maull, Politische Grenzen, S. 102. 

4) Wie tief dieses Vorurteil im Denken der Völker eingewurzelt ist, zeigte sich bei dem 
Widerstand verschiedener europäischer Staaten gegen den Plan der deutsch-österreichischen 
Zollunion, die man sich im Ausland vielfach nur als verkappten staatlichen Zusammenschluß 
vorstellen konnte. Leider hätten sich die Gegner der deutsch-österreichischen These auf die 
einmütige Ansicht der deutschen politischen Geographie stützen können, die nur den Begriff 
der Staatsgrenze als einer absoluten Scheidelinie kennt. Hier rächt sich das gedankliche 
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Die Gesichtspunkte, nach denen sich die Zweckmäßigkeit einer äußeren Staats- 
grenze beurteilen läßt, finden (— abgesehen vom Erfordernis des militärischen 
Schutzwertes einer Grenze —) weitgehend ihre Parallele in der Problematik der 
innerstaatlichen Grenzziehung. Auf dem Gebiet der räumlichen Verwaltungsglie- 
derung gewinnt der Gedanke von der Möglichkeit mehrfacher Grenzziehung 
in Fällen, in denen eine und dieselbe Grenze nicht gleichzeitig allen berechtigten 
Forderungen gerecht werden kann, eine besonders große Bedeutung. Denn anders 
als bei der äußeren Grenzpolitik besteht im Innern des Staates wenigstens rechtlich 
die uneingeschränkte Möglichkeit zur Schaffung zweckmäßiger Verwaltungsgrenzen 
und somit auch zur Ausschaltung derjenigen Reibungen, die sich aus dem Wider- 
streit der verschiedenen Prinzipien zweckmäßiger Abgrenzung ergeben können. 
Selbst das schwierigste aller innerstaatlichen Verwaltungsgliederungsprobleme, die 
Nationalitätenfrage in national gemischten Staaten, kann gedanklich in befriedigen- 
der Weise gelöst werden: Wenn eine räumliche Verwaltungsgliederung nach Natio- 
nalitätengrenzen wegen der vielfachen Verzahnung und Vermischung der nationalen 
Siedlungsgebiete beträchtliche Minderheiten der Herrschaft der territorial über- 
wiegenden Nationalität unterstellen würde, so führt der Gedanke einer überörtlichen 
Zusammenfassung aller Nationsgenossen des Staatsgebietes zu einem öffentlich- 
rechtlichen Verband zum gewünschten Ziel; denn auf diesem Wege kann auch den 
zerstreut lebenden Minderheiten eine autonome Verwaltung ihrer kulturellen An- 
gelegenheiten gewährleistet werden. Dabei braucht man für die Erledigung anderer 
Verwaltungsaufgaben, vor allem für die Verwaltung von Wirtschafts- und Verkehrs- 
einrichtungen, nicht auf die Bildung zweckmäßig abgegrenzter Gebietskörperschaf- 
ten zu verzichten. Leider hat sich diese Regelung, die bekanntlich in Estland zu- 
gunsten der deutschen Minderheit verwirklicht worden ist, bisher nur selten gegen 
den Widerstand der herrschenden Staatsvölker durchsetzen können. 

Es sind also nicht so sehr die verschiedenen rationalen Abgrenzungsprinzipien, 
die sich bei dem Versuch ihrer Verwirklichung hart im Raume stoßen (— hier sind, 
jedenfalls gedanklich, befriedigende Lösungen möglich —), in Wirklichkeit besteht 
der Zwang zum Wählen-Müssen vielmehr zwischen den verschiedenen Gesichts- 
punkten zweckmäßiger Grenzziehung einerseits, und der irrational gewordenen, aber 
historisch eingelebten und im Volksbewußtsein verwurzelten Verwaltungsgrenze 
andererseits. Hier ist ein Ausgleich weit schwieriger, oft sogar ganz unmöglich. Die 
größten und die kleinsten Gebietseinheiten innerhalb des Gesamtstaates, die „‚Land- 
schaften“) sowohl wie die Gemeinden, behaupten häufig selbst dann ihre einst 
festgelegte Abgrenzung, wenn diese heute mit fast allen Erfordernissen zweckmäßi- 


Spiel mit dem Begriff des sog. „Staatsorganismus“, welcher die Vorstellbarkeit einer mehr- 
fachen äußeren Grenzziehung sehr erschwert oder gar unmöglich macht. — 

{) Die Bezeichnung der Gebietseinheiten ist der Terminologie Hermann Wagners ent- 
nommen (vgl. oben Anm. 4). 
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ger Verwaltungsgliederung in Widerspruch steht. Ebenso steht es (— ohne Rück- 
sicht auf den räumlichen Gebietsumfang —) mit Gebietskörperschaften, die infolge 
früherer Selbständigkeit auch innerhalb des Gesamtstaates beanspruchen, „Staaten“ 
und nicht nur Selbstverwaltungsverbände zu sein. Dagegen erweisen sich die Terri- 
torialgebilde der „Gaue“ (Departements) und der „Heimatbezirke“t) als dank- 
barere Objekte einer Verwaltungsgliederungspolitik nach rationalen Grundsätzen. 

Dazu kommt ein Gesichtspunkt, der von geopolitischer Seite meist übersehen. 
wird: die verkehrs- und wirtschaftsgeographische „richtige“ Abgrenzung der Ver- 
waltungsbezirke ist längst nicht für die Gesamtheit der öffentlichen Verwaltungs- 
aufgaben, sondern nur für einen Teil derselben „lebenswichtig“. So wird z. B. bei 
der städtischen und ländlichen Siedlung, der überörtlichen Landesplanung, bei der 
Kulturbau- und wasserwirtschaftlichen Verwaltung, der Unterhaltung der Wasser- 
straßen, der Straßenbauverwaltung, schließlich auch bei verschiedenen Zweigen der 
Sozialverwaltung die sachliche Verwaltungsarbeit durch eine zweckmäßige Bezirks- 
abgrenzung wesentlich erleichtert (— wenn auch nicht bedingt —). Dagegen sind 
viele Zweige der sonstigen inneren Hoheitsverwaltung, insbesondere die Polizei-, 
Schul- und Finanzverwaltung, so wenig „raumgebunden‘“, daß die Art ihrer Durch- 
führung selbst durch grobe Verstöße gegen die Grundsätze zweckmäßiger Bezirks- 
abgrenzung kaum beeinflußt wird?). Wäre es anders, so hätte im Deutschen 
Reich mit seinen zahlreichen En- und Exklaven längst ein völliger Zusammenbruch 
der Verwaltung eintreten müssen. 

Natürlich folgt daraus keineswegs, daß es überhaupt keiner Reform der räum- 
lichen Verwaltungsgliederung in Deutschland bedürfe. Diese Reform ist nur für 
die Mehrzahl der Verwaltungszweige nicht so sehr aus geopolitischen Gründen eı- 
wünscht, als vielmehr aus den Gesichtspunkten der Ersparnis und der Verwaltungs- 
vereinfachung. Der Gedanke der Vereinfachung verlangt einen Aufbau der mitt- 
leren Verwaltungsinstanz derart, daß an dieser Stelle möglichst zahlreiche fachliche 
Zuständigkeiten zusammengefaßt werden; denn nur so ist es möglich, die Gefahr 
eines Neben- und Gegeneinander-Regierens der einzelnen Ressortverwaltungen auf 
das geringste Maß herabzudrücken ?). Es ist somit in der Mittelinstanz eine Trennung 
der „raumgebundenen“ Verwaltungszweige von den übrigen Fachgebieten, bei 


1) Die Bezeichnung der Gebietseinheiten ist der Terminologie Hermann Wagners ent- 
nommen (vgl. oben Anm. 4). 

2) Nähere Einzelheiten zu dieser Frage habe ich ausgeführt in meinem Aufsatz: Verwal- 
tungsgliederung und Reichsreform, Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, 92. Bd. 
(1932), 5. 212-297. 

3) Dieselbe Überlegung verbietet auch, von der Einrichtung fachlicher Sonder-Behörden 
und -Verwaltungskörper mit besonderen, dem betreffenden Verwaltungszweck angepaßten Be- 
zirksgrenzen, wie sie oben (S. 346) empfohlen wurde, einen allzu ausgiebigen Gebrauch zu 
machen, In dieser Einschränkung zeigt sich an einem Einzelbeispiel, daß eine Herauslösung 
der geopolitischen Gesichtspunkte aus dem Rahmen einer staatskundlichen Gesamtbetrachtung 
auf grundsätzliche Bedenken stößt. 
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denen Größe und Abgrenzung der Verwaltungsbezirke für die Qualität der sachlichen 
Verwaltungsarbeit an sich kaum von Bedeutung ist, nicht erwünscht. Wegen dieser 
Verbundenheit ergibt sich aus dem Gesichtspunkt der Vereinfachung für die 
Mittelbehörden von allgemeiner, umfassender Zuständigkeit die Forderung nach 
einer wirtschafts- und verkehrspolitisch zweckmäßigen Bezirksabgrenzung. — Die 
Notwendigkeit zu sparen erfordert dagegen, daß alles, was von der bestehenden 
Verwaltungsorganisation nicht allzusehr den Gesichtspunkten der Zweckmäßigkeit 
widerspricht, mit in den neuen Verwaltungsaufbau übernommen wird. Den rich- 
tigen Ausgleich zwischen Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit zu finden, ist die 
gedankliche Aufgabel) einer Reform der räumlichen Verwaltungsgliederung in 
Deutschland. Wie ist diese Aufgabe bisher schon gelöst worden? Da die Gliederung 
der deutschen Länder in Bezirksbehörden und -verbände von ,„Gau“- und „Land- 
schafts“-Größe fast durchweg vor mehr als hundert Jahren geschaffen wurde, kann 
man an diesem Beispiel die praktische Durchführung rationaler Abgrenzungs- 
politik nicht gut studieren; anders ist der Sachverhalt bei den erst in jüngster Ver- 
gangenheit geschaffenen neuen Reichsverwaltungszweigen. Es sei daher 
untersucht, nach welchen Gesichtspunkten hier die mittelbehördlichen Verwaltungs- 
bezirke abgegrenzt worden sind. 


IE: 


Die Bezirksabgrenzung der Post- und Eisenbahnverwaltung kann hier außer Be- 
tracht bleiben. Sie ist seit Jahrzehnten im wesentlichen unverändert. Ausschlag- 
gebend aber ist folgendes: Die beiden großen Betriebsverwaltungen des Reiches 
haben so wenig Beziehungen zur staatlichen inneren Hoheitsverwaltung, daß sie 
sich eine ganz selbständige, völlig auf die eigenen Bedürfnisse zugeschnittene sach- 
liche und räumliche Verwaltungsgliederung unbedenklich gestatten können. Von 
dieser Möglichkeit hat die Reichsbahnverwaltung ausgiebigen Gebrauch gemacht 
(— Abgrenzung der Reichsbahn-Direktionsbezirke nach dem Streckensystem —), 
während sich die Oberpostdirektionen räumlich überwiegend mit den mittleren 
Verwaltungsbezirken der Länder decken. Hier sollen nur die neuen Reichsverwal- 
tungszweige erörtert werden; es sind gleichzeitig diejenigen reichseigenen Behörden- 
organisationen, welche die meisten sachlichen Beziehungen zum Verwaltungsapparat 
der Länder haben, nämlich die Reichsfinanzverwaltung, die Dienststellen 
der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver- 
sicherung und die Ämter der ständigen Schlichter. 


1) Trotz aller Schwierigkeiten ist diese Aufgabe leicht lösbar zu nennen gegenüber der 
Herkulesarbeit, das als richtig Erkannte im Grundsätzlichen auch gegenüber dem Widerstand 
der Mächte des Traditionalismus, vor allem gegenüber den überlebten Eigenstaatlichkeits- 


ansprüchen dynastisch entstandener Länder mit oft gänzlich irrationaler Gebietsabgrenzung 
aufrechtzuerhalten, 
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Über die räumliche Gliederung der Reichsfinanzverwaltung bestimmt 
das Gesetz!) das folgende: 

„Die Bezirke der Landesfinanzämter sind im Benehmen mit den beteiligten 
Ländern so zu bilden, daß sie sich tunlichst mit den Ländern oder mit größeren 
Verwaltungsbezirken der Länder decken oder mehrere Länder oder Verwaltungs- 
bezirke umfassen. — Die Abgrenzung der Bezirke der Landesfinanzämter und die 
Bestimmung über deren Sitz erfolgt durch ein Reichsgesetz.“ 

Damit ist im Grundsätzlichen eine klare Entscheidung getroffen, und zwar 
gegen eine Einteilung des Reiches nach wirtschaftlichen Zusammenhängen, und 
für eine Anlehnung der Landesfinanzamtsbezirke an die bestehende (aber vielfach 
irrational gewordene) räumliche Verwaltungsgliederung der Länder. Diese Ent- 
scheidung hat ihren guten Sinn. Denn die Finanzverwaltung ist, wie oben ($. 347) 
bemerkt, im allgemeinen nur wenig „raumgebunden“ (— die Zollverwaltung 
muß allerdings auch in ihrer Bezirksabgrenzung tunlichst auf bestehende Haupt- 
verkehrswege der Eisenbahn, der See- und Binnenschiffahrt Rücksicht nehmen —); 
es ist also die sachliche Erledigung der Verwaltungsarbeit ohne großen Schaden auch 
bei wirtschaftlich unzweckmäßiger Abgrenzung der Verwaltungsbezirke möglich; 
selbst En- und Exklaven könnten zur Not fortbestehen. Auf der anderen Seite 
bringt nämlich die Übereinstimmung der Verwaltungsbezirke der Reichsfinanz- 
verwaltung mit denen der Länder den im Interesse der Vereinfachung und Ver- 
billigung nicht zu unterschätzenden Vorteil mit sich, daß sich die von der Reichs- 
gesetzgebung vorgesehene ?) Übertragung der Landes-, gegebenenfalls auch der kom- 
munalen Steuerverwaltung auf die Reichsfinanzbehörden viel leichter und reibungs- 
loser durchführen läßt, als wenn sich die Verwaltungsbezirke des Reiches und der 
Länder gegenseitig überschneiden würden. Freilich ist diese Argumentation nur von 
Gewicht, wenn das Reich die äußeren und inneren Ländergrenzen als unabänder- 
liche Tatsache betrachtet, — selbst dann, wenn diese Grenzlinien den berechtigten 
Erfordernissen rationaler Verwaltungsgliederung durchaus nicht mehr ent- 
sprechen. Auf diesen resignierenden Standpunkt hat sich die Reichsgesetzgebung 
in der Frage der Abgrenzung der Landesfinanzamtsbezirke gestellt. Wie steht es 
nun mit der praktischen Durchführung dieses Grundsatzes? 

Zunächst ist zu bemerken, daß das in der Reichsabgabenordnung vorgesehene 
Reichsgesetz über die Abgrenzung der Landesfinanzamtsbezirke bisher nicht er- 
gangen ist. Im Verwaltungswege ist das Reichsgebiet in die Bezirke der 26 Landes- 
finanzämter eingeteilt worden. Im Durchschnitt umfassen also die mittleren 
Finanzbehörden Bezirke von 18000 qkm Fläche mit 2,4 Mill. Einwohnern. Diese 
Gebietseinheiten bleiben somit an der unteren Grenze desjenigen territorialen Typs, 
den Hermann Wagner „Landschaft“ nennt. — Der von der Gesetzgebung aufgestellte 


1) $ 44 der Reichs-Abgaben-Ordnung (neue Bekanntm. vom 22. 5. 1931, RGBl. I, S. 161). 
2) $ ı8 der Reichs-Abgaben-Ordnung (neue Bekanntm. vom 22. 5. 1931, RGBl. I, S. ı6r). 
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Abgrenzungsgrundsatz ist bei der praktischen Durchführung durchaus nicht konse- 
quent innegehalten worden. 

In einer großen Anzahl von Fällen }), in denen die Verwaltungsbezirke der Län- 
der territorial zerrissen sind, nimmt die Gliederung der Reichfinanzverwaltung eine 
Korrektur im Sinne des territorialen Zusammenhanges bzw. der territorialen Ge- 
schlossenheit der Landesfinanzamtsbezirke vor. Dies steht zwar mit dem Ab- 
grenzungsgrundsatz der Reichsabgabenordnung in Widerspruch, ist aber unter 
anderen Gesichtspunkten sehr zu begrüßen, weil damit die erste Voraussetzung 
räumlicher Gliederung nach wirtschaftlichen Zusammenhängen erfüllt wird. Aber 
ist wenigstens dieser neue Abgrenzungsgrundsatz konsequent durchgeführt worden? 

Leider muß diese Frage verneint werden. In einer Reihe weiterer Fälle %) 
schließen sich nämlich die Grenzen der Landesfinanzamtsbezirke den En- und 
Exklavenbildungen 3) der Länder an; insbesondere sind die amtlichen Bezeich- 
nungen der Landesfinanzämter in Hamburg und Bremen (— sie führen die Namen 
„Unterelbe“ und „Unterweser‘‘ —) nicht eingelöste Versprechungen; denn ihre Be- 
zirke decken sich, ohne Rücksicht auf wirtschaftliche Zusammenhänge, genau mit 
den Gebieten der beiden freien Hansestädte. Hiermit erweist sich die Reichsfinanz- 
verwaltung sogar noch partikularistischer als die beteiligten Länder selbst. Denn 
Preußen und Bremen sind im Staatsvertrag vom 21. Juni 1930 (PrG$. S.222) dahin 
übereingekommen, die zur Erschließung und Entwicklung des Wirtschaftsgebiets 
an der Unterweser ‚erforderlichen Maßnahmen in gemeinsamer Arbeit so zu 
treffen, als ob Landesgrenzen nicht vorhanden wären“. Beide 
Länder haben in diesem Vertrag u. a. in Aussicht genommen, „bei der Abgrenzung 
der Bezirke der höheren Verwaltungsstellen sowie bei Festlegung ihres Sitzes den 


1) So gehören die räumlich voneinander getrennten drei Teile der preußischen Provinz 
Grenzmark Posen-Westpreußen zu den drei Landesfinanzamtsbezirken Stettin, Brandenburg (in 
Berlin) und Breslau. Der rheinische Landkreis Wetzlar gehört zum Landesfinanzamt Kassel, 
der zum Reg.-Bez. Kassel gehörige Landkreis Grafschaft Schaumburg (Rinteln/Weser) gr 
hört zum Landesfinanzamt Hannover, die preußischen Landkreise Schmalkalden, Schleusingen 
und Ziegenrück gehören zum Landesfinanzamt Thüringen (in Rudolstadt), der preußische 
Stadtkreis Wilhelmshaven gehört zum Landesfinanzamt Oldenburg, dagegen gehört der olden- 
burgische Landesteil Birkenfeld zum Landesfinanzamt Köln, der oldenburgische Landesteil 
Lübeck zum Landesfinanzamt Mecklenburg-Lübeck (in Schwerin), die in der Altmark liegende 
braunschweigische Exklave Kalvörde gehört zum Landesfinanzamt Magdeburg. : 

2) So gehören die thüringischen Exklaven Landkreis Sondershausen und Gebiet um Allstedt 
nicht zum gleichen Landesfinanzamt wie die umschließenden preußischen Landesteile, sondern 
zum Landesfinanzamt Thüringen (in Rudolstadt); Cuxhaven und Bremerhaven sind auch für 
die Landesfinanzamtsbezirke Exklaven; die Landesfinanzamtsbezirke Würzburg — umfassend 
Unterfranken und die Rheinpfalz — und Darmstadt — umfassend den Freistaat Hessen — be- 
stehen aus je zwei räumlich nicht zusammenhängenden Gebietsteilen. 

?) Sogar früher bestehende Exklavenbildung wirkt bei der Bezirksabgrenzung der Reichs- 
finanzverwaltung gelegentlich jetzt noch nach: so gehört der früher waldeckische Landesteil 
Bad Pyrmont, jetzt ein Teil des hannoverschen Landkreises Hameln, nicht etwa zum Landes- 
finanzamt Hannover, sondern nach Münster i. Westf.! 
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gemeinschaftlichen Belangen des Wirtschaftsgebietes Rechnung zu tragen“. Ins- 
besondere ist eine enge staatliche und kommunale Zusammenarbeit in Bremer- 
haven-Wesermünde vereinbart worden. Dem ungeachtet gehören beide Städte zu 
zwei verschiedenen Landesfinanzamtsbezirken; bei Hamburg, Altona und 
Harburg sind sogar drei verschiedene Landesfinanzämter zuständig (— trotz 
der hamburgisch-preußischen Hafengemeinschaft!). 

Man sieht, die Gliederung der Reichsfinanzverwaltung in mittlere Behörden- 
bezirke kann nicht als Beispiel einer planvollen inneren Grenzziehung gelten. 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 16. Juli 
1927, das den Verwaltungskörper der Reichsanstalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitslosenversicherung geschaffen hat, spricht sich über die 
Grundsätze der Bezirksabgrenzung wie folgt aus ($ 2 Abs. 2): „Der Vorstand der 
Reichsanstalt... kann nach Anhörung der Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter 
oder Landesarbeitsämter im Benehmen mit der obersten Landesbehörde die Grenzen 
der Arbeitsämter und der Landesarbeitsämter unter Berücksichtigung 
wirtschaftlicher Zusammenhänge ändern; er kann Bezirke zusam- 
menlegen, Einrichtungen aufheben und nach Bedarf neu schaffen. — Jede Ge- 
meinde muß von einem Arbeitsamt erfaßt sein.“ Bis zur Durchführung dieser 
Vorschrift bestanden 22 Landesämter für Arbeitsvermittlung, welche sich organi- 
satorisch und nach ihrer Bezirksabgrenzung eng an die Verwaltungen der Länder 
bzw. der Preußischen Provinzialverbände anschlossen. An ihre Stelle traten mit 
Errichtung der Reichsanstalt ı3 Landesarbeitsämter. Allein schon diese Vergröße- 
rung der Bezirke (— sie umfassen jetzt durchschnittlich 36 000 qkm mit 4,8 Mill. 
Einwohnern —) gestattete, auch ohne Überschneidung der Landesverwaltungs- 
grenzen, im Wege der Zusammenlegung die Schaffung großer Landesarbeitsamts- 
bezirke von räumlicher Geschlossenheit; En- und Exklaven kommen nicht vor 
(— mit einer „vorläufigen“ Ausnahme!) —). Darüber hinaus hat der Vorstand der 
Reichsanstalt im Einklang mit der oben erwähnten Gesetzesvorschrift in einigen 
(aber längst nicht in allen dafür in Frage kommenden) Fällen bei der Grenzziehung 
für die Landesarbeitsämter zur Wahrung wirtschaftlicher Zusammenhänge die 
Landesverwaltungsgrenzen überschnitten. 

Das Ergebnis dieser Einteilung des Deutschen Reiches stimmt im wesentlichen 
überein mit der Abgrenzung der Bezirke der ı3 ständigen Schlichter. 
Hierüber sagt die Schlichtungsverordnung vom 30. Oktober 1923 (RGBl. I, S. 1013) 


1) Nach der beschlossenen Gebietseinteilung gehört die Rheinpfalz (zusammen mit Baden 
und Württemberg) zum Landesarbeitsamtsbezirk Südwestdeutschland (Sitz Stuttgart). Auf Vor- 
stellungen der bayerischen Regierung wurde jedoch bis zum Abzug der Besatzungstruppen die 
Rheinpfalz dem Landesarbeitsamt Bayern in München unterstellt. Auch nach Räumung des 
besetzten Gebietes hat, ohne irgendeinen sachlichen Grund, die bayerische Regierung diese 
vorläufige Regelung aufrechtzuerhalten gewußt. Mannheim und Ludwigshafen bleiben 
also für die Arbeitsvermittlung scharf voneinander getrennt. 
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in $2: „Für größere Wirtschaftsbezirke bestellt der Reichsarbeits- 
minister nach Anhörung der beteiligten obersten Landesbehörden Schlichter.“ 
Wie die vergleichende Untersuchung im einzelnen noch zeigen wird, ist dieser 
Grundsatz des Gesetzes, der eine völlige Ignorierung der Landesverwaltungsgrenzen 
in sich schließt, keineswegs durchgeführt worden. Ebenso wie die Gliederung der 
Reichsarbeitsverwaltung beruht auch die Abgrenzung der Schlichterbezirke auf 
einem Kompromiß zwischen dem Prinzip der Berücksichtigung wirtschaftlicher 
Zusammenhänge und dem Grundsatz, die Verwaltungsgrenzen der Länder möglichst 
nicht zu überschneiden t). Wie ist nun dieses Kompromiß durchgeführt worden? 

Eine glückliche Lösung des Abgrenzungsproblems ist beim Groß-Hamburger 
Wirtschaftsgebiet gefunden worden: sowohl der Landesarbeitsamts- als auch der 
Schlichterbezirk Nordmark fassen die Gebiete an beiden Ufern der unteren Elbe 
ohne Rücksicht auf die Landes- und Provinzialgrenzen zu einer Einheit zusammen. 
Ebenso hat man mit Rücksicht auf die Einheit des Siegerländer Erzbergbaugebiets 
die Grenze des westfälischen Landesarbeitsamts- und Schlichterbezirks über die 
westfälische Provinzialgrenze hinaus siegabwärts durch rheinisches Gebiet gezogen. 
Aber damit ist bereits die Aufzählung der Fälle beendet, in denen sowohl von der 
Arbeits- als auch von der Schlichtungsverwaltung übereinstimmend die Ver- 
waltungsgrenzen zugunsten einheitlicher Wirtschaftsgebiete ignoriert werden. Merk- 
würdigerweise gehen beide Verwaltungen in den übrigen Fällen, in denen sie die 
Grenzen den besonderen wirtschaftlichen Zusammenhängen anpassen wollen, nicht 
einheitlich vor. 

Man wird diese Abweichungen in der Bezirksabgrenzung der beiden Sozialver- 
waltungen kaum ausreichend begründen können, besonders da sich die Fälle 2) 
in denen bald die eine, bald die andere Verwaltung die größere Rücksicht auf die 


1) Angaben über die Abgrenzung der Landesarbeitsamtsbezirke enthält das Handbuch für 
das Deutsche Reich, Berlin 1931, S. 300-302. Zur Abgrenzung der Schlichterbezirke vgl. 
Reichsarbeitsblatt 1931, I, S. 102. 

2) Es handelt sich um folgende Fälle: 


Landesteil Landesarbeitsamtsbezirk Schlichterbezirk 

a) Rheinpfalz (vgl. S. 351 Anm. 1) Südwestdeutschland Bayern 

b) Hessischer Kreis Heppenheim Südwestdeutschland Hessen 

c) Kreis Hann.-Münden Hessen Niedersachsen 

d) Streifen am linken Havelufer bei Brandenburg Mitteldeutschland 
Rathenow und Brandenburg 

e) Rheinischer Teil des Ruhrkohlen- Rheinland Westfalen 
bezirks 

f) Schlesischer Teil des Niederlausitzer Schlesien Brandenburg 
Braunkohlenreviers 

g) Südlicher Teil des Landkreises Niedersachsen Mitteldeutschland 
Ilfeld (Südharz) 

h) Westlicher Westerwald und Gebiet Hessen Rheinland 
bei Niederlahnstein 

i) Oldenburgischer Landesteil Birken- Rheinland Hessen 


feld, Landkreise Kreuznach und 
Meisenheim 
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Wirtschaftszusammenhänge nimmt, etwa die Waage halten. Rein theoretisch 
könnte man sagen, daß die Schlichtungsverwaltung in noch höherem Grade ‚„raum- 
gebunden” ist als die Arbeitsverwaltung. Denn beim Schlichtungswesen sind die Be- 
ziehungen zur allgemeinen inneren Länderverwaltung nur geringfügig und eine 
Überschneidung der Verwaltungsgrenzen ist daher nicht sehr bedenklich, — 
während umgekehrt eine Zerschneidung einheitlicher Tarifgebiete unerträglich wäre. 
Leider decken sich aber auch die Tarifgebiete der einzelnen Industriezweige nicht 
immer, weil sich die Standortkreise der einzelnen Produktionen öfters schneiden und 
nicht immer ein einzelner Produktionszweig das unbedingte Übergewicht hat. Aus 
dieser Schwierigkeit hat die Schlichtungsverwaltung öfters (besonders in den Be- 
zirken Rheinland und Westfalen) einen Ausweg gefunden in der Art, daß im 
Interesse des branchenmäßigen Zusammenhanges für einzelne Wirtschaftszweige 
Zuständigkeitserweiterungen für einzelne Schlichter geschaffen wurden, die über 
die räumlichen Grenzen ihres eigentlichen Schlichterbezirks hinausgehen. 

In einem wichtigen Einzelfall hat auch die Reichsarbeitsverwaltung zu einem ähn- 
lichen Aushilfsmittel gegriffen: die Fachabteilung für den bergbaulichen Arbeits- 
markt des Ruhrkohlenbezirks beim Landesarbeitsamt in Dortmund soll die Nach- 
teile ausgleichen, die sich sonst aus der Zerschneidung des Ruhrreviers durch die 
Grenze zwischen den Landesarbeitsämtern Rheinland und Westfalen ergeben 
würden. Im übrigen ist zu bemerken, daß die Arbeitsverwaltung (anders als das 
Schlichtungswesen) in der produktiven wie in der unterstützenden Arbeitslosen- 
fürsorge enge verwaltungsmäßige Beziehungen zu den Kommunalverwaltungen und 
ihren Aufsichtsstellen, den mittleren Verwaltungsbehörden der Länder, zu pflegen 
hat, welche durch eine allzu starke Überschneidung in der Abgrenzung der beider- 
seitigen Bezirke beeinträchtigt werden würden. Andererseits wird die weitere 
Hauptaufgabe der Landesarbeitsämter, regionale Vermittlungsstellen des Arbeits- 
marktes zu sein, wesentlich leichter gelöst werden können, wenn die Bezirke 
strukturell geschlossene und in sich ausgeglichene Wirtschaftsgebiete umfassen oder 
wenn sie (— da dies häufig nicht möglich sein wird —) wenigstens der bescheide- 
neren Forderung entsprechen, daß die Bezirksgrenzen nirgends offensichtliche 
enge Zusammenhänge der Wirtschaft und des Verkehrs zerschneiden. Man sieht, 
aus der Natur der Verwaltungsaufgaben der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung ergibt sich die Notwendigkeit zu jener oben gekenn- 
zeichneten Kompromißlösung der Bezirksabgrenzungsfrage, wobei allerdings die 
Grenzziehung im einzelnen öfters als wenig glücklich bezeichnet werden muß. 

Aber auch diese Unstimmigkeiten würden entschuldigt sein, wenn ein tieferer 
organisationspolitischer Grund hinter ihnen verborgen läge. Anders als bei den 
Schlichtungsstellen handelt es sich bei der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung um einen großen Verwaltungskörper des Reiches, welcher 
der Reichsfinanzverwaltung an Bedeutung kaum nachsteht. Wenn die Bezirks- 

23 
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abgrenzung dieser beiden für Länder und Gemeinden wichtigsten Reichsverwal- 
tungen aufeinander abgestimmt wäre, so würde damit mancher Verstoß gegen theo- 
retische Grenzziehungsgrundsätze gerechtfertigt. Wie liegt hier der Sachverhalt? 
Zunächst ist es selbstverständlich, daß die Bezirke der 26 Landesfinanzämter sich 
nicht mit denen der ı3 Landesarbeitsämter decken können; wohl aber wäre es 
möglich, daß die Grenzen sich nirgends übers chneiden. Wie ein Blick auf die 
beigefügte Kartenskizze zeigt, ist dies jedoch nicht der Fall; es kommt eine ganze 
Anzahl von Grenzüberschneidungen vort). Wie die früheren Untersuchungen ge- 
zeigt haben, sind diese Unstimmigkeiten nicht ausreichend begründet; denn beide 
großen Reichsverwaltungen lassen sich bei der praktischen Bezirksabgrenzung von 
dem Gedanken des Ausgleichs zwischen der Anlehnung an vorhandene Länder- und 
Provinzgrenzen und der Rücksicht auf wirtschaftliche Zusammenhänge leiten. 
Dieser Ausgleich zwischen historisch eingelebter und rational konstruierter Ge- 
bietsgliederung wird ja auch der Leitgedanke der Reichs- und Verwaltungsreform 
sein, die in nächster Zukunft, allein schon wegen der steigenden Finanznot, wird 
in Angriff genommen werden müssen. Der resignierende Standpunkt (vgl. oben 
S.349), die Verwaltungsgrenzen der Länder als eine unabänderliche Tatsache zu 
betrachten, ist heute nicht mehr berechtigt. Auch diese sind jetzt — unter dem 
Druck der Finanznot — in Bewegung geraten. Das Reich hat hier eine einzig- 
artige Gelegenheit, eine größere Einheitlichkeit der Verwaltungsgliederung der 
Länder herbeizuführen, wenn es ihnen vorschreiben würde, daß territoriale 
Organisationsänderungen nur im Sinne einer Anpassung an die räumliche Gliede- 
rung der Reichsverwaltung erfolgen dürfen. Dazu ist es nicht etwa erforderlich, 
Landesfinanz- und Landesarbeitsamtsbezirke auf den gleichen Gebietsumfang zu 
bringen, wohl aber muß natürlich jede Gebietsüberschneidung vermieden werden. 
Und wenn die räumliche Gliederung der Reichsbehörden das Gerippe einer künf- 
tigen zweckmäßigen Abgrenzung der mittleren (gegebenenfalls auch der unteren) 
Verwaltungsbezirke der Länder darstellen soll, so müssen zuvor vom Reiche selbst 


1) Es handelt sich um folgende Fälle: 


Landesteil Landesarbeitsamtsbezirk Landesfinanzamtsbezirk 

a) Größter (nördlicher) Teil der Pro- Brandenburg Stettin 

vinz Grenzmark 3 
b) Mecklenburg-Strelitz (Hauptteil) Pommern Mecklenburg-Lübeck 

(in Schwerin) 

c) Die hannoverschen Kreise an der Nordmark (in Hamburg) Hannover 

linken Unterelbe 
d) Streifen am linken Havelufer bei Brandenburg Magdeburg 

Rathenow und Brandenburg 
e) Gebiet Pyrmont Niedersachsen Münster i. W. 
f) Kreis Hann.-Münden Hessen Hannover 
g) Kreis Heppenheim Südwestdeutschland Darmstadt 
h) Rheinpfalz Südwestdeutschland Würzburg 


f ; (vgl. S. 351 Anm. 1) 
i) Gebiet Betzdorf (Sieg) Westfalen Köln 
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noch manche Fehler der jetzt bestehenden Grenzziehung beseitigt werden. Und es 
ist nur zu hoffen, daß dieser erste Schritt zur Reichs- und Verwaltungsreform 
(— er ist einer der wenigen, die sofort möglich sind —) in zielbewußter und ent- 
schlossener Weise bald getan werden möget). 


® Ländesarbeitsamt u.Landesfinanzamt 

© Landesarbeitsamt 

© Landesfinanzamt 
—— Ländesgrenzen 
——Provinzgrenzen 

Grenzen der Regierungsbezirke 
essssßrenzen der Landesarbeitsämter 
we Grenzen derLandesfinanzämter 


ro Korlsfuhe 


"» @stüttgert 
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Landesarbeitsämter Landesfinanzämter VIII. Niedersachsen in n a 
I. er 3B, KO” 1. Königsberg Bannayer 16. Ge in Bremen 
II. Pommern in Stettin 2. Stettin zZ Benz in, Done, "377 Münzjerii WW 
: 5 3. Brandenburg in Berlin x 
III. Brandenburg inBerlin A Beilu & Korhemlandiın Köln S er 
SE 5. Breslau z 
IyaSchlesienZn Breala 6. Oberschlesien in Neiße Xl. Hessen in Frankfurt 2 en 
V. Sachsen in Dresden % a XII. Südwestdeutschland I Karlsruhe 
VI. Mitteldeutschland in f g. Thüringen in Rudolstadt lin SA werte 
Erfurt 10. Magdeburg XII. B in Münch ZEINGTEHER 
ı1. Mecklenburg-Lübeck in a Er DEREN 
VII. Nordmark in Ham- Schwerin 2 
burg 12. Schleswig-Holst. in Kiel 


13. Unterelbe in Hamburg 


1) Die nähere Begründung zu diesem Vorschlag habe ich in meiner oben (S. 347 Anm. 2) 
zitierten Abhandlung zu geben versucht. 
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ALBRECHT HAUSHOFER: 
Berichterstattung aus der atlantischen Welt 


Die gefährlichen Spannungen, die räumlich verfolgbar und darstellbar durch den 
deutschen Volkskörper gehen, sind nicht nur dem Deutschen sichtbar. Was wir nach 
dem ersten Gang der Reichspräsidentenwahl an Hand leidenschaftsloser Karten- 
skizzen zu zeigen versuchten, das spricht Marcel Ray in der „Europe Nouvelle“ 
(S. 483) in seiner Betrachtung der preußischen Landtagswahl mit ruhiger Schärfe 
aus; und wir hören nicht nur den Ton der sachlichen Feststellung, sondern den der 
einsiweilen noch bedauernden Schadenfreude heraus, wenn er mit dem Satze 
schließt: „Si Berlin et son immense banlieue n’&taient au centre de cette Allemagne 
hitlerienne, la dechirure serait imminente et l’unite du Reich dangereusement com- 
promise.“ Das räumliche Bild der Landtagswahlen unterscheidet sich in seinen 
Grundzügen kaum von dem der Reichspräsidentenwahl. Nur ein Vorgang muß in 
seiner grundsätzlichen Bedeutung herausgehoben werden: der nationalsozialistische 
Erfolg in Österreich. Es handelt sich dabei nicht um die absoluten Zahlen. Öster- 
reich ist und bleibt katholisch, und Wien ist sozialdemokratisch — in ähnlicher 
Weise, wie andere Gebiete des deutschen Westens und Südens katholisch sind und 
in ihren Großstädten starke sozialdemokratische Gruppen haben. Wesentlich ist, 
daß die gleiche Schicht, die in Süd- und Westdeutschland den Nationalsozialis- 
mus trägt, auch in Österreich den Bruch mit der überkommenen großdeutsch-libe- 
ralen Gedankenwelt vollzogen hat. So schwindet die Salzach-Inn-Linie unter dem 
gleichen Antrieb, der Main und Elbe bzw. Weser von neuem zu politischen Linien 
erster Ordnung macht. Die Erkenntnis, daß es ein preußisches Problem gibt (weit 
über die Frage hinaus, wie die nächste preußische Regierung aussehen wird) — 
daß dieses preußische Problem zugleich ein europäisches Problem erster Ordnung 
ist, beginnt sich auch außerhalb der deutschen Grenzen zu verbreiten. Die Achse 
dieses Problems ist die untere Weichsel. Daraus ergibt sich mehr denn je die Auf- 
gabe besonderer Wachsamkeit im Nordosten. Donau und Weichsel sind heute ge- 
fährlichere Namen als der Rhein. Die Donau bietet langwierige und verschlungene 
Aufgaben, die nicht auf einen Schlag gelöst werden können, die sich aber zugleich 
der Technik des Handstreichs entziehen — wie das Schicksal des Tardieu-Plans noch 
mehr als das der Deutsch-Österreichischen Zollunion beweist. Anders an der Weich- 
sel. Dort drohte und droht unmittelbar der Handstreich... In dem Beispiel für 
Danzig liegt die Bedeutung Memels. Die Wahlen in Memel, die einen vollen Erfolg 
der deutschen Gruppen brachten, wirkten entlastend weithin. Die Niederlage des 
Gouverneurs Merkys war eine Niederlage auch für jene stärkeren Kräfte, die an 


der Weichsel versuchen wollten, was an dem benachbarten litauischen Strom ver- 
sucht worden war. 
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Es gibt Dinge, die nur angedeutet werden dürfen. Wir begnügen uns mit diesen 
wenigen Zeilen — und mit der Bitte an die Leser unseres Berichtes, sich der unlös- 
baren Verbundenheit außen- und innenpolitischer Vorgänge in Mitteleuropa auch 
dann bewußt zu bleiben, wenn die Wellen der Innenpolitik überschäumen. 

Ein Vergleich der deutschen mit den französischen Wahlen zeigt die ganze 
Gegensätzlichkeit in der Struktur der beiden Länder und Völker. Frankreich hat 
wieder einmal eine wohlgeordnete Kundgebung seines konservativen nationalen 
Willens gegeben. Nicht einmal ein so plötzlicher, politisch sinnloser Vorgang wie die 
Ermordung des greisen Präsidenten Doumer hat die ruhige Haltung des franzö- 
sischen Bürgers zu erschüttern vermocht, der die Führung des französischen Staates 
wieder den gleichen Gruppen anvertraut hat, die sie mit kurzen Unterbrechungen 
seit 1900 gehabt haben: den Radikalen, die nicht radikal sind und den benach- 
barten Gruppen der gemäßigten bürgerlichen Mitte. Die Gewichtsverschiebung nach 
links, die zahlenmäßig das Ausmaß der bei den Kartellwahlen 192/ erreichten über- 
trıfft, ist für die Gesamthaltung Frankreichs von geringer Bedeutung. Für die 
innere Struktur der politischen Willensbildung in Frankreich ist die geographische 
Verteilung der einzelnen Gruppen aufschlußreich. Auch in Frankreich sind regio- 
nale Unterschiede erkennbar, wenngleich das französische Wahlsystem keine so 
klare kartographische Darstellung erlaubt wie das gegenwärtige deutsche. Die Stärke 
der Bürgerlich-Radikalen wie der gemäßigten Sozialisten liegt in Südfrankreich; 
also gerade in den wirtschaftlich schwächsten, bevölkerungspolitisch am meisten 
zurückgehenden, außenpolitisch am wenigsten interessierten Gebieten. Der Nord- 
osten mit Paris, der die stärksten wirtschaftlichen Antriebe gibt, neigt weiter nach 
rechts und übt, sobald einmal die Wahlen vorüber sind, einen stärkeren Einfluß 
in allen Fragen, die über die Reichweite der reinen Innenpolitik hinausgehen. 

Immerhin wird die Regierung Tardieu einer weiter nach links gerichteten Regie- 
rung, vermutlich unter der Führung von Herriot, Platz machen. Die Geschichte des 
Genfer Protokolls beweist, welche Haltung Frankreichs in Fragen der Abrüstung 
und der Völkerbundsorganisation dann zu erwarten steht. Der englische Außen- 
minister Sir John Simon hatte Mitte Mai im Unterhaus sehr klar zu erkennen 
gegeben, was er,von der Unvereinbarkeit der deutschen und der französischen Auf- 
fassung in Rüstungsfragen hält. „Equality“ und „Security“ seien in ihrer gegen- 
wärtigen Fassung miteinander unvereinbar; und so begreiflich die französische 
Sicherheitsthese sei, so schr habe auch der deutsche Wunsch nach gleichem Recht 
einen Anspruch auf Berücksichtigung in der Zukunft. Eine Auffassung, die vor 
lauter Gerechtigkeitssinn ein wenig theoretisch ist — zumal dann, wenn man den 
Abschluß großer Konferenzen auch mit mehrmaliger Vertagung nicht mehr allzu 
weit hinauszögern kann. 

Das Britische Reich ıbereitet sich in allen seinen Teilen für die Konferenz von 
Ottawa vor, die in ihrer Technik vor allem an die englische Delegation, die des bei 
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Handelsverträgen üblichen Feilschens noch nicht kundig ist, besondere Anforde- 
rungen stellen wird. Manches wird von der inneren Stabilität der einzelnen Domi- 
nionregierungen abhängen. Günstig ist in dieser Hinsicht sowohl die Entwicklung 
in Australien wie in Südafrika: hier, weil die Stellung des Generals Hertzog im 
Gefolge der wirtschaftlichen Schwierigkeiten und der zunehmenden Unabhängig- 
keitsbewegung in Natal geschwächt ist, dort, weil die nationale Regierung Lyons 
starke Erfolge erzielt hat. Die Entwicklung Australiens gehört zwar in den indo- 
pazifischen Bereich; trotzdem muß sie auch hier kurz berührt werden, weil die 
letzten Vorgänge für die innere Entwicklung des britischen Reichszusammenhanges 
von Bedeutung sind. Der linksradikale Ministerpräsident von Neusüdwales hatte in 
seinem Kampf gegen die australische Bundesregierung schließlich zu illegalen Mit- 
teln gegriffen; in diesem Augenblick setzte der Vertreter der britischen Krone in 
Sidney, der Gouverneur Sir Philip Game, ohne viel Zeit zu verlieren, den wider- 
spenstigen Ministerpräsidenten ab. Neuwahlen in dem benachbarten Victoria, die eine 
vernichtende Niederlage der Arbeiterpartei brachten, lassen erwarten, daß auch in 
Neusüdwales ein Parlament gewählt werden wird, das sich hinter die Regierung 
Lyons stellt und von dem gestürzten Ministerpräsidenten Lang abrückt. Damit wird 
in ganz Australien die Herrschaft der Arbeiterpartei liquidiert sein; die austra- 
lische Regierung wird freieste Hand in ihren Verhandlungen in Ottawa haben und 
alles tun, um der Konferenz zu einem Erfolg zu verhelfen. 

Das gastgebende Dominion, Kanada, hat seinem Ministerpräsidenten Bennett 
Vollmachten gegeben, die es ihm ermöglichen, auch ohne Parlament plötzlichen 
wirtschaftlichen Notständen zu begegnen, die nicht so sehr in Kanada selbst ent- 
stehen, als aus den Vereinigten Staaten herübergetragen werden könnten. Ver- 
gleicht man die Art, wie die einzelnen Teile des Britischen Reiches und die Ver- 
einigten Staaten sich in der wirtschaftlichen Krise verhalten, so wird man fest- 
stellen müssen, daß das britische System der politischen Verwaltung unvergleich- 
lich beweglicher ist als das amerikanische. Die Verfassung der Vereinigten Staaten 
zeitigt gerade in diesen Monaten — im Zusammenprall der Wirtschaftskrise mit 
den Präsidentenwahlen — besonders gefährliche Wirkungen. Hoovers finanzielles 
Reformprogramm — dringlich genug angesichts eines mittlerweile auf 2,5 Milliar- 
den Dollars angeschwollenen Etatdefizits und einer auf 8—ı2 Millionen bezifferten 
Arbeitslosigkeit — ist an der feindlichen demokratischen Mehrheit im Repräsen- 
tantenhaus gescheitert. Man durfte zweifeln, ob Hoovers Programm eine belebende 
Wirkung auf die Wirtschaft haben würde — wer wagt zu entscheiden, ob staatliche 
Hilfen überhaupt einer Wirtschaftskrise beikommen können? — aber es besteht 
kein Zweifel darüber, daß chaotische Zustände der Staatsfinanzen an sich vor- 
handene Tendenzen der Besserung vernichten können. Nun stehen die Nominationen 
für die Präsidentschaft bevor. Die Wahrscheinlichkeit, daß die demokratischen 
Parteipolitiker es über sich gewinnen, den Steuerplänen Hoovers zuzustimmen, 
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wird von Tag zu Tag geringer, je näher man den Wahlen rückt. So gesellt sich zu 
der außenpolitischen Unbeweglichkeit der amerikanischen Politik die Unfähigkeit, 
innerpolitisch zu einer Ordnung der verfahrenen Wirtschafts- und Finanzpolitik zu 
gelangen. Die nächsten Monate werden die Spannung in Amerika daher verschärfen. 

Die Aussichten der Präsidentenwahl zu beurteilen, müssen wir uns versagen. 
Immerhin bleibt festzustellen, daß die an sich ungünstige Lage Hoovers sich durch 
den inneren Zwist des gegnerischen Lagers eher gebessert als verschlechtert hat. Die 
demokratische Partei ist regional sehr viel stärker gespalten als die republikanische. 
Der Gegensatz zwischen dem Süden und dem Norden ist alt, und durch die ver- 
schiedene Stellung in der Alkoholfrage immer wieder verschärft. Eine Sonder- 
gruppe, unter Führung des Sprechers Garner (aus Texas) und des mit starker 
„Hausmacht“ in Kalifornien versehenen Schwiegersohnes von Wilson, MacAdoo, 
hat im Westen ihre Stellungen gegen den Gouverneur Roosevelt bezogen. Dazu 
kommt der innere Zank der New-Yorker Demokraten (Tammany Hall); kurz, die 
Demokraten scheinen auf dem besten Wege, ihre guten Aussichten durch Überfluß 
an Querelen und Mangel an Mut zu verderben. 

Wirtschaftspolitisch verdient die Lage der Eisenbahnen in Amerika (und nicht 
nur in Amerika) ein besonderes Wort. Eine Reihe der größten privaten Bahngesell- 
schaften befindet sich in Amerika in sehr gefährdeter Lage. Gleiches gilt von Eng- 
land. Die Lage der deutschen Reichsbahn ist bekannt. In allen diesen Fällen handelt 
es sich darum, einen Ausgleich des Bahnverkehrs mit dem Straßenverkehr zu 
finden. In Deutschland wie in England und in Amerika wird von den Interessenten 
auf beiden Seiten so starke Propaganda getrieben, daß es schwer ist, zu einem Urteil 
zu gelangen. Versucht man, der Frage auf den Grund zu gehen, so ergibt sich etwa 
folgendes. Es handelt sich nicht um den Ersatz eines Transportsystems durch ein 
anderes — weder die Bahn noch die Straße wird jemals in der Lage sein, den ge- 
samten Güter- und Personenverkehr an Land allein zu bewältigen. Es handelt sich 
auch nicht um die Frage: Staats- oder Privatbetrieb der Verkehrsmittel. Es handelt 
sich nur um die einheitliche Regelung der Wettbewerbsbedingungen zwischen den 
Verkehrsmitteln. Die Bahnen sind für die Aufrechterhaltung ihres Verkehrsnetzes 
voll verantwortlich. Weder die privaten Bahnen Englands und Amerikas noch die 
Staatsbahnen Deutschlands werden von außenstehenden Stellen von der Erhaltung 
ihres Schienennetzes entlastet. Der Kraftverkehr wird in den einzelnen Staaten ganz 
verschieden belastet; aber die Belastung steht nirgends in einem inneren Zusammen- 
hang mit der Instandhaltung des Straßennetzes. Bau und Erhaltung von. Straßen 
ist in allen Ländern nach mehr oder weniger veralteten Bestimmungen, geregelt; 
ihre Reformbedürftigkeit wird allenthalben anerkannt. Auch hier handelt es sich 
nicht um die grundsätzliche Frage staatlichen Eingreifens oder nicht; das Straßen- 
system ist seit alters von der öffentlichen Hand beherrscht. Es handelt sich darum, 
Ordnung auf einem alten und lang vernachlässigten Gebiet der staatlichen Hoheit 
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zu schaffen; erst wenn das erfolgt ist, kann beurteilt werden, wo die Straße, wo 
die Bahn in ihrem Recht ist. Erst dann können die Leistungen beider Verkehrs- 
systeme unter gleichen Bedingungen miteinander verglichen werden; dann wird 
sich herausstellen, ob und wie weit ein Abbau des Schienenverkehrs möglich, er- 
wünscht oder nötig ist. Die Lage der Eisenbahnen in allen großen Industrieländern 
zwingt dazu, diese — seit langem gestellte und immer wieder umgangene — Frage 
einer raschen Lösung wenigstens näherzubringen. Eine Antwort kann heute noch 
von keiner Stelle gegeben werden. Am nächsten wird man ihr zunächst in Eng- 
land kommen, wo der ganze Fragenkreis zur Zeit gründlich (und mit anerkennens- 
werter Freiheit von Interessenteneinfluß) untersucht wird. In Amerika ist der Ruf 
nach Staatssubventionen so laut geworden, daß leisere Stimmen daneben nicht 
aufkommen. 

Neben dem großen Wirtschaftsschicksal der Vereinigten Staaten verschwinden 
die Einzelvorgänge in den lateinamerikanischen Ländern. Zu Unrecht. Denn an ein- 
zelnen Stellen vollziehen sich sehr lehrreiche Entwicklungen. Der Zusammenbruch 
der chilenischen Salpeterwirtschaft ist hier geschildert worden; die Umstellung eines 
anderen Monokulturgebietes vollzieht sich langsamer und unter geringeren äußeren 
Erschütterungen, aber nichtsdestoweniger gründlich: der Abbau der Zuckerherr- 
schaft in Kuba. Hier wirkt sich die unklare Stellung Kubas zu den Vereinigten 
Staaten aus. Wäre die Insel ein Teil der Vereinigten Staaten, und nicht ein angeb- 
lich selbständiger Staat, dann könnte sie sich wohl innerhalb des größeren Rahmens 
als Monopolgebiet des Zuckers halten. Außerhalb der nordamerikanischen Zoll- 
mauern geht es nicht. So ist man zur Umstellung gezwungen und ist auf dem besten. 
Weg zu einer sehr viel unabhängigeren und vielseitigeren Wirtschaft. Es ist nicht 
ohne Reiz, daß bei dieser Umstellung sehr viel nordamerikanisches Kapital unter 
dem Abschluß Nordamerikas verlorengeht. Ein eigenartiger Vergleichsfall zu dem, 
was nach Ottawa mit englischem Kapital in Argentinien geschehen könnte; oder zu 
dem, was eine trotz freundlicher Kongreßresolutionen sehr ferne Zukunft vielleicht 
in den Philippinen heraufführt... Parallel mit dem Abbau der Zuckermonokultur 
in Kuba geht die Liquidierung der Kaffeevalorisation in Brasilien — ein räumlich 
und wirtschaftlich freilich weit größerer Vorgang. Der Präsident Getulio Vargas, 
der für Mai 1933 die Einberufung eines neuen Parlaments (nach drei Jahren Dik- 
tatur) angekündigt und die Gelegenheit zu einem Rechenschaftsbericht über seine 
Reformtätigkeit benutzt hat, glaubt das Ende des Kaffeeplans in nahe Aussicht 
stellen zu können. Damit schließt ein merkwürdiges wirtschaftspolitisches Experi- 
ment mit dem seit langem erwarteten negativen Ergebnis ab — und zu gleicher 
Zeit wird die Sonderstellung des Staates Säo Paulo innerhalb des brasilianischen 
Bundes in ihrer jetzigen, für das politische Gleichgewicht gefährlichen Form beseitigt. 

Überblickt man die wirtschaftliche Lage Lateinamerikas im ganzen, so wird man 
Argentinien und Venezuela als die verhältnismäßig stabilsten Länder bezeichnen 
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dürfen. An politischen Einzelheiten sei nur zweierlei noch erwähnt: die Wiederwahl 
des ehemaligen Präsidenten Ayala in Paraguay, die ein Wiederaufleben der Aus- 
einandersetzung um den Chaco mit Bolivien bedeuten könnte, und der seltsame 
Abbruch der diplomatischen Beziehungen zwischen Mexiko und Peru. Dem mexika- 
nischen Gesandten in Lima werden allzu freundliche Beziehungen zu dem bei den 
letzten Wahlen in Peru unterlegenen Präsidentschaftskandidaten Haya de la Torre 
nachgesagt. Die peruanische Regierung erbat die Abberufung des Gesandten; auf 
diese Unfreundlichkeit hat Mexiko mit dem Abbruch der diplomatischen Beziehun- 
gen geantwortet. Was steht hinter diesem eigenartigen Vorgehen? Haya de la Torre 
ist radikaler Landreformer und indianerfreundlich. Er strebt für Peru die gleiche 
Umwälzung zuungunsten der herrschenden großen Grundbesitzer an, die von der 
mexikanischen Revolution in den letzten zwanzig Jahren durchgeführt wurde. Daß 
führende Mexikaner seine Bestrebungen fördern, ist daher begreiflich; daß die 
peruanische Herrenschicht dergleichen ungern sieht, ist nicht minder verständlich. 
So erklärt sich ein Vorgang, der zunächst aussieht wie nichtiges Diplomatengezänk, 
aus dem tiefen Gegensatz zweier Systeme, deren eines das Erbe der spanischen 
Kolonisation erhalten, deren anderes die altindianische Agrarverfassung zu neuem 
Leben erwecken möchte. 

Nicht nur im tropischen Amerika gibt es seltsame Mischungen von Wirtschafts- 
zuständen, die eigentlich verschiedenen Zeitaltern angehören: Gleiches findet sich 
in Afrika. Unser letzter Bericht gab Gelegenheit, auf die abessinische Sklavenform 
hinzuweisen; diesmal ist es der Negerstaat an der Westküste, Liberia, der Stoff für 
den Bericht einer Völkerbundskommission geliefert hat. Daß die Vorschläge, die 
zur Abschaffung der Zwangsarbeit gemacht werden, zunächst der amerikanischen 
Firestone Company unterbreitet werden sollen (die als Besitzerin der Plantagen 
Liberia weitgehend beherrscht), zeugt von einer ebenso weisen wie beschämenden 
Selbstbescheidung der Genfer Institution. 

Neben Liberia (und der Mandschurei, von der man ungern spricht) beschäftigen 
die Hilferufe einiger europäischer Staaten den Völkerbund. Griechenland hat seine 
Zahlungen nach außen eingestellt; Österreich bittet — aus einer ständigen Regie- 
rungskrise heraus — um Sanierung. Inzwischen wachsen die innereuropäischen 
Zollmauern weiter, und mit ihnen die inneren Schwierigkeiten der allzu klein- 
räumigen Staatsgebilde. Aber die kleineuropäischen Nöte wirken über Europa hin- 
aus, selbst dorthin, wo man sich ihnen auf Grund eines anderen Wirtschafts- 
systems glaubt entziehen zu können: ein erheblicher Rückgang der russischen Aus- 
fuhr zwingt zu einer starken Drosselung der für die weitere Industrialisierung un- 
entbehrlichen Einfuhr an Produktionsmitteln und gefährdet so die Basis des ‚neuen 


Plans“ in unvorhergesehenem Ausmaß. 
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KARL HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


In einem „Geopolitik“-Heft, das vorzüglich dem Appell an europäische Selbst- 
besinnung gewidmet ist, geziemt es sich wohl, auch in bezug auf Asien, an Dauer- 
wirkungen zu denken, die der Selbstbesinnung auch dort dienen könnten. Zeit dazu 
ist in einer Pause zwischen dem völlig belanglosen, verlegenen ersten Völkerbunds- 
kommissionsbericht aus der Mandschurei und etwaigen Zuckungen der um Hawaii 
geballten Faust der USAmerikaner, Zugriffen der in zwei allzu dünnen Gruppen 
mit etwa g Infanterie- und 2 Kavalleriedivisionen aufmarschierten, mit etwas losen 
Zwischengelenken durch unzulängliche Eisenbahnen, aber manche Willensgemein- 
schaft mit China verbundenen Doppelzange der Sowjets und hastigen japanischen 
Abwehrbewegungen. 

Zu diesen Dauerwirkungen, die man nicht ungestraft außer acht läßt, gehören 
vor allem die gleich bleibenden Strömungen des Volksdrucks in ihren großen Rich- 
tungen. Wie jäh sie freilich örtlich im Fernen Osten an Gefahrstellen durch Ab- 
fluß, aber auch Zuströmen beunruhigter Massen vorübergehend schwanken können, 
das erweisen etwa die Zahlen des Shanghaier ‚Greater Shanghai Public Safety 
Bureaus“ zwischen Januar und März, die einen Bevölkerungsabfluß von 819 603 
Köpfen seit dem japanischen Zugriff ergeben, darunter 810733 Chinesen und 
8870 Fremde. 

Nicht umsonst zeigen wir unseren Lesern seit Jahren die gefährliche, labile Be- 
völkerungslage der am meisten problematischen Großstadt der Erde. Sie umschließt 
augenblicklich angeblich an Chinesen 1066608 in den chinesischen Distrikten, 
971397 in der internationalen und 421885 in der französischen Niederlassung, also 
mit etwas unter 21/, Mill. (2459890) viel weniger als im Januar (3270623). 
Darin schwammen als Fremdkörper, wenn auch noch scheinbar als Träger der Macht 
und Verantwortung, im Januar 51614 Fremde, im März 42 744. (Chinesendistrikte: 
3351; internationale Niederlassung: 26471; französische: 12922; abgewandert 
sind 8870!) 

Wie gekünstelt nimmt sich neben so schnellen Wanderstößen von solcher Wucht 
(neben denen die ein bis zwei wandernden Millionen zwischen Chili und Shantung 
einerseits, der Mandschurei andererseits warnend als Dauerdruckanzeichen stehen) 
der überaus künstliche Einwanderungsplan der japanischen Militärbehörden aus, 
wie ihn etwa Washio im ‚„Transpacifie“ Nr. 14/32, S. 4, schildert. 500 000 Siedler 
in 10 Jahren hofft das Überseeministerium mit einem Aufwand von /4oo Mill. M. 
in das umstrittene Gebiet zu bringen. 

Das wäre ein Viertel von der Volkswucht, die chinesische Not innerhalb eines 
Jahres in das glückverheißende Land hineinzupressen vermochte, wenig mehr, als 
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die Hälfte der Kopfzahl, die man in zwei Monaten aus Shanghai heraus ängstigte 
und schoß. Rund 4000 M. soll die fünfköpfige Auswanderer- oder Siedlerfamilie 
beim Ansatz kosten; zunächst ist an einen ersten Versuch mit 360 Familien ge- 
dacht. Viele Köpfe, darunter vier Landwirtschaftsprofessoren der vier Universitäten 
Tokyo, Kyoto, Tohoku und Kyushu, sechs Bürokraten und je ein Vertreter der 
Südmandschurischen Bahn und der Oriental Development Company koreanischen 
Angedenkens rühren den Brei zurecht. 

Vorläufig sträubt sich auch die nach dem Festland abgewanderte japanische 
Großindustrie gegen die Steigerung ihrer billigen Festlandlöhne, die z. B. durch 
den Schwall von 3000 Stammjapanern herbeigeführt wurde, die dem neuen mand- 
schurischen Staat ihre Dienste anboten, von denen einige gleich auf Staatskosten 
wieder heimgeschickt werden mußten. ‚Sie kehrten enttäuscht zurück“, schreibt 
Washio. Vor das Gold haben auch in Ostasien die Götter den Schweiß gesetzt. Aber 
die Zimmerleute und anderen qualifizierten Arbeiter, die zum dreifachen Heimat- 
lohn Okkupationsbauten herstellten, für ır M. pro Tag, werden eher zufrieden 
gewesen sein. Nur wird man zu solchen Sätzen nicht die mindestens 500 000 Siedler 
pro Jahr für die nächsten ıo Jahre herbeischaffen können, die allein, wie Washio 
meint, der chinesischen Flut erfolgreich Widerstand leisten könnten. 

Inzwischen haben Jotaro Yamamoto und die Seyukai nach berühmten Mustern 
auch für Japan einen Fünf-Jahres-Plan aufgestellt, der es zum völlig sich selbst 
genügenden Wirtschaftsgebiet machen soll, wozu man aber eben die Mandschurei 
nötig zu haben glaubt. 

‚Wenn Japan aber nicht in fünf oder zehn Jahren eine Massenkolonisation fertig 
bringt, wird ihm die Mandschurei schließlich verloren gehen, ob sie jetzt entwehrt 
wird oder nicht.“ 

Man sieht: mit der Statik ist es an diesem Erdenfleck gründlich vorbei. Man wird 
sich an seine beschleunigte dynamische Wucht gewöhnen müssen. 

Aber dieser Unruheherd ist nur eine Teilerscheinung; und der Gesamt- 
bewegung scheinen wenigstens in den Monsunländern auch in diesem Frühjahr 
positiv abwehrend nur Frankreich und Japan, positiv fördernd nur die Sowjets 
ins Auge zu schauen. Beide Angelsachsenmächte würden sich am liebsten an ihrer 
Beteiligung vorbeidrücken, wenn sie auch allerhand halbe Maßregeln treffen und 
Aushilfen ergreifen, so USA. mit Neuregelungen des Verhältnisses zu den Philip- 
pinen, Angloindien mit der Hebung der indischen Nordwestprovinz, Einsetzung 
eines eigenen Gouverneurs, mit neuen Kraftwerkprojekten im Himalaya, Ordnungs- 
eingriffen in Kaschmir und Vorsichtsmaßregeln in Geylon. 

In Ceylon und Malaya aber stoßen bereits die Briten, noch mehr von Manila 
aus die USAmerikaner an die außerordentlich geschickt gestellten Gerüststangen 
einer neuen indo-pazifischen französischen Vasallengruppe in Südostasien: dort, 
wo sich auf der einen Seite die Niederlande für Indonesien, auf der ande- 
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ren das gleichfalls unbehaglich zwischen pomphafter 150 jähriger Dynastiefeier 
und vorwärts drängender Verwestlichung schwankende Siam unter dem klugen 
Einfluß des Generalgouverneurs Pasquier und seines Pariser Ministers immer mehr 
an den einzigen resoluten, machtwilligen Großpartner Frankreich anlehnen, weil 
ihnen die Japaner offenbar zu gefährlich, die Angelsachsen zu unverlässig scheinen. 

Und wenn König Nadir Khan von Afghanistan „vorsichtig eine dauerhaftere 
Schöpfung über den Trümmern von Amanullahs Kartenhaus aufbaut“ (,‚Times, 
16. 4. 1932), dann sieht er eben auch,nach brauchbaren und doch nicht allzu gefähr- 
lichen Helfern, namentlich für waffenindustriellen Aufbau umhertastend, die ge- 
fällige französische Stütze — auf archäologischen Umwegen hingehalten —, wo ihm 
die russische und angloindische „Hilfe“ gar zu nahe auf den Leib rücken möchte. 

Kein Wunder, wenn man deshalb gelegentlich gerade in französischen Zeitungen 
ausgezeichnete Übersichten findet. Sie atmen eine schöne, beruhigende Sicherheit 
und zeigen eine kluge Geste der Festigkeit für Anlehnungsbedürftige. Wie z. B. 
„Les Philippines et le probleme du Pacifique“ (Temps, 21. 4. 32, Andre Du- 
bosqu), im Gegensatz zur unbehaglicheren Einstellung der Angelsachsen (Manila- 
Korrespondenz der „‚Times“ vom 9. 4. 32 oder „‚Nationalism in Ceylon“, 19. 4. 32). 
Dabei enthüllt aber doch die geschickte Hand von Andre Dubosqu die ganze Zwie- 
spältigkeit der u.s.amerikanischen Philippinenpolitik und reizt sie mit dem Stachel 
der 134000 Japaner in Hawaii, der 16000 unter den ı2 Mill. Philippinern. 

Merkenswerte Lichter auf die französische Asienpolitik wirft ein im „Temps“ 
(2. 4. 32) besprochener Aufsatz des Generalgouverneurs P. Pasquier von Indo- 
china in „L’Europe Nouvelle“. Er anerkennt ‚Frankreichs Rolle ersten Ranges als 
vorgeschobener Posten der westlichen Zivilisation an den pazifischen Ufern“, mit 
„Indochina als wirtschaftlicher und militärischer Operationsbasis“, auch als ‚‚mora- 
lische“ Verpflichtung; ‚‚aber dieselben Ursachen, die politische, wirtschaftliche und 
soziale Wirren herbeigeführt haben, unter denen Europa leidet, haben eine un- 
erwartete Folgeerscheinung wachgerufen, die man die Krise des Ostens nennen 
kann“. Darf man sie wirklich unerwartet nennen? 

Mit Recht erinnert Pasquier an Lenins Wort: „Durch den Orient muß man den 
Westen überwinden.“ Aber war wirklich das Händchen des ‚sanften Frankreich“ 
so völlig unbeteiligt am Heraufführen dieser Lage? 

Dann wird Indochina als Element der Ruhe und Stetigkeit mitten im ent- 
flammten Osten gepriesen. Das ist nobile officium seines Generalgouverneurs; nie- 
mand wird anderes von ihm erwarten. Dennoch schweifen seine Blicke sorgenvoll 
über Yünnan, Kwangsi und Kwangtung und haben — im Augenblick des Erschei- 
nens einer wohl ausgerüsteten roten Armee von 30000 Mann vor Amoy — allen 
Grund dazu, wenn er auch seine Grenzen noch anscheinend für gesichert hält. 

Aber man mißtraut dem Durchsickern „gefährlicher Gedanken“, der „filtrage“. 
Und hier begegnen sich französische und japanische Sorgen „sous forme d’ententes 
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entre les principaux pays menaces“; sie erweitern eine Frontbildung: von Batavia 
über Siam, Manila, Hongkong, wo überall der rührige Generalgouverneur glück- 
liche Wirkungen (‚‚heureux effets“) erzielt hat, die von Singapore bis Shanghai 
reichen. „Eine gute Lage, um einen Sturm vorbeiziehen zu lassen.“ 

Nahe dem Sturmfeld (Hongkong) starb am 16. 3., erst 48 Jahre alt, einer der 
ideenreichsten französischen Kolonialpioniere, G. M. Haardt, ein Flame, der zu- 
letzt Asien von Beyrut bis Peking über die Pamire durchquert hatte: eine technische 
und geographische, raumbesiegende Kreuzfahrernatur von Rang. 

Deutlich spiegeln sich auch bei den Westmächten („Times“, 9. 4. 32 — „Temps“, 
21. /. 32) die u.s.amerikanischen Anläufe zur Lösung der Philippinenfrage; 
man ist nicht begeistert von dem Unabhängigkeitsgesetzvorschlag vom 4. 4. 1992 in 
Washington und erhofft seine Sabotage durch Stimson. 

Aber aus alledem geht doch hervor, wie unfrei die Angelsachsen im indo-pazi- 
fischen Bereich den hüben und drüben zu ganzem Handeln entschlossenen Mächten 
und Gewalthabern, Frankreich und Japan, wie den Sowjets gegenüberstehen, und 
daß daraus instinktiv oder bewußt Unterströmungen zur Annäherung zwischen der 
französischen Gruppe und dem zu allem entschlossenen Japan entstehen müssen; 
namentlich wenn sich auch größere, verantwortungtragende Völker von Gefühlen 
fortreißen lassen, wie früher bei ihrer Polenliebe und Burenbegeisterung, die sie 
vor peinliche Wahlen stellen, je peinlicher, je machtloser sie sind, weil Strohfeuer- 
mächte dann auf beiden Seiten um ihren Kredit kommen: in China, im Sowjet- 
bereich, in Japan und bei den bedrohten Kolonialmächten. 

Eine Vermittlung in Ehren- und Lebensfragen — wo geopolitisch unvereinbare 
Zukunftsentscheidungen für Hunderte von Millionen widereinander stehen —, die 
beiden Teilen gerecht wird, gibt es nicht — außer durch starke, überlegene Macht. 

Wenn z. B. der sicher nicht überreizt imperialistische Ministerpräsident Inukai, 
ehemals unentwegter Demokrat voll internationaler Idealphraseologie, vor den ent- 
scheidenden Berichtertattern ‚Die Mandschurei die Lebenslinie Japans“ nennt, und 
wenn die amtlichen chinesischen Gegenschriften ebenso bestimmt die Mandschurei 
als unentbehrlich für die Sicherheit Chinas bezeichnen — was sie auch ist, so, wie 
die Dinge heute liegen — dann verraten sich auf friedlichem Weg kaum mehr 
scheidbare Überschneidungen von Machtkreisen. An diesem Zwiespalt ist Inukai 
zugrunde gegangen. Ebenso gewiß kann eine andere Denkschrift, zu der sich amt- 
liche japanische Vertretungen bekennen, „Betrachtungen zur Mandschurei-Frage“ 
von einem Ostasien-Deutschen, Berlin 1932, mit wahrscheinlichem Recht behaupten, 
„daß ohne die historische Tat (des japanisch-russischen Krieges von 1901/05) heute 
ganz China bolschewistisch wäre“. In Moskau aber wird man das als eine bald- 
möglichst abzuändernde Hemmung beklagen. 

Daraus erklärt sich dann wieder das Zögern der USA., mit dem unbehaglichen 
Gefühl daß ein Niederfallenlassen ihrer in Hawaii erhobenen Faust, die ein 
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Dampfgehämmer seit Washington 1922 sogar vertragsmäßig gestatteten, 1,7 Mill. 
Tonnen Kriegsschiffe auslösen könnte, zugleich (ohne jede Verbriefung für einen 
guten Ausgang für USA.) den letzten Rest von Weltkredit zerschlagen würde. 

Um noch einmal die Hunderter von Millionen zu erweisen: China 475; Sowjets 
160; Japanisches Reich 92, darunter Rassenjapaner 65; USA. mit Gefolge 132; 
strittige Mandschureiinsassen 3r—3/, je nach der Abgrenzung. — Hinter der £ran- 
zösischen Hinterhandgruppe stehen außer den Aı Mill. und rund 551000 qkm 
des schwer gerüsteten Mutterlandes die Rückhalträume von 10,9 qkm und 61 Mill. 
Menschen des französischen Kolonialreichs und die Völkerbundstimmen der be- 
freundeten zwischeneuropäischen und lateinamerikanischen Länder, zudem die be- 
ginnende Schicksalverbundenheit der südostasiatischen Schutzgruppe von Insulinde 
und Siam, sowie die immer wiederkehrende politische Hörigkeit der britischen 
Politik. Wenn nicht in Ottawa ein Wunder geschieht, dann wird sich am britischen 
„empire“ spät rächen, daß es seinerzeit für die Habsburger Monarchie den Ehren- 
namen „ramshackle empire‘“ (wackeliges Reich) einführte. Der Titel ist nun frei 
geworden! Donaumonarchie und Osmanenreich in alter Form bestehen nicht mehr; 
China nennt sich nicht mehr Reich. Ist die commonwealth noch eines? Das wird 
Ottawa, aber auch die Rolle enthüllen, die ein Machtinhaber oder Machtverweser 
Indiens, Malayas, Nordborneos, Hongkongs, der halben Südsee jetzt im Fernen 
Osten spielen muß — ob er will oder nicht, und zwar in ereignisschweren Tagen, 
in denen ein Außenminister das Steuer hält, der stets zwischen Wunsch und Wirk- 
lichkeit schwankte, ohne sich für das utopische Wunschziel oder die Verfolgung der 
harten, sich im Raume stoßenden Sachen entscheiden zu können. 

Klar ist, mit welcher ängstlichen Spannung die beteiligten Machtgruppen die 
Haltung der USA. gegenüber dem äußerlichen Machtsinnbild der Philippinen ver- 
folgen, denen nun wieder einmal in acht Jahren die Unabhängigkeit als Köder hin- 
gehalten werden soll. Soviel Zeit wird man aber wohl nicht für die Verzögerung 
der Option haben; die Behandlung Stimsons durch Tardieu in Genf wirkt für den 
Fernen Osten wenigstens als Sinnbild, daß die Zeit vorüber ist, während welcher 
die USA. mitspielen konnten, wenn es ihnen paßte, und sich außer dem Spiel 
halten, wenn es bedenklich wurde. Jetzt hat man sie fühlen lassen, daß hier kein 
Mundspitzen hilft, sondern gepfiffen werden muß, wenn die Führung der kapi- 
talistischen Mächte nicht in die Hände Frankreichs und Japans übergehen soll, die 
dann wenigstens starke Miene zum bösen Spiele machen. 

Jetzt also ist durch das rasende Tempo der ostasiatischen Dynamik die Selbst- 
besinnungsentscheidung den beiden größten Außenseitern unter den Großmächten 
in Eurasien und Nordamerika zugeschoben, die nun erkennen müssen, daß auch sie 
unter Druck gesetzt werden. Daher die schwüle Selbsterkenntnispause bei beiden! 

In Moskau ist jählings angesichts der echten oder falschen Tanakadenkschrift 
(angeblich vom 27. 7. 1927; abgedruckt u. a. „The China Critic“, Vol. Nr. 39, 
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24. 9. 1931) und anderer Dokumente etwas spät die Einsicht aufgetaucht, daß man 
nicht nur selbst fremde Gebiete unterwühlen und in die Luft sprengen kann, son- 
dern dabei auch Ostasien bis zum Baikalsee loswerden könnte und gegenwärtige 
und zukünftige Fünfjahrpläne arg gefährden würde, wenn man durch fortwäh- 
rendes Zündeln unkontrollierbare Kräfte entfesselt. Auch am ı. 5. haben sich 
Woroschilow in Moskau, Blücher in Chabarowsk zwar abwehrbereit, aber vorsichtig 
ausgedrückt. Auch in Washington scheint der Gedanke mehr und mehr an 
Boden zu gewinnen, daß man nicht immer, wie 1918, erst im letzten Augenblick 
Knockoutstöße austeilen und den Gewinn einstreichen kann, sondern auch einmal 
die ganze ‚‚prosperity“, seine Überseegeltung und seine Auslandschulden mit einem 
einzigen Schlag aufs Spiel setzt, wenn man nichts als die robuste Eigensucht gelten 
läßt. Das ist der leitende Eindruck aus vielen Pressestimmen und suggestiven 
Kartendarstellungen der letzten Zeit aus New York und anderwärts in USA., in 
denen nicht mehr die fröhliche Vorstellung vorherrscht, daß diese Welt für die 
angelsächsische Rasse geschaffen sei und nun mehr und mehr u.s.amerikanisch, wie 
ehedem ‚‚mehr und mehr britisch werde“. 

Aber es fehlt auch vieles an der Erfüllung der gewagten Behauptung Sun Yat 
Sens von ıgrl, daß die asiatische Führung unvermeidlich von Japan auf China 
übergehen werde; dazu müßte China einiger sein. Vorläufig enthüllt Japan eher 
die ihm auch einmal zugeschriebene Fähigkeit „einer stärksten Rückschlagserschei- 
nung auf die Europäisierung der Erde‘‘ — deren Fortgang Europa von ıgı4 bis 
jetzt gründlich abgeschnitten hat. Daran ändert auch der Abschiedshymnus nichts, 
den „Paneuropa“ begreiflicherweise Aristide Briand widmet, wobei man die ent- 
scheidende und unterscheidende Tatsache zu übersehen scheint, daß die uralten 
anthropogeographischen Gegensätze des wurzellosen und bodenhaftenden Menschen, 
des Bohemien und Zigeuners einerseits und des Kleinbürgers, fast Spießers, anderer- 
seits, des keltischen Bretonen ohne jeden germanischen Bluteinschlag und des Ost- 
elbischen Typs in Briand und Stresemann sich niemals wirklich verstehen konnten; 
daß ihre gemeinsamen Werke deshalb Papier bleiben mußten, so daß sıe beide 
(trotz Paneuropamitgliedschaft) mehr zu dem zerfahrenen Zustand beitrugen, in 
dem Europa jetzt dem Druck einer neuen Weltspannung standhalten muß, als sie 
beide vielleicht wollten. Aber nach diesem guten Willen schwacher Hände fragt die 
Druckbelastung weltgeschichtlicher Schütterzonen nicht. Sie prüft nur, ob auf 
Erden hält, was sie auf Papier gebaut haben. 

Symbolisch wie physisch hat ein wirkliches Erdbeben die Gegend von Hankau- 
Hanyang-Wuhan geschüttelt und sich auch bis Nanking fühlbar gemacht; 
Shanghai war ohnehin schon erschüttert genug; das fehlte noch zu den Nach- 
wehen der gelben und roten Flut. Von Indien aus verfolgt man die Fern-Ost- 
Entwicklung mit unheimlichen Gefühlen von Furcht und Hoffnung, zugleich im 
Bewußtsein einer ähnlichen inneren Unbereitschaft des Aufbaues, weltanschau- 
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licher und soziologischer Zerfahrenheit, wie in Mitteleuropa, ohne diese ungünsti- 
gen Strukturvoraussetzungen für schwere Erschütterungen aus eigener Kraft ändern 
zu können oder auch nur redlichen Sinnes ändern zu wollen. Damit aber macht 
man sich eben doch immer wieder von der Ordnungsfähigkeit und dem Kompro- 
mißtalent der Angelsachsen abhängig, die wenigstens immer wieder gangbare Aus- 
hilfen zu improvisieren verstehen. Wie sie das doch immer wieder fertig bringen, 
das verraten etwa die vorzüglichen vier ersten Hefte der „Pacific Affairs“ 
1932, z. B. mit der Gegenüberstellung von K. K. Kawakami und Hsu-Hsi in ‚„Man- 
churian backgrounds“, dem Bericht über die indische Rundtischkonferenz von 
F. G. Pratt (H. 2), oder „Politics in Japan“, „Singapore Naval Base“ (H. 4) und 
den ausgezeichneten Berichten der Herausgeberin Elizabeth Green und ihrer muster- 
gültigen Art der Literaturrundschau, oder auch die heroischen Bemühungen 
G. Bronson Reas (‚Far Eastern Review“), die USA. vom ersten Zugriff in die heißen 
ostasiatischen Kastanien abzuhalten; was sie ohnehin gern anderen überließen. 

Sehr geschickt verficht auch Roger Levy das kolonialpolitische Interesse Frank- 
reichs in diesem Kreise (z.B. „A survey of Indochina“, Pacific Affairs, März 1932). 
Warum fehlen deutsche Stimmen so vollständig darin? Wäre es nicht möglich, 
wenigstens von der angeblichen Weltorganisation aus mindestens Einblick in, wenn 
schon nicht Einfluß auf sein dynamisches Wirken zu erlangen, falls in Mitteleuropa 
Widerhall für ein solches Streben und Einsicht in die unentrinnbare Weltverbun- 
denheit eines Großvolks zwischen 80o und 100 Mill. vorhanden wäre. 

Das sind Voraussetzungen, die allerhand grenz- und auslanddeutsche Handbücher 
mit zu engen Perspektiven oft mehr vortäuschen als spenden, sonst müßten diese 
geopolitischen Eigenschaften in weiteren Kreisen vorhanden sein und mitschwingen, 
wo die Welt so offensichtlich neu verteilt wird, wie jetzt im indopazifischen Raum! 


SPÄNE 


Blutige Proben fremdartigen Staats- 


Mandschurei nicht geschenkt nehmen“ (not 
gefühls 


even as a gift) und „Die Mandschurei ist die 


Das vierte Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts 
fängt an, mit den Lügen der ersten drei Jahr- 
zehnte furchtbar aufzuräumen. Niemand gibt 
es, der nicht — bis auf einige Fanatiker — 
den blutigen Anachronismus des gewaltsamen 
Todes eines 77 jährigen Staatsmanns durch die 
Hand junger Samuraierben beklagen würde, 
die ihre Zeit nicht erwarten konnten, und 
ihrem Lande schaden, wo sie ihm zu nützen 
meinten. Aber ein Mann, der innerhalb weni- 
ger Wochen sagen konnte: „Ich würde die 


Lebenslinie Japans“ — der mußte wissen, 
daß ein Brückenbau von zwei so entlegenen 
Pfeilern aus eine lebensgefährliche Spannung 
bekam — die mindestens für schlichte Ge- 
müter in ihrem Jugenddrang unverständlich 
blieb und für sie entweder im einen oder 
anderen Sinne Verrat an einem Glauben 
war. Daran stirbt man — in Japan. Daraus 
entstand der Gewalttod des Ministerpräsiden- 
ten Inukai mit tragischer Notwendigkeit — 
gleichviel, ob Faschisten, Kommunisten, Ko- 


SPÄNE 369 


reaner, Chinesen oder überpatriotische Japa- 
ner ihn ausführten; der Greis aber, der die 
Attentatreihe kannte, die sich aus grauen 
Tagen durch die Geschichte Japans schlingt 
und dann über Ji Kamon no Kami, Okuma, 
Ito, Hara, Hamaguchi, Inukai bis in die 
Gegenwart, der als Demokrat und Imperialist 
doch immer zuerst Japaner war, der hat es 
wahrscheinlich gewußt und vielleicht das er- 
wünschte heroische Ende eines tapfern Da- 
seins vorhergesehen! Und sprach doch „mit 
doppelter Zunge“. 

Aber Opfer und Opfernde denken dabei in 
ganz anderen Gedankenbahnen als mittel- 
europäische Asphaltpresseleute. Und dies als 
geopolitische Gegebenheit zu sehen, darauf 
kommt es in der Krise des Fernen Ostens ent- 
scheidend an! — 

x 
Regierungsweisheit... 

Es ist bekannt, daß die nördlichen Departe- 
ments in Frankreich im Verhältnis mehr 
Kinder zeugen und mehr Steuern zahlen als 


die südlichen. Ein ständiger Strom von 
menschlicher wie von finanzieller Leistung 
wurde so vom Norden nach dem Süden ge- 
leitet. Das konnte man bisher an Hand guter 
Statistiken verfolgen. Eine tüchtige Regierung 
hat für Abhilfe gesorgt. Unangenehmer Er- 
kenntnis muß vorgebeugt werden, wenn man 
die Tatsachen schon nicht verbieten kann. So 
hat man in Frankreich die Veröffentlichung 
der fraglichen Statistiken eingestellt. Die De- 


partements sollen nicht mehr vergleichen 
können... 

K 
Schade! 


Ein bedeutender englischer Nationalökonom 
hat eine sehr bedeutende Meinung von sich 
selbst. Vor kurzem hat er geäußert, er ge- 
traue sich, als Diktator die ganze Welt in 
kurzer Frist in Ordnung zu bringen — mit 
Ausnahme von Amerika. Der Fall sei hoff- 
nungslos... Für so hoffnungslos hatten selbst 
wir ihn nicht gehalten... 

& 


ERWIN STÖLZL: 
Staat im Werden!) 


Immer klarer sehen wir, wie das Gemeinschaftsband mit den Kameraden 
zu einem führenden sozialen Prinzip aufsteigt, nachdem das Band mit Gleichen, 
mit Nachbarn, mit Verwandten locker geworden ist. Das Ergebnis, das so im 
Vordergrund unserer Zeit durchschimmert, ist ein vierter Typus, die Fach- 
genossenschaft, die aus dem Zusammenschluß der körperlich Arbeitenden 
herauswächst, die Arbeitgeber und die Angehörigen der freien Berufe aller 
Arten und Stufen umfaßt und einen Zustand erstrebt, bei dem alle natürlichen 
Interessengruppen der Gesellschaft organisiert sind und einen gebührenden 
Platz in der Kulturarbeit erhalten haben. 


Kjellen: Der Staat als Lebensform, 4. deutsche Aufl. 8.155. 


Man spricht keine große Neuigkeit aus, wenn man behauptet, daß der Staat sich 
wandelt, nicht bloß in Deutschland, sondern in weiten Teilen der Welt. Schwieriger 
ist es schon, die Richtung dieser Wandlung aufzuzeigen und gerade für unseren 
eigenen Staat ergibt sich die merkwürdige Erscheinung, daß die Programme, ja die 
Handlungen der Gebilde, die wir bisher als die Verkörperung politischen Willens 
anzusehen gewohnt waren, der Parteien, unter sich wie in sich selbst derart wider- 
spruchsvoll sind, daß wir keine Klarheit gewinnen können. Bedenkt man, in wel- 


1) Eine verkürzte Fassung dieses Aufsatzes erscheint in der „Deutschen Freischar“. 
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chem unerhörten Umfang heute die Existenz des Einzelnen an die des Staates ge- 
bunden ist, so ergibt sich die Wichtigkeit der Form, in der das Ganze, der Staat, 
seinen Existenzkampf durchführt, m.a. W. die gegenwärtige Bedeutung der Ver- 
fassungsfrage. Verfassung meinen wir dabei allerdings nicht in einem engen formal- 
rechtlichen Sinn, sondern gerade in jenem, in welchem man von einem Kämpfer 
sagt, er sei „in Verfassung“, und dies erlaubt uns, die Frage nach der Verfassung 
in den Mittelpunkt einer Untersuchung zu stellen, der es nicht bloß auf die Dar- 
stellung natürlicher und gesellschaftlicher Grundlagen, sondern auch auf das Her- 
ausarbeiten der Ansätze für neue Gestalten und Inhalte ankommt, die also politisch 
gemeint ist. Die Notwendigkeit zwingt dazu, denn es ist doch so, daß die alte Ver- 
fassung am Ende ist: trotz einer riesigen Entwicklung des Staatsapparates fehlt dem 
Staat nach außen, aber auch in unserem Innern, jene Mächtigkeit, die aus der 
Identifizierung des Einzelnen mit dem Staate stammt und sie wiederum. rechtfertigt, 
und wir haben daher auch keine selbstverständliche Staatlichkeit vom Range des 
civis Romanus, sondern ein schier verzweifeltes Bekenntnis zu einem Reiche, das erst 
kommen soll, mag die Vorstellung davon im Einzelnen auch höchst verschieden sein. 

Die Aufgabe wird uns erleichtert durch eine sinnfällige Wendung des Ver- 
fassungsbegriffes in der neueren Staatslehre: Sieht die klassische französische 
Theorie von der Lage des Einzelnen aus gegenüber der Machtfülle des Königs das 
Wesen der Verfassung in der Teilung der Gewalten und der dadurch bewirkten 
Garantie der persönlichen Freiheitsrechte, so sucht es die gegenwärtige deutsche 
unter Führung Smends im Vorgang der Zusammenfassung einer Bevölkerung zu 
einem Ganzen. Smend hat dafür den Begriff der Integration eingeführt. Gegen das 
Wort kann man schwere Bedenken haben, weil es als mathematischer Begriff längst 
seine unverrückbare Bedeutung hat und als solcher in den Hirnen aller realistisch 
Gebildeten festsitzt. Wenn wir es trotzdem weiterhin gebrauchen, so nur vorläufig 
und unter ausdrücklichem Hinweis auf die besondere Bedeutung des Smendschen 
Ausdruckes. Integration nennt Smend den grundlegenden Lebensvorgang des Staates 
als eines Teiles der geistigen Wirklichkeit, und zwar besteht diese Wirklichkeit nur 
in der Sinneinheit reellen geistigen Lebens!). ‚So ist ... der Staat nicht ein ruhen- 
des Ganzes, das einzelne Lebensäußerungen, Gesetze, diplomatische Akte, Urteile, 
Verwaltungshandlungen von sich ausgehen läßt. Sondern er ist überhaupt nur vor- 
handen in diesen einzelnen Lebensäußerungen, sofern sie Betätigungen eines gei- 
stigen Gesamtzusammenhanges sind, und in den noch wichtigeren Erneuerungen 
und Fortbildungen, die lediglich diesen Zusammenhang selbst zum Gegenstande 
haben. Er lebt und ist nur da in diesem Prozeß beständiger Erneuerung, dauernden 
Neuerlebtwerdens.“ Damit tritt aber an Stelle eines statischen, intellektuell auflös- 
baren Begriffes ein solcher mit dem Bestandteil „Leben“, d.h. mit einem Krite- 
rıum, das jeder Definition spottet, und trotzdem erfahrbar ist in der Zeit, in der 


1) Rudolf Smend: Verfassung und Verfassungsrecht, München und Leipzig 1928, S. ı8£f. 
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Wiederholung, oder besser gesagt, in der Wiedergeburt. Der Integrationsbegriff 
steht darum in enger Verwandtschaft einmal mit Kjellens „Staat als Lebensform“ 
(wobei wir allerdings die bei Kjellen immer wieder unterlaufende Darstellung des 
Staates als Lebewesen grundsätzlich ablehnen), zum anderen mit dem von Hans 
Prinzhorn!) beschriebenen Phänomen der Bergung, das einer ‚„Notdurft in 
allem Gemeinschaftsleben“ entspricht ‚und die heißt: wohin mit jenem urtüm- 
lichen triebhaften Drange des Menschen, Bergung, Halt, eine lebendige Ganzheit zu 
besitzen, die zum Teilnehmen und Sicheinordnen lockt, oder auch nur selbst nach 
widerwilliger Einordnung, den Suchenden mit vorher nicht gekannten Sicherheits- 
gefühlen belohnt“? Bezeichnend, daß er an bergenden Mächten im 19. Jahrhundert 
nur zwei kennt: das Militär und die Kirche! — Liegt nunmehr der Nachdruck der 
neueren Verfassungsvorstellung auf dem Integrationsvorgang, ohne den der Staat 
überhaupt nicht existiert, so taucht andererseits das alte Problem der Gewalten- 
teilung doch an zweiter Stelle mit einer neuen Wendung wieder auf, nämlich der 
nach der Organbildung: Auch der einfachst gebaute Staat, wie etwa ein Schweizer 
Bergkanton, kommt ohne Organe nicht aus. Mag auch der Ring der Landsgemeinde 
in prachtvoller Sinnfälligkeit die Bündigung des Staatsvolkes immer wieder ver- 
körpern und die meisten Staatsfunktionen selbst wahrnehmen, mag im revolutio- 
nären Rußland „alle Macht den Räten“ übertragen werden und damit in bewußtem 
Gegensatz zu den bürgerlichen Prinzipien die Einheit der Gewalten verkündet 
werden: auch sie mußten sehr bald ihre Kommissariate ausscheiden und verfestigen. 
Verfassung ist also beides: Integration und Organbildung. 

Dem verfassenden Lebensvorgang treten nun andere, zersetzende, disintegrierende 
Vorgänge gegenüber, und dieses Widerspiel der Kräfte bestimmt den Gesamt- 
zustand und damit die jeweilige Lebenskraft des Staates. Was nun im Einzelnen 
verfassend oder zersetzend wirkt, Einflüsse der Natur wie Strebungen der Gesell- 
schaft, läßt sich zwar nachträglich teilweise feststellen und wäre Gegenstand einer 
geopolitisch und soziologisch verfahrenden Verfassungsgeschichte; wichtiger ist die 
Kunst des Staatsmannes: vorauszusehen, welche Möglichkeiten der Integration, 
welche Gefahren der Disintegration in einem gegenwärtigen Staatszustand stecken 
und wie in diesem Betracht seine politischen und gesetzgeberischen Maßnahmen sich 
auswirken werden. Das ist eine Frage, die nicht nur für die Innenpolitik Bedeutung 
hat, sondern ebensosehr für die Außenpolitik. Man denke etwa an die nordameri- 
kanische Gesetzgebung über die Sklavenbefreiung, die unmittelbar zum Zerfall der 
USA. in zwei feindliche Staatenbünde führte, oder umgekehrt an die vollständige 
Einverleibung der Wirtschaft in den Sowjetstaat mit dem Ergebnis, daß die Außen- 
handelsvertretungen der Sowjets Exterritorialität genießen, aber ihre wirtschaft- 
lichen Gegner und Kontrahenten ihrerseits in staatliche Erscheinungsformen hinein- 
zwingen (Staatsgarantien für das Russengeschäft!). 

1) Hans Prinzhorn: Psychotherapie, Leipzig 1929, S. 176. 
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Welche Rolle spielt in diesen Vorgängen die staatsrechtliche Verfassung? Sie ist 
der Versuch, einzelne Seiten des Lebensvorganges, des Integrationsprozesses, in eine 
Ordnung zu bringen. Diese technische Verfassung kann nie vollständig sein, da sie 
ja in der Zeit steht, zeitbedingt ist und daher das Schicksal hat, daß sich das Leben 
von ihrer Form entfernt — wie jedes geistige Gebilde hat sie andererseits die Mög- 
lichkeit, Leben zu formen, ist selbst eine Lebensmacht. Es kommt nicht so sehr 
darauf an, daß sie ein möglichst vollkommenes System darstellt — wie es eine 
lebensfremde Überschätzung juristischer Möglichkeiten bedeutete zu glauben, daß 
sich aus ihr im Wege der Auslegung eine für alle und jede Lage ausreichende 
Lebensordnung des Staates gewinnen ließe —, als daß sie lebensmächtig ist, d. h. 
die zur Integration bereiten Kräfte zum staatlichen Ausdruck kommen läßt und 
das immer wieder, daß sie selbst also wandlungsfähig ist. Hier zeigt sich ein für 
unsere Gegenwart besonders wichtiger Zusammenhang, nämlich der der Verfassung 
mit der von Kjellen so genannten „Sozialität“, d. h. mit der allgemeingültigen Vor- 
stellung, die innerhalb einer zum Staate gehörigen oder erst zu einenden Bevölke- 
rung die Gemeinschaft vermittelt. Wirklich integrieren, zu einem Ganzen verfassen, 
läßt sich eine Bevölkerung in Raum und Zeit desto eher, je besser sie, grob gesagt, 
sich auf eine soziale Formel bringen läßt, je stärker ein typisches Leitbild des 
Deutschen, des Franzosen usw. im allgemeinen Volksbewußtsein vorhanden ist. 
Für die außenpolitische Kraft und die Übertragbarkeit der Verfassung ist es dabei 
von Bedeutung, ob dieser Typ als der allein gültige allgemeinmenschliche emp- 
funden wird: Der Citoyen der französischen Revolution als der vernünftige Welt- 
bürger schlechthin, der Proletarier oder besser die proletarische Masse der russischen 
Revolution als die in aller Welt unterdrückte, aber zum Endsieg und zur Erlösung 
der Menschheit berufene Gattung. 

Bevor wir uns aber mit der Frage der typischen Sozialität befassen, sei die Wich- 
tigkeit der natürlichen Grundlagen der Integration aufgezeigt, als da sind Land- 
schaft, Klima, Rasse. Mit der Gesetzmäßigkeit des landschaftlichen Einflusses befaßt 
sich die Geopolitik, und es sei daher hier nur an die gerade auch verfassungs- 
geschichtlich bedeutsamsten europäischen Landschaften erinnert: Wer je die ab- 
weisende Steilheit der Kreideklippen von Dover sah, ahnt die Wucht der Zusammen- 
fassung, die der kühne Umriß der britischen Küste dem Inselreiche vermittelte. 
Jahrhundertelang erlaubte sie ihm, alle Spannungen im Innern rücksichtslos auszu- 
tragen bis zu einer Verfassung, die in ihrer Vereinigung von Weite, Lockerheit, 
politischer Schlagkraft und Fortbildungsfähigkeit immer noch auf einsamer Höhe 
steht. Und doch ist bemerkenswert, daß sie ihre Reife erst mit dem Zeitpunkt er- 
langte, als nach der Durchmischung der landsässigen Angelsachsen mit den Wikin- 
gern („Dänen“ und Normannen) auch das umwallende Meer in die Staatsverfassung 
einbezogen wurde: Der Erlaß der Navigationsakte fällt zusammen mit dem Ende 
der inneren blutigen Kämpfe. Zum anderen die Bodengestalt Frankreichs, kon- 
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zentrisch gelagerte Flächen mit aufsteigenden Rändern, die nach außen steil ab- 
fallen: Marnehöhen, Chemin des Dames, Cötes Lorraines, Vogesen (,‚wie ein Satz 
ineinandergestellter Schüsseln“ nach einem Ausdruck des Mannheimer Geographen. 
Rudolf); im weiteren Umriß wieder das Meer und die Mauern der Pyrenäen und 
Alpen. Hier ist es nicht der Umriß, sondern die nach dem Seinebecken, der le de 
France, zusammenneigende Gestalt der Kernlandschaft, die den Staat verfaßt und 
ihn immer wieder zentralistisch prägt. Zwischen Marne und Loire entscheidet sich 
daher auch stets das Schicksal Frankreichs, außen- wie innerpolitisch. 

Betrachten wir hingegen den deutschen Volksboden, so geraten wir schon bei der 
Frage nach seinen Grenzen in Verlegenheit: Phantastisch ausgefranst ist bereits das 
geschlossene Siedlungsgebiet, aber davor liegen Schwärme von Streusiedlungen 
durch ganz Osteuropa bis zum warägischen Grenzsaum, und nur zusammen mit 
Slawen, Madjaren und Rumänen haben wir einigermaßen natürliche Grenzen. Die 
mittleren Landschaften sind mannigfach verkästelt, und von den zwei Zentral- 
räumen, Rheinfranken und Böhmen, ist der eine aufgebrochen durch den franzö- 
sischen Keil am Oberrhein, der sich über deutschen Volksboden ausdehnt, der 
andere in der fruchtbaren Mitte von Slawen besiedelt; seine deutsche Umwallung 
wurde durch den Sieg der friderizianischen Politik entscheidend geschwächt (Los- 
reißung Schlesiens, Isolierung des sehr bedeutenden mährischen Deutschtums, Ver- 
hinderung der Vereinigung Altbayerns und Österreichs; zugleich als Folge der 
Schlesischen Kriege Übergang Ungarns mit seinen rein deutschen Städten, der 
schwäbischen Türkei usw. aus deutschösterreichischer Verwaltung in die Hände der 
madjarischen Adelsschicht!). Die Mitte, die Anteile an der nordosteuropäischen und 
der pannonischen Tiefebene wie am Südhang der Alpen stehen. unter den ver- 
schiedensten klimatischen Bedingungen und gehören zum Einzugsgebiet von vier 
Meeren. Das deutsche Volk hat also keine natürliche Verfassung, und es ist kein 
Zufall, daß das alte Römische Reich Deutscher Nation fast alle Völker Mitteleuropas 
umfing, während das zweite aus einem Staate entstand, der nur Wille und Organi- 
sation war und bis zum Zusammenbruch dem Träger dieser Organisation, dem 
Offiziers- und Beamtenstand, daher auch eine besondere Stellung im. Staate ein- 
räumen mußte. Der „Militarismus‘, den die anderen nie verstanden, war ein not- 
wendiges Stück preußisch-deutscher Verfassung. Das zweite Reich entsteht daher 
aber auch erst im Zeitalter der Technik, die die natürlichen Disintegrationselemente 
des Bodens überwindet, und der Pionier des deutschen Eisenbahnwesens, Friedrich 
List, ist sein bewußter Vorkämpfer. Die deutschen Bahnen sind im Gegensatz zu 
den westeuropäischen fast alle von Anfang an staatlich, der Generalstab ist bei 
ihrer Planung maßgebend beteiligt. Freilich verfährt er nicht immer im letzten 
Sinne staatlicher Integrationsnotwendigkeiten. Am wichtigsten Gegenstand, Elsaß- 
Lothringen, zeigt sich die Unzulänglichkeit nur-militärischer Gedankengänge. War 
schon das Gebiet von Metz mit seiner fremdsprachigen Bevölkerung nur aus strate- 
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gischen Gründen einbezogen worden und bildete ein Hemmnis für das Hinein- 
wachsen der Reichslande in das Reich, so wurden diese auch verkehrspolitisch nur 
als Vorfeld und nicht als unverlierbarer (‚‚integrierender“) Bestandteil Süddeutsch- 
lands behandelt. In jedes Vogesental führen mehrgleisige Bahnen, aber in den 
ho Jahren stärkster Verkehrsentwicklung seit 1870 wurde zwischen Kehl und Mann- 
heim keine einzige feste Straßenbrücke gebaut, ganz abgesehen davon, daß jede 
staatliche Zusammenfassung des Oberrheintales wegen der dynastischen Eifersüchte 
von vornherein nicht ins Auge gefaßt werden konnte. Ein positives Gegenstück 
ist die französische Kanalbaupolitik im selben Gebiet (Rhein-Rhone-, Rhein-Marne- 
Kanal), oder etwa der österreichische Straßenbau im Burgenland. 

Wirkungen des Klimas auf die Staatlichkeit lassen sich an allen möglichen 
Stellen aufweisen, doch zeigen sie sich am stärksten in den älteren Staatsformen, 
die noch unmittelbar mit der Bodenkultur in Zusammenhang stehen und deren 
Herrschaftsgewalt sich daher auf kosmische Mächte beruft (der chinesische Kaiser: 
Sohn des Himmels, der japanische: Abkömmling der Sonnengöttin). Immerhin ist 
auffallend, wie stark die uns kaum vorstellbare Beweglichkeit, Härte und Bedürf- 
nislosigkeit, „‚die breite Natur“ des russischen Menschen, sei er Intellektueller, Bauer 
oder Arbeiter, die der sowjetischen Staatswirtschaft ihr eigentümliches Gepräge gibt, 
mit dem Charakter der großen Steppe zusammengeht, die nördlich der asiatischen 
Hochländer verläuft und die Bahn abgab sowohl für die unheimlich rasche Völker- 
wanderung der Mongolen wie den ebenso blitzartigen Gegenstoß der Russen. Viel- 
leicht ist es eine Nomaden- und Zeltsozialität, die es dem Staatskommunismus mög- 
lich macht, den Menschen überall als Funktionär einzusetzen und wieder auszu- 
wechseln und diesem Menschen wiederum, die oft drastischen Methoden sowjetischer 
„Gemeinschaftsbildung“ zu ertragen. 

Über das dritte Moment, das der Rasse einer Staatsbevölkerung, läßt sich ehr- 
licherweise nur sagen, daß wir kaum etwas Sicheres davon wissen, trotzdem es sehr 
lange Zeit in der Geschichte aller Staaten eine große Rolle gespielt hat. Man kann 
nur erinnern an das Prinzip der Ebenbürtigkeit in allen auf dem Adel beruhenden 
Staatsverfassungen oder an die merkwürdigen Nachrichten über Doppelrassigkeit 
fast aller Kulturvölker, die sich bei den Germanen in den Götterfamilien der Asen 
und Wanen widerspiegelt, für die Mittelmeervölker der Antike von der Schule 
Frobenius’ behauptet wird, an Blühers Theorie der primären und sekundären Rasse 
u. ä. m. Klar ist lediglich, daß die Rasse, wie sie heute etwa im lateinamerikanischen 
Dia de la Raza von den Mischlingen aus iberischem, maurischem, vandalischem und 
Indianerblut gefeiert oder in den Reden Mussolinis ausgerechnet in dem hundert- 
fach durchkreuzten Italien auf den Schild erhoben wird, ein zweckvollerfun- 
dener Mythus ist, um einem gegebenen Bevölkerungsaggregat eine Blutseinheit 
glaubhaft zu machen; was allerdings dann eine integrierende Wirkung haben kann. 

Man könnte im Anschluß an diese Betrachtung natürlicher Integrationselemente 
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fragen, ob denn nicht die Sprache als solche eines sei. Aber hier gerade befinden 
wir uns an der Grenze zwischen Natur und Gesellschaft, und die Sprache gehört 
beiden Reichen an, sie ist auch wesentlich eine gesellschaftliche Tatsache, und 
gerade eine nähere Betrachtung der modernen Nationenbildung zeigt, daß sie nur 
zusammen mit einer bestimmten Sozialität eine Grundlage für die staatliche Inte- 
gration abgibt. Wo sie gegeneinander stehen, kann die Sprache zurücktreten. Die 
deutsche Westgrenze bietet hierfür mehr als ein Beispiel. Besonders klar ist das 
des Elsasses. Hier wie in ganz Südwestdeutschland war unter der Decke feudaler 
Rechtsformen, die ihren Sinn verloren hatten, eine politisch einflußlose, aber wirt- 
schaftlich und kulturell hochstehende Bevölkerung aufgewachsen, deren gesamte 
Lebensverhältnisse nach Neuordnung drängten. Sie gehörte dem „dritten Stand“ 
an, und er ist es, der in der Französischen Revolution sich seinen Staat erschuf, 
den Staat der egalit& und libert6; sein Recht wie seine Verfassung im engeren Sinne 
beruhen auf dem Leitbild des freien Eigentümers und seiner Sozialität der Gleichen. 
In diesen Vorgang wird das Elsaß mithineingerissen, es erlebt zustimmend oder 
ablehnend, mit unendlichen Opfern, alle Fortschritte und Rückschläge und endlich 
die Konkretisierung dieser Ideen, d. h. es wird in einem gewaltigen, an Leib und 
Leben spürbaren Prozeß in die „Republique une et indivisible“ hineinintegriert. 
Das Elsaß, das im Jahre 1870 an Deutschland zurückfiel, war nicht mehr das von 
1648 oder 1689, und die jahrzehntelange politische Entrechtung nach 1870, ebenso 
wie der Einzug einer feudalen Herrenschicht in Heer und Verwaltung wurden als 
ein Rückschritt hinter 1789 empfunden; er wirkte selbstverständlich nicht inte- 
grierend nach der deutschen Seite, ebensowenig wie die künstliche Isolierung als 
Reichsland. Was dagegen integrierend wirkte, kann man heute noch sehr deutlich 
erkennen: die deutsche Technik, die Sozialversicherung, die Arbeiterbewegung. 
Während ı91ı8 das Bürgertum in hellen Haufen den Franzosen zuströmte, der 
eigentliche Bauer wie bei jedem Herrschaftswechsel im Grunde unberührt blieb, hat 
die Arbeiterschaft nach wenigen Jahren ihre schon unter deutscher Herrschaft 
stark bourgeoisierten und daher ebenfalls sofort ins französische Lager abge- 
schwenkten sozialdemokratischen Führer davongejagt und bekennt sich zum Kom- 
munismus, weil dieser offen die Autonomie bis zur Anlehnung an Deutschland 
vertritt; ganz folgerichtig, denn von hier aus wurden bereits Rechtsinhalte und 
Lebensformen (Sozialversicherungen, Gewerkschaften, Schlichtungswesen) geschaf- 
fen, die der sozialen Lage der Arbeiterschaft ganz anders Rechnung tragen als die 
französischen, hier bildet sich seit langem und immer deutlicher eine neue Soziali- 
tät, und hier wird sie eher ihren politischen Ausdruck finden als in Frankreich. 
Wenden wir uns nunmehr der Sozialität als der wichtigsten Grundlage staatlicher 
Gemeinschaftsbildung zu, so ist ihr Zusammenhang mit der Wirtschaft unverkenn- 
bar: zwar nicht so, daß sie einfach als Folge aus ihr abzuleiten wäre, sondern so, 
daß sie sich gegenseitig beeinflussen und weiterentwickeln. Welches soziale Leit- 


376 GRUNDFRAGEN Heft 6 


bild zusammen mit der europäischen Weltwirtschaft auftritt und welche Elemente 
der parlamentarisch-demokratischen Verfassung ihm entsprechen, wäre nun des 
näheren zu zeigen. Die Dinge sind heute schon ziemlich durchsichtig — ein Zeichen 
mehr dafür, daß sie zu Ende gehen —, und wir können uns daher auf Andeutun- 
gen beschränken, wobei vorausgeschickt werden mag, daß es verfehlt wäre, histo- 
rische Zuordnungen rein kausal zu deuten. Das Leitbild des bürgerlichen Staates ist 
der vernünftige, von Natur gleich begabte, über Eigentum frei verfügende 
und selbst wirtschaftende Einzelmensch, der sich zum Staate unter dem Gesetz 
der Gleichheit fügt und von ihm eine möglichst große Freiheitssphäre garan- 
tieren läßt. Die Individuen haben grundsätzlich die gleichen Interessen, eben ihre 
freie Wahrnehmung erfüllt die prästabilierte Harmonie der Interessen. Dem ratio- 
nalen Handeln auf Grund der Einsicht in Ursache und Folge und deren gerad- 
liniger Projektion in die Zukunft entspricht ein rationales, d. h. vorausberechen- 
bares Recht, das zwar vom Staate gesetzt wird, aber weitgehend durch die ver- 
nünftige Vereinbarung der Individuen abgeändert werden kann. Der Staat hat im 
wesentlichen das Sicherheitsbedürfnis der Bürger zu befriedigen. Die Garantie des 
Eigentums und der Freiheit durch die Trennung der Gewalten — Gesetzgebung, 
Justiz, Verwaltung — wird vollendet in der Kontrolle der Staatsmacht durch eine 
Repräsentation der Bürger, das Parlament, das Gesetzgebung und Überwachung 
der gesetzmäßigen Verwaltung in sich vereinigt. Hier wird das Vernünftige durch 
die Diskussion und die sich daraus aus Überzeugung bildende Mehrheit festgestellt 1). 
Es läßt sich einsehen, daß diese ganze Konstruktion auf einer Homogenität der 
Interessen und der Weltanschauung aufbaut, die es in Wirklichkeit nie gegeben hat. 
Annähernd gültig aber ist dieses System für Frankreich mit seiner verhältnismäßig 
einheitlichen Bevölkerung, seinem machtlosen Katholizismus, seinen im Abgeord- 
netenbestand so häufig wechselnden Fraktionen, seiner Leidenschaft für den Dialog 
— und das juste milieu. Bedenkt man, daß nun gerade in Deutschland die Her- 
stellung des freien Privateigentums an Grund und Boden in ganz Ostelbien so 
geschah, daß der Boden dem Guts- und Gerichtsherrn, die nackte Freiheit aber dem 
Bauern zufiel, der damit den Stamm der industriellen Reservearmee bildete, be- 
denkt man weiter die aus allerhand sonstigen Gegebenheiten erwachsene ungemeine 
wirtschaftliche Differenzierung, ferner die Machttendenz aller deutschen Welt- 
anschauungen, so erkennt man, warum das parlamentarische System hier gerade 
in dem Zeitpunkt, in dem es zur Herrschaft kam, auch bescheidenen Anforderun- 
gen, integrierend zu wirken, nicht genügen konnte, daß es vielmehr gerade zum 
Ausgangspunkt tiefgreifender Disintegration, nämlich der Aufspaltung des Staates 
in Parteiherrschaften, werden mußte. Dabei soll das Parlament als mögliche Inte- 
grationsform durchaus nicht von vornherein abgelehnt werden. 


1) Vgl. dazu Carl Schmidt: Die geistesgeschichtliche Lage des heutigen Parlamentarismus 
Vorbemerkung S. 9, 2. Aufl., München und Leipzig 1926. ; 
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Nun hat die deutsche Verfassung von 1919, die nicht original, sondern in den 
entscheidenden Teilen nachgebildet, die aber vor allem erdacht und nicht erkämpft 
ist, das geschilderte Leitbild ausdrücklich aufgenommen und in ihren wiederum 
nachempfundenen Grundrechten bestätigt. Sie versuchte freilich darüber hinauszu- 
gehen und auch Grundpflichten des freien Eigentümers (deren Selbstverständ- 
lichkeitden liberalen Bürger gerade eigentlich zu einem hochstehenden sozialen Typus 
machte) und übergreifende Rechte der Allgemeinheit aufzustellen, aber sie ist 
dabei in Widersprüche geraten, und mehr als einmal heben sich Grundsätze der 
Reichsverfassung im zweiten Teile gegenseitig auf. Den Grundrechten entspricht 
das bürgerliche und Handelsrecht. Und doch zeigt sich hier schon der Einbruch 
einer neuen Sozialität, entsprechend der politischen Macht, die ihr Träger, zunächst 
die Arbeiterschaft, zu Beginn des 20. Jahrhunderts errungen hat: im Tarifrecht 
und Schlichtungswesen, das den Grundsätzen der freien Wirtschaft durchaus wider- 
spricht. Hinzu kommt, daß die in Deutschland nie ganz ausgestorbene patriarcha- 
lische Auffassung des Fürstentums in der Sozialversicherung besondere Haftungs- 
verbände geschaffen hat, die nun unter dem Druck der Not sich zu einem Haftungs- 
verband der gesamten Wirtschaft für das Existenzminimum aller Arbeitenden sich 
entwickelt haben, eine Rechtsform, die dem Land des sonst höchstentwickelten Ver- 
sicherungswesens der Welt, den USA., vollkommen fremd ist. — Soweit die ‚‚ver- 
fassungsmäßige“ Entwicklung. — Was außer ihr unter dem Namen der Notverord- 
nung an Eingriffen des Staates in die Wirtschaft und an Belastungen des Staates 
zu ihren Gunsten geschehen ist, hat unsere gesamten Lebenszustände zwar geändert, 
aber noch nicht zu einer bewußten Änderung der rechtlichen und der staatlichen 
Verfassung geführt. Es ist die entscheidende Frage, ob wir die Umkehrung der 
Weltwirtschaft, die uns nach der Inflation schon erfaßt hat und heute allgemein 
sichtbar ist, in ihrer Wirkung auf unseren Sozialzustand richtig einzuschätzen und 
gleichzeitig dem gesamtdeutschen Volkstum, wie es uns der Krieg unverlierbar ins 
Bewußtsein gerückt hat, eine staatliche Existenz zu sichern vermögen. Über den 
Zerfall der Weltwirtschaft ist unendlich viel geschrieben worden, ohne daß über die 
Gründe bisher ausreichende Klarheit erzielt worden wäre; und doch kann man der 
unbezweifelbaren Tatsache nicht gerecht werden ohne solche Einsicht. Aus einem 
Versuch, sie auf eigenem Wege zu gewinnen!), sei hier das wesentliche Ergebnis 
beigezogen: Nur unter der Voraussetzung eineswachsenden Raumes, 
freien, d. h. aneigenbaren Bodens, freigesetzter Arbeitskraft 
funktioniert die kapitalistische Wirtschaft, gilt ihre Ratıio- 
nalität. Sie ist auf die Ausdehnung angewiesen, und daher spielt sich der ent- 


1) Antwort auf eine Umfrage der Frankfurter Zeitung über Antiliberalismus im Hochschul- 
blatt der Fr. Z. v. 1. 2. 32; eine Studie von Gerhard Hermann im Dezemberheft 1931 der 
Zeitschrift für Geopolitik über „‚Weltkapitalismus in der Krise“ zeigt merkwürdige Entspre- 
chungen und Ergänzungen. 
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scheidende Akt der europäisch-amerikanischen Industriewirtschaft an der 
Grenzet) ab: Es ist die ursprüngliche Ausbeutung anderer Wirtschaftsformen, 
insbesondere der Kolonialvölker, die Privatisierung des Indianer-, Neger-, Indo- 
chinesenlandes und die Verwandlung sich selbst genügender Produzenten in auf die 
kapitalistische Verwertung angewiesene ‚freie Arbeiter‘, von der die weißen Indu- 
strievölker gelebt haben und die ihnen die ungeheure Erhöhung des Lebensstan- 
dards (auf dem Weg über die Erhöhung der Konsumkraft des Arbeiters und die 
Schutzzölle auch für die Bauernschaft!) ermöglicht hat. Diese Ausdehnung neigt 
ihrem Ende zu, und das Problem der Wirtschaftim endlichen Raum tritt 
am schärfsten in Deutschland auf, das als erstes die politische Herrschaft über die 
Kolonien, über die Ausdehnungsgebiete, verloren hat. Die Entwicklung der Kolonien 
zu Industrieländern und die Erscheinung des farbigen Kapitalismus wirken in 
derselben Richtung. Die Umstellung der Industrie von der Konkurrenz- zur Mono- 
pol- und Trustwirtschaft (Teilung eines stabilen Marktes) ist die notwendige 
Folge. Monopolwirtschaft aber ist Herrschaft; alle übrigen Organi- 
sationstendenzen unserer Wirtschaft laufen auf dasselbe hinaus: Private Herrschaft 
über die Existenz eines immer größeren Teiles der Bevölkerung, die zu einer 
Lebensbedrohung wird, wenn an Stelle der Ausdehnung nun gar Schrumpfung 
tritt. Nun erst wird klar, in welchem Umfang die Wirtschaft zum Angelpunkt der 
Verfassungspolitik geworden ist: Nicht nur wird der politisch zugängliche Raum 
nun der Raum der Wirtschaft, auch ihre Zielsetzung im endlichen Raum kann nicht 
mehr individual-rationalistisch sein, sondern muß von einer rational nicht zu- 
reichend erfaßbaren, dem Raume entsprechenden Volksgesamtheit her orientiert 
sein und deren Existenz zum Gegenstand haben. Endlich ruft sie wie jede Herr- 
schaft nach einer Verantwortung vor den Beherrschten. Seit dem Ende des Mittel- 
alters genügt ja die religiöse Legitimierung irgendeiner Herrschaft nicht mehr. 
Die Sozialität, die unter solchen Umständen zur Grundlage einer neuen Verfassung 
werden soll, ist unter dem ungeheuern Druck des Krieges und der Weltkrise in 
eine beschleunigte Entwicklung getreten, und trotz aller augenblicklichen Gegen- 
sätze läßt sich voraussehen, daß sie binnen kurzem in Deutschland zu einem ein- 
heitlichen Bewußtsein kommen wird; eine Voraussetzung der Integration, die 
bei dem späten Geisteszustand unseres Volkes und gegenüber der zu bewältigenden 
Aufgabe gefordert werden muß, wenn das Ergebnis nicht bloß irgendein primi- 
tiver Eintagspulsch sein soll. (Fortsetzung in einem zweiten Aufsatz.) 


!) Dem entspricht wieder, daß die ersten Erklärungen der Menschenrechte in den Ver- 
fassungen der Grenzerstaaten Neuenglands stehen. Für Indianer gelten sie nicht. 
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KARL HAUSHOFER: 
Literaturbericht über den indopazifischen Raum 


ı. Fritz Hesse: Persien. Berlin 1932, 
Zentral-Verlag, Bd. 26 der Weltpolitischen 
Bücherei. Her. A. Grabowsky. 92 S., leider 
nur 6 Karten, souveräne Literaturangabe. Mit 
der ihr eigenen Spürkraft für das geopolitisch 
Notwendige bringt die bekannte, für schmale 
Mittel erreichbare und als Ganzes einzigartige 
Sammlung das längst fällige gedrängte poli- 
tische Handbuch über Persien, die Luftver- 
kehrs-Drehscheibe der Alten Welt, einen der 
wichtigsten, noch selbständigen Teilräume Eur- 
asiens. In der ausgezeichneten Zusammenfas- 
sung fehlt noch eine Karte der Ausdehnungen 
und Zusammenziehungen der persischen Reiche 
im Lauf des geschichtlichen Geschehens, die 
Vorkriegsteilungslinie zwischen britischer und 
russischer Interessensphäre und die Darstel- 
lung der Verkehrsrolle im Stil von Brooks 
Adams ‚New Empire“ Karte 2 und 5 der 
deutschen Übersetzung. Aber das sind kleine 
Nebenwünsche, verglichen mit der Einsicht in 
das persische Problem, das die vorzügliche 
Arbeit in knappster Form vermittelt, so z. B. 
auf S. 84-86 in die äußerst heiklen, aber 
geschickt auf Vergessen des Protektoratsver- 
trags von 1919 hinarbeitenden englisch-persi- 
schen Beziehungen und die robusteren russisch- 
persischen, bei denen politisches Zuckerbrot und 
wirtschaftspolitische Peitsche so dicht beiein- 
ander liegen und doch die Freundschaft nicht 
zu gefährden scheinen. Schonend ist auch die 
internationale Achillesferse der Opiumerzeu- 
gung berührt, vorsichtig und kurz die Luft- 
verkehrsfrage. Eingehender werden die ethno- 
politischen, die Stammschwierigkeiten geprüft 
(S. 38-4), doch klingt die Betrachtung in 
eine Anerkennung der außerordentlich gro- 
ßen Vitalität der Bevölkerung aus, die sich 
bei weiterer Stetigkeit der Regierung und 
hygienischen Fortschritten in einem starken 
Ansteigen der Volkszahl auswirken muß, die 
heute noch von einer hohen Sterblichkeitsrate 
gedämmt ist. Kurz ist die Geschichte, fast 
noch kürzer die Geographie weggekommen, 
doch ist z. B. der aus kontinentalem Wider- 
stand erklärbare Fehlschlag der britischen 
Übergriffe ıgı8 und 1919 packend dargestellt, 
wie überhaupt der schlanke Band neue und 
treffende Information biete, wo man ihn 
auch aufschlägt. 


2. Th. Metz: Java-Sumatra-Bali. „Über 
Kolonialpolitik im tropischen Holland.“ Leip- 
zig 1932, Deutsche Wissenschaftliche Buch- 
handlung. ı6 Abbild. und Titelbild nach 
eigenen Aufnahmen des Verfassers, leider 
keine Karte. 

Auswählende Hochwertigkeit des Urteils in 
anspruchsloser, liebenswürdiger Form zeichnen 
diese, auf nur 80 S. zusammengedrängte 
Würdigung niederländischer Kolonialpolitik 
aus, die bezeichnenderweise dem Grafen Lim- 
burg-Stirum gewidmet ist, den wir für die 
feinfühligste Autorität in den Kolonialfragen 
der Monsunländer halten. In dieser reizvollen 
und ohne jeden Lehrhaftigkeitsanspruch höchst 
belehrenden, namentlich ethnopolitisch her- 
vorragenden Schrift begegnen sich die Folgen 
der kolonialen Wirkung Limburg-Stirums mit 
den Wahrnehmungen des hervorragenden 
deutschen Handelskammervertreters in konge- 
nialem Zug. Sie müssen Wort für Wort ge- 
wogen werden, von der Gegenüberstellung Co- 
lombos mit Sabang angefangen... „selbst 
wenn man dabei im Auge behält, daß auch 
hier Probleme akut sind und daß ohne eine 
wachsame Politik sich auch hier unerfreu- 
liche Ereignisse lokaler Art einstellen können“. 

„Wille, Logik und Konsequenz heißen“ 
— nach Metz — ‚die Machtmittel, auf denen 
sich dıe niederländische Herrschaft in Indien 
aufbaut.‘“ Schnell folgt der Nachsatz: ‚„‚Gewiß, 
es fehlen nicht die Mittel der Gewalt...“ 
Bald darauf wird auch von einem „harten 
Unterbau“ gesprochen. Seine Fühlbarkeit ge- 
rade für die höchstgebildeten Javaner wird von 
Metz vielleicht unterschätzt! Er ist ausge- 
zeichnet geführt worden, und jeder so freund- 
lich behandelte reisende Forscher wird un- 
bewußt eine solche Führung dankbar quittie- 
ren: selbst gegenüber der anfechtbaren Praxis 
der Arbeiterbeschaffung im Deligebiet und 
in der Einstellung zur „poenalen Sanktion“ 
dort! Sie steht auf dem ‚„Aussterbeetat“, ge- 
wiß! Aber sie ist doch einmal sehr lebendig 
gewesen ($. 18). „Dem jungen Kolonisten 
Liebe zum Eingeborenen und Willen zum 
Verständnis beizubringen“ (S. 29). Das wäre 
gewiß des Rätsels Lösung, wenn sie nur eben 
durch Beibringen erreichbar wäre, nicht an- 
geborener Menschlichkeit entspringen müßte 
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und als solche leider nur Minderheitengabe 
wäre. Die Bilder und Schilderungen von 
Metz zeigen, daß er diese Gabe im höchsten 
und liebenswürdigsten Grade besitzt, daher 
seine Sympathie für die Malaien, ihre Augen 
und Hände, ihre „gefühlsmäßigen Momente“ 
(S. 32). Man muß zwischen Zeilen lesen kön- 
nen, um die kleinen Schlangen im Sundapara- 
dies zu sehen. 


3. Sven Hedin: Jehol. Leipzig 1932, 
F. A. Brockhaus. 212 S., 78 Abbild., ı Lage- 
plan. 

In letzter Stunde vor unaufhaltsamem Ver- 
fall wird ein eigenartiges und höchst aktuel- 
les Stück chinesisch-mandschurischer Kultur- 
landschaft außerhalb der Großen Mauer an 
der Sommerresidenz Khanghsis und Chien- 
lungs in feiner, liebevoller Aufnahme vor- 
geführt. Im Spiegel ihres Bauwillens ersteht 
wieder eine der größten Zeiten ostasiatischer 
Kaisermacht zuerst im aufsteigenden Ast, dann 
auf ihrer Höhe, schließlich im jähen Fall: 
erneut am Schicksal von Bauten, die mit ähn- 
licher eklektischer Willkür, aber auch weit- 
schauender Reichsverschmelzungspolitik ins 
Leben gerufen wurden, wie etwa die Ha- 
drians, mit dem Chienlung (heute in China 
weit unterschätzt, obwohl die Republik sehr 
viel von ihm lernen könnte) manche Ähnlich- 
keit hat. 

Das Herausarbeiten des Gegensatzes von 
Kulturdecke und Hochsteppenrand, die Be- 
lebung der Priesterpolitik Chienlungs, des 
furchtbaren Torgutenzuges über 3000 kın (der 
letzten Massenkatastrophe der skytho-sarma- 
tischen Wandergürtel) und die Hineinkompo- 
sition Khanghsis, Chienlungs, seines Sohnes 
und seines Klanzusammenbruchs in einzelne 
Baugedanken scheinen uns die wesentlichsten 
geopolitischen Stärken in der Schilderung einer 
Grenzmarkenhauptstadt, deren umstritiene Zu- 
gehörigkeit zu China oder Mandschurei oder 
Mongolei Jehol augenblicklich in scharfe welt- 
politische Beleuchtung rückt. Die Frage, wo- 
hin gerade diese schicksalsreiche Verbin- 
bindungsstätte altchinesischer Kulturlandschaft 
mit den Nomadenräumen samt ihrer Grenz- 
mark fällt, wird für die zukünftige Baufestig- 
keit der mandschurischen Zerrungslandschaft 
von entscheidender Bedeutung werden. Zwi- 
schen den Zeilen deutet Sven Hedin an, daß 
der Bruch mit der Vergangenheit in seiner 
ungeschickten Form Jungchina sehr viel mehr 
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kostet, als es in seiner ersten Fortschrittsfreude 
annahm, worin eine gerechte Strafe des 
Schicksals für unverantwortliche Plünderung 
und Zerstörung unersetzlicher Kulturdenk- 
mäler läge. Oder glaubt man, daß die poli- 
tisch sehr wach und hellhörig gewordenen Ein- 
wohner der Außenländer den Unterschied zwi- 
schen den imponierenden Reichsbauten der 
Mandschu und dem Verfall von heute nicht 
merken? So wird Sven Hedins Jehol-Schilde- 
rung zugleich ein höchst wertvoller dyna- 
mischer Gradmesser für die reichsbildende 
Impotenz der chinesischen Gegenwart! 

Unter den Stößen bemerkenswerter Auf- 
sätze, die der ostasiatischen Spannung ihr ge- 
häuftes Entstehen verdanken, scheinen uns bei 
einer ersten Sitzung besonders empfehlenswert: 

4. Ostasiatischer Verein Hamburg: 
Ost- und Südostasien im Jahre 1931. 
Hamburg 1932, herausg. von M. March und 
W.-F. Mohr, dessen in Ostasien und Welt- 
wirtschaft so erfahrener und sicherer Hand 
wohl vor allem die Prognosen und ein- 
gestreuten, treffenden, weit über einen Jahres- 
bericht hinaus bedeutenden Urteile zu danken 
sind. 

5. Friedrich Otte: Fernöstliche Span- 
nungen. Japan, China, UdSSR., USA. Son- 
derabdruck aus ‚Der internationale Kapi- 
talismus und die Krise“, Festschrift für 
Julius Wolf zum 20. 4. 32, Stuttgart 1932, 
Ferd. Enke, S. 240—248 — ein gedanken- 
reicher Beitrag des vormaligen Prof. der 
Reichsuniversität Peking, der in seiner herben, 
klaren und scharfsehenden Art vor allem die 
Steigerung auch geistiger Gegensätze zwischen 
den drei Hauptanliegern der Mandschurei ins 
Auge faßt. 

6. Frithjof Melzer: Die nordmandschu- 
rische Kolonialwirtschaft, in Ber. über 
Landwirtschaft; Ztschr. f£. Agrarpolitik u. 
Landw., Bd. XVI, H. 2, Berlin 1932, Parey 
— worin der treffsichere Beobachter nun end- 
lich — nach einem flotten Journalistenbuch 
(„Malaria, Gold und Opium“), das ja nur als 
Vorläufer gedacht war — ahnen läßt, wie 
wertvoll das Wesentliche seiner Erfahrungen 
werden kann, wenn es einmal in diesem ge- 
diegenen Stil Gestalt gewinnt; wie ja über- 
haupt wissenschaftliche Auseinandersetzungen, 
namentlich innerhalb des gleichen Kreises von 
Forschungsreisenden, am besten durch neue 
schöpferische Leistungen ausgetragen werden. 
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In scharfem Kontrast stehen widereinander 

7. Hsü Dau Lin: Das mandschurische 
Problem in ‚„Sinica“ VII. Heft 3, Frank- 
furt a. M. 1932, China-Institut, in der maß- 
vollen Form aus dem Geiste Richard Wilhelms 
und Erwin Rousselles den chinesischen Stand- 
punkt wahrend, und 

8. Betrachtungen zur Mandschurei- 
Frage, von einem Östasiendeutschen, mit 
statistischem Material und Spezialkarte, Berlin 
1932, worin versucht wird, Dämme aufzurich- 
ten gegen eine vollständige Überflutung der 
öffentlichen Meinung Mitteleuropas durch die 
sehr geschickte weltpolitische Propaganda der 
Auslandchinesen, und worin Japans Rechtsauf- 
fassung zur Geltung kommt. 

9. Herbert Rosinski: Unsere Kennt- 
nis von der japanischen Volkswirtschaft 
in ,„Yamato“, Zeitschrift der deutsch-japa- 
nischen Gesellschaft. IV. Jahrg. 1932. ı. er- 
scheint — als Ergänzung zur rechten Stunde, 
mit klarer Darstellung, auswählender Sicher- 
heit und dem wertvollen Talent, dem Leser 
in wenigen Worten und knappen Urteilen 
Grundlagen einer Wertung zu vermitteln, auf 
denen er weiterbauen kann. Gilt Rosinskis 
sehr berechtigte Klage (S. ı4) über die Schwie- 
rigkeit, zu verlässigen Quellen aufzusteigen, 
schon für das der Verheimlichung immer noch 
weniger ausgesetzte Wirtschaftsgebiet und 
seine mengenmäßige Erfassung — wieviel 
mehr für das politische und kulturpolitische, 
auf dem das fernöstliche Inselreich über eine 
tausendjährige Verschleierungsüberlieferung 
verfügt. 

Vielleicht hätte die ausgezeichnete Rund- 
schau einigen vorzüglichen Einblicksmöglich- 
keiten etwas mehr gerecht werden können, die 
wir deshalb, obwohl sie bereits in Berichten 
vielfach erwähnt wurden, noch einmal nennen: 

10. Kyoto University Economic Review, 
nun mit Bd. VI, Nr. 2 vorliegend, worin 
z. B. S. Shiomi ‚‚Interrelation between ihe 
wealth and the density of population in Japan“ 
(2 Karten) Grundlegendes zusammenfaßt. 

ıı. Far Eastern Review, die fast in 
jedem Heft hervorragende Beiträge (vor allem 
des Herausgebers G. B. Rea) bringt, bei Ro- 
sinski zwar erwähnt ist, aber mit ihrer Ge- 
samthaltung als wirtschaftspolitische Quelle 
erster Hand nicht genug hervortritt; und end- 
lich die immer wieder als unentbehrliche Er- 
gänzung zu rühmenden 


ı2. Pacific Affairs, Honolulu — worin 
z. B. wieder in Heft IV 1932 die Aufsätze 
„Pacific trends“ (Elizabeth Green) und „Sin- 
gapore Naval Base‘ die wissenschaftliche Poli- 
tik und ihre geopolitischen Voraussetzungen so 
nahe an die angewandte Kunst in Zeit und 
Raum heranführen, als es uns überhaupt mög- 
lich scheint. 

13. Gleich reizvoll für den Ostasienfor- 
scher und Politiker, der auf seinem Welt- 
anschauungsboden steht, wie für den, der sich 
ihm nicht anschließen kann, aber eine der 
gewaltigsten Mächte der Zeit gerade an dem 
Probierstein Ostasien zu erkennen sucht, ist 
endlich — mit jedem Satz tiefe Einsichten 
eröffnend — die fein ziselierte Arbeit von 

13. K. A. Wittfogel: Hegel über China, 
in Jahrg. V, Heft 3 „Unter dem Banner des 
Marxismus“, wie man sich zu ihr stelle, eine 
dialektische Perle. 

ı4. Owen Lattimore: Chinese coloni- 
sation in Manchurian, zeigt in der Karte 
auf S. 179 in schneller Anpassung an voll- 
zogene Tatsachen bereits die vier nordöst- 
lichen Provinzen: Liaoning, Kirin, Heilung- 
kiang und Jehol — Hoon K. Lee: Korean 
migrants in Manchuria, stehen beide zu- 
sammen im Aprilheft 1932 der „Geographi- 
cal Review“ der American Geographical So- 
ciety of New York. Sie geben, zusammen- 
gehalten und auf den Karten der $. 198, 199 
und 201 verglichen, ein gutes Bild des Ver- 
hältnissess von Bodenwert und Volksdruck, 
Siedelungszonen und Relief des Streitgegen- 
standes und seiner ganzen siedelungs-geogra- 
phischen Dynamik, mit der man zweckmäßig 
die japanischen Verhältnisse nach Shiomi 
(Nr. 10) vergleichen kann. Dann hat man die 
Unterlagen für das nordostasiatische Bevölke- 
rungsgefäll nach dem neuesten Stande. 

Aus der ostasiatischen Broschürenflut seien 
als nützlich hervorgehoben: 

ı5. The Shanghai incident (Press Union, 
Shanghai 1932), mit Zeitentafel, und 

ı6. Japan and the next world war, China 
Critic, Shanghai 1932 — worin die „Tanaka- 
Denkschrift abgedruckt ist. 

Interessante Erzeugungskarten und Dia- 
gramme mineralischer Rohstoffe, darunter 
auch Grenzen und Möglichkeiten Östasiens, 
gibt vortrefflich: 

17. Jvar Högbom: Mineral Production, 
(engl.) in Handlinger Nr. 117, Stockholm 
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1932, Svenska Bokhandelscentralen, Ingeniörs- 
vetenskapsakademiens, in scharfen Umrissen 
die Bedeutung des geographischen Grundzugs 
der Mineralausrüstung beleuchtend und er- 
läuternd. Im Anschluß an diese gedrängte, 
technisch hochwertige Betrachtungsweise liegt 
es nahe, ganz besonders auf die neue, fünfte 
Auflage von Asien in H. Harms Erdkunde 
hinzuweisen, bearbeitet von 

ı8. Kurt Brüning. Leipzig 1932, List 
& v. Bressensdorf, III. Bd., I. Teil, 328 Ab- 
bildungen und Karten: eindringlich, suggestiv, 
in ganz vortrefflicher Auswahl und in einer 
vorzüglichen Benutzungstechnik durchgeführt, 
im besten Stil zu vergleichender Betrachtung 
anregend, gleich wertvoll für Schulgebrauch 
wie für die Selbsterziehung des Werdenden 
oder des Reifen, der ein unvollkommenes 
Weltbild auszugestalten wünscht. Ein fesseln- 
der Hinweis reiht sich an den anderen; Karte 
und Text unterstützen sich lebendig und füh- 
ren in kurzer und doch zum Weiterlesen 
lockender Form zu klaren Abschlüssen. 

Wen ein so handliches, gediegenes und 
abwechslungsreiches Werkzeug nicht zwangs- 
läufig zu geopolitischen Einsichten fortreißt, 
dem wird schwer durch andere Mittel zu hel- 
fen sein. Eine mit unendlicher Mühe und 
Verantwortungsmut zur Auswahl gesiebte 
Schrifttumskunde von 297 Nummern und eine 
treffsichere Hervorhebung ihrer Leitzüge im 
Text ohne störenden Anmerkungsapparat ist 
ein weiterer Vorzug dieses empfehlenswerten 
Rüstzeugs zu geopolitischem Eigenbau. Wie 
sehr die Rücksicht auf solche Leserwünsche 
schon an Boden gewonnen habe, zeigen auch 
wieder dıe neuesten Bände des 

ı9. und 20. Großen Brockhaus, Bd. ıo 
und Iı. 

Überschauen wir die beiden neuesten Bände 
vergleichend (von den strengsten anthropo- 
geographischen und geopolitischen Forderun- 
gen an ein doch so vielseitigen Zwecken die- 
nendes Werk ausgehend), so finden wir das 
wichtige Gebiet der Städtegeographie in ein- 
heitlicher Haltung mustergültig weitergeführt, 
mit Lageplänen, Aufrissen, wo irgend möglich, 
„Dominanten“, vereinzelt, wo vieles auf die 
Farbe ankommt, wie bei Konstantinopel so- 
gar in farbigen Blättern. Man versuche nur 
selbst, nach dem System der Zehn-Zeilen- 
Kritik über bekannte Städtebilder das wesent- 
liche auf winzigen Raum zu sagen! Besonders 
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geglückt finden wir in Bd. ıo und ıı die Ver- 
teilung der Südamerikakarten (Kolumbien und 
Lateinamerika — Laplata — dabei allerdings 


auch Chile); die „Kolonial“karten, die 
„Küste“, „Klima“, dann einzelne Zusammen- 
fassungen, wie den „Kulturboden“, auch das 
heikle Thema ‚Korea, dem zweckmäßig 
auch — trotz der völkerrechtlichen Aufsau- 
ung — ausreichender Eigenraum bewahrt 


blieb. Auf dem engen Raum der „Kenya“- 
Kolonie ist doch die ganze Spannung der 
Kenyafrage auf und zwischen den Zeilen deut- 
lich zu lesen. Das ist ein Kunststück in seiner 
Art; und so finden sich viele. Durch der- 
artige Proben aber wird, weit über den Wert 
einzelner Stichworte hinaus, das Vertrauen in 
die Gesamtführung mehr und mehr befestigt. 
Hier sehen wir ein Hauptverdienst eines sol- 
chen Sammelwerkes, das auf diese Weise wie- 
der, auf einer Ebene weit überragender Tech- 
nik und Spezialisierung des Zeitalters, der Er- 
zieher zu einem einheitlichen politischen Welt- 
bild werden kann, wie es für ihre Zeitalter 
seine ältesten Vorgänger waren. Darin liegt 
aber für die Unternehmer und Mitarbeiter 
die größte Genugtuung einer so sehr zersplit- 
terten und im Lebensstil aufgelösten Zeit 
gegenüber. 

Im Bd. ıı treten, neben „Landkarte“ und 
„Landschaftsmalerei“ (hätte bei der Land- 
schaftskunde nicht auch die Landschaftsschil- 
derung, auch Banses „Neue Geographie“, 
„Geographie als Kunst“ freundliche Erwäh- 
nung verdient?), vor allem die um „Land- 
wirtschaft“ gruppierten Schlagworte mit ihrer 
ausgezeichneten Darstellung in Bild und Wort 
in den Vordergrund. Die Tafel: ‚‚Landwirt- 
schaft Il: Völkerkundliches“ wird ihren Wert 
lange wahren können! Die acht Tafeln in 
ihrer Gesamtheit sind ein konzentrierter wirt- 
schaftsgeographischer Anschauungsunterricht, 
der — richtig durchgearbeitet — Bücher er- 
setzen kann. Ein Hinweis auf Werke wie 
K. Sappers „Allgemeine Wirtschafts- und Ver- 
kehrsgeographie“ würde allerdings auch den 
Landwirten nicht schaden, die sich gern nur 
um die eigene Achse drehen und zuweilen der 
Einsicht bedürfen, daß auch weltüber zwin- 
gende Rückschlagswirkungen über ihr eigen- 
stes Gebiet kommen können, auf die recht- 
zeitige Fernschau nützlich ist. 

Welche Auswahlleistung gehört dazu, um 
für „Lhasa“, den „Lenin“berg, die „Lena- 
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landschaft bei Jakutsk“ auf vier zu sechs 
Zentimeter Bilder zu finden, die in so kleinen 
Abmessungen dem Leser dennoch einen Reflex 
überwältigender landschaftlicher Größe ver- 
mitteln! Bei Architekturen ist es eher noch 
leichter, und es kann natürlich nicht bei 
jedem Gegenstand gleich gut gelingen. Bei 
„Li Hung tschang“ fehlt dessen schlimmstes 
Werk, der Li-Lobanow-Vertrag, die eigent- 
liche Ursache der heutigen Mandschureiwir- 
ren. Ein besonders schönes, dankenswertes und 
überzeugendes Blatt ist (bei „Litauen“) die 
Darstellung des Deutschtums in den balti- 
schen Staaten, ein Kabinettstück die schwierige 
Schilderung des Baucharakters von „London“ 


ın Bild und Wort. Erst im Durchpflügen, in 
eigener Stellungnahme zu jedem einzelnen 
Schlagwort offenbart sich der Schatz an welt- 
politischer und kulturgeographischer Er- 
ziehung, den der „Große Brockhaus“ spendet, 
in einer geistigen Haltung, die hoffentlich 
bis zum Ende durchgehalten werden kann. 
Daß dabei fortwährend in höchst umstrittenen 
Fragen Farbe bekannt werden muß, wie bei 
„Löss“, „Lothringen“, „Luftkrieg“, „Luft- 
schiffentwicklung“, „Luftverkehr“, „Mähren“ 
u. a.: das erhöht den Reiz und die Verant- 
wortung — mit der Tragweite der kulturpoli- 
tischen Wirkung! 


ALBRECHT HAUSHOFER: 
Literaturbericht aus der atlantischen Welt 


Wilhelm Winkler, Statistisches Hand- 
buch der europäischen Nationalitäten. 
Wien 1931. Wilhelm Braumüller. 248 S. 
Dem Statistischen Handbuch des gesamten 

Deutschtums läßt der Leiter des Wiener In- 

stituts für Statistik der Minderheitsvölker eine 

Übersicht über die europäischen Nationalitäten 

folgen. Wer jemals mit der kritischen Sich- 

tung von statistischem Material zu Nationali- 
tätenfragen zu tun gehabt hat und die Schwie- 
rigkeiten der richtigen Interpretation amtlichen 

Materials kennengelernt hat, wird die Lei- 

stung, die in diesem Bande steckt, anerkennen 

müssen, auch wenn er an der einen oder 
anderen Stelle seine eigene Meinung wahrt. 

Behandelt werden die Nationalitäten (der Be- 

griff wird im Sinne von Minderheitsvolks- 

gruppen gebraucht) in sämtlichen europäischen 

Staaten. Das ‚europäische Rußland“ wird 

mitbesprochen; freilich kurz und nicht ganz 

der Bedeutung entsprechend; auch die Natio- 
nalitätenstatistik der Sowjetunion verlangt eine 
eigene Behandlung (und zwar für das ge- 
samte Staatsgebiet), die freilich nicht ge- 
geben werden kann, wenn das Moskauer Sta- 
tistische Amt keine Auskunft gibt. Dankens- 
wert (und aufschlußreich zugleich) sind die 
Mitteilungen bei jedem einzelnen Abschnitt, 
die nachweisen, welche Statistischen Ämter 
und welche Nationalitäten sich an der Bei- 
schaffung des Materials beteiligt und welche 
sich versagt haben. Die jeweilige Erläuterung 
des Materials zeugt von größter Objektivität. 


Karl C. Thalheim, Das Grenzlanddeutsch- 
tum. Mit besonderer Berücksichtigung sei- 
nes Wirtschafts- und Soziallebens. Berlin 
1921. Walter de Gruyter. 148S. 

In die handliche, knappe Form eines Gö- 
schen-Bändchens das wichtigste Wissen über 
das gesamte Grenzlanddeutschtum zusammen- 
zudrängen, ist keine leichte Aufgabe. Der 
Verfasser hat sie mit Klarheit und Präzision 
gelöst. Sein Büchlein wird vielen willkommen 
sein. Den Mangel tieferen Eingehens auf die 
innere Problematik des Grenzvolkdaseins wird 
man weniger dem Verfasser als dem knappen 
Raum zurechnen müssen. 

Hans Schmid, Sprachinsel und Volkstums- 
entwicklung. Die Wandlung volkskund- 
lichen Bestandes in der deutschen Sprach- 
insel Machlieniec in Ostgalizien. Münster 
1931. Aschendorff. 141 S. 

Der Untertitel gibt das Wesen dieser Ar- 
beit. Es handelt sich um eine gediegene und 
aufschlußreiche Spezialuntersuchung. Sie be- 
handelt ein deutsches Jungkolonistendorf öst- 
lich von Stryj, das 1823 von Auswanderern 
aus dem Egerland besiedelt wurde. Einleitend 
wird eine Geschichte des Dorfes gegeben, an 
die als Hauptteil eine vollständige Volks- 
kunde der kleinen Sprachinsel anschließt. Von 
allgemeiner Bedeutung ist, was vorsichtig‘ 
unter dem Titel ‚Die seelische Umformung“ 
geboten wird. Hier geht es um Grundfragen: 
um den Sinn einer Wanderbewegung, um das 
bestimmende Verhältnis zwischen Erbgut und. 
Umwelt. 
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Georg Schreiber, Das deutsche Volks- 
tum und die Kirche. Ein Beitrag zum 
Ethos der Minderheiten. Köln 1932. Gilde- 
Verlag. 104 8. 

Einen Vortrag, den er auf der katholischen 
Auslandsdeutschen-Tagung in Nürnberg im 
Sommer ı93ır hielt, hat der bekannte Poli- 
tiker zu einem kleinen Buch ausgeweitet. In 
kurzen Kapiteln gibt er einen kurzen Abrıß 
einer Reihe von Problemen, die in den Rah- 
men teils der Volkstumspflege älteren Stils, 
teils der modernen Minderheitenpolitik hinein- 
gehören. Die Bedeutung der Kirche für die 
Aufrechterhaltung des Volkstums wird (mit 
Recht) stark betont. 

Hans-Ulrich Schäfer, Die Fluginsel. Eine 
völkerrechtliche Studie über die Probleme 
der Flugstützpunkte auf offener See. Göt- 
tingen 1932. Vandenhoeck & Ruprecht. 79 8. 
Häufig wird der Jurisprudenz der berech- 

tigte Vorwurf gemacht, daß sie hinter der 

Wirklichkeit herhinke. Hier hat sie sich im 

voraus eines höchst interessanten und in sei- 

nen geopolitischen Konsequenzen noch keines- 
wegs durchdachten Problems bemächtigt. Der 

Verfasser kommt zu dem Ergebnis, daß die 

Fluginseln rechtlich den natürlichen Inseln 

gleichzustellen seien. Nur wenn ein Staat sie 

baue, seien sie einer Staatshoheit unterstellt; 
ihr Bau dürfe daher nur unter staatlicher 

Schutzherrschaft vor sich gehen. Auch die 

Fluginsel besitze Küstengewässer; doch sei 

ım Interesse der Freiheit der Meere eine Be- 

schränkung dieser ‚„Küstengewässer“ anzustre- 
ben. Einer Befestigung der Inseln stehe juri- 
stisch nichts im Wege. Die Internationalisie- 
rung der Fluginseln wird abgelehnt. — Um 
die praktische geopolitische Bedeutung dieser 

Fragen klarzustellen, stelle man sich einmal 

eine vom italienischen Staat gebaute und 

schwer befestigte Fluginsel halbwegs zwischen 

Toulon und Ajaccio, eine französische zehn 

Meilen vor Spezia oder Rom. eine japanische 

vor Panama oder eine amerikanische vor 
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Yokohama vor... Grund genug, sich auch 
von der Geopolitik her eingehend mit dieser 
juristisch untersuchten Frage zu beschäftigen! 
Eine Einzelheit der Kritik: ein Brasilianer 
namens da Foncesa Hermes ist uns un- 
bekannt. Sollte hier aus zweiter Hand zitiert 
sein und der bekannte Politiker Hermes da 
Fonseca sich dergestalt verbergen? 


Jon Skeie, Die Grönlandfrage. Der Streit 
zwischen Norwegen und Dänemark um Öst- 
grönland. Berlin 1932. Georg Stilke. 118 S., 
3K. 

Grönland ist wie Island und die Färöer 
ohne Zweifel von Norwegen aus kolonisiert 
worden. Bei der Abtrennung Norwegens von 
Dänemark ı814 sind diese Nebenländer bei 
Dänemark geblieben. Ein Jahrhundert lang 
hat sich Norwegen damit abgefunden. West- 
grönland wird unbestritten von Dänemark aus 
verwaltet; die dortigen „Grönländer“ (Eski- 
mos mit vielfacher nordischer Blutbeimischung) 
werden von der übrigen Welt in ihrer Wirt- 
schaft abgeschlossen erhalten. Ostgrönland 
hatte — abgesehen von der Kolonie Angmag- 
salik — keine grönländische Bevölkerung. 
Nun beabsichtigte Dänemark, auch Ostgrön- 
land in das Absperrungssystem einzufügen 
und die Neubesiedlung vorzubereiten. Es kam 
damit in Konflikt mit den Wünschen der nor- 
wegischen Fänger, die sich zwischen der 
Shannon-Insel und dem Scoresby-Sund eine 
Landbasis eingerichtet hatten (also in dem 
Teil der Ostküste, der das Forschungsgebiet 
der deutschen Germania-Expedition war). Nor- 
wegen erkennt die Souveränität Dänemarks 
über Ostgrönland nicht an und ist im Som- 
mer 1931 zur ÖOkkupation geschritten, die 
von Dänemark im Haag mit starker Aussicht 
auf Erfolg angefochten wird. Das Büchlein 
des norwegischen Juristen Skeie gibt eine ge- 
schickte und bewußt einseitige, stark pole- 
mische Darstellung des norwegischen Stand- 
punktes. 
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